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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Zwanzigsten Rentenanpassung und zur 
Verbesserung der Finanzgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung 
(Zwanzigstes Rentenanpassungsgesetz — 20. RAG) 
- Drucksache 8/165 — 

in Verbindung mit dem 

Bericht der Bundesregierung über die gesetzlichen Rentenversicherungen, 
insbesondere über deren Finanzlage in den künftigen 15 Kalenderjahren, gemäß §§ 1273 und 579 
der Reichsversicherungsordnung, § 50 des Angestelltenversicherungsgesetzes und 
§ 71 des Reichsknappschaftsgesetzes (Rentenanpassungsbericht 1977) 
—Drucksache 8/119 — 

und  dem 

Gutachten des Sozialbeirats zu den Vorausberechnungen der Bundesregierung 
über die Entwicklung der Finanzlage der gesetzlichen Rentenversicherungen von 1976 bis 1990 
sowie Empfehlungen des Sozialbeirats zur Anpassung der Geldleistungen 
der gesetzlichen Unfallversicherung 
—Drucksache 8/132 — 

A. Problem 

Konsolidierung der gesetzlichen Rentenversicherung zwecks 
Sicherung des Leistungssystems einschließlich künftiger Renten-
anpassungen. 

I. Rentenanpassung 

Anpassung der Renten aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung ab 1. Juli 1977, der Geldleistungen aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung und der Altersgelder in der Altershilfe 
für Landwirte ab 1. Januar 1978 an die Entwicklung der 
Löhne und Gehälter. 
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II. Regelungen zur Verbesserung der Finanzgrundlagen der 
gesetzlichen Rentenversicherung und sonstige Regelungen. 

1. Die Rentenversicherung der Arbeiter und der Ange-
stellten soll von Überzahlungen für die Krankenver-
sicherung der Rentner entlastet werden. 

2. Wegen der Finanzlage der gesetzlichen Rentenver-
sicherung ist es erforderlich, bei der Anpassung der 
Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung zu dem 
Anpassungsturnus zurückzukehren, der bis zum Jahre 
1972 praktiziert worden ist. 

3. Die Finanzlage der gesetzlichen Rentenversicherung soll 
von konjunkturellen Schwankungen dadurch unabhän-
giger gemacht werden, daß die Bundesanstalt für Arbeit 
für die Bezieher von Leistungen aufgrund des Arbeits-
förderungsgesetzes Beiträge zur gesetzlichen Renten-
versicherung entrichtet. 

4. Die berufliche Rehabilitation soll vereinfacht und die 
gesetzliche Rentenversicherung von den Ausgaben für 
die berufliche Rehabilitation entlastet werden. 

5. Wegen der unter 3. dargestellten Maßnahme benötigt 
die gesetzliche Rentenversicherung geringere Rücklagen 
als bisher. Die Funktionsfähigkeit der Rücklage als kon-
junkturelle Schwankungsreserve soll verbessert und 
der Finanzausgleich in der Rentenversicherung gesichert 
werden. 

6. Die allgemeine Bemessungsgrundlage in der gesetz-
lichen Rentenversicherung soll unter Zugrundelegung 
von Entgelten fortgeschrieben werden, die um ein Jahr 
aktueller sind als bisher (verkürzte Bruttodynamik). 

7. Eine weitere Auseinanderentwicklung des Kinderzu-
schusses in der gesetzlichen Rentenversicherung und des 
Kindergeldes nach dem Bundeskindergeldgesetz soll 
vermieden werden. Außerdem soll die Gewährung des 
Kinderzuschusses von einer kontinuierlichen Beitrags-
zahlung und die Gewährung von Waisenrente und Wai-
sengeld an Waisen in Ausbildung — wie bei Familien-
lastenausgleichsleistungen — davon abhängig gemacht 
werden, daß das Einkommen aus der Ausbildung be-
stimmte Grenzen nicht übersteigt. 

8. Die Gewährung von Kuren in der gesetzlichen Renten-
versicherung soll beitragsgerechter gestaltet und in den 
verschiedenen Leistungsbereichen besser aufeinander 
abgestimmt werden. 

9. Der Beitragszuschuß für freiwillig oder privat kranken
-versicherte Rentner soll künftig nicht mehr pauschal, 

sondern individuell berechnet werden. 

10. Der Mindestbeitrag für die freiwillige Versicherung in 
der gesetzlichen Rentenversicherung, der seit 1957 un- 
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verändert ist und den veränderten Lohn- und Einkom-
mensverhältnissen nicht mehr entspricht, soll zur Ver-
meidung von Kleinstrenten und zur Verwirklichung von 
mehr Beitragsgerechtigkeit angehoben werden. 

11. Rentenzahlungen ins Ausland, soweit sie als Ermessens-
leistungen gewährt werden, sollen eingeschränkt wer-
den. 

12. Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung an Be-
amte und ihnen gleichgestellte Personen im öffentlichen 
Dienst sollen eingeschränkt werden, um Doppelversor-
gungen möglichst zu vermeiden. 

13. Die Möglichkeiten des Hinzuverdienstes für Bezieher 
eines vorzeitigen Altersruhegeldes sollen eingeschränkt 
werden. 

14. Die Bewertung von versicherungsfreien Ausbildungs-
zeiten soll der Bewertung von versicherungspflichtigen 
Berufsausbildungszeiten angeglichen werden. 

15. Die Möglichkeiten zur Gewährung von zeitlich begrenz-
ten Renten wegen Berufs- und Erwerbsunfähigkeit sol-
len erweitert werden. 

16. Die Stiftung für die Alterssicherung älterer Selbständi-
ger soll aufgelöst werden, da der mit der Errichtung 
der Stiftung verfolgte Zweck offensichtlich nicht erreicht 
werden kann. 

B. Lösung 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat mit unterschied-
lichen Stimmverhältnissen folgende Lösungen beschlossen: 

I. Rentenanpassung 

Anhebung der Renten aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung um 9,9 v. H. für Bezugszeiten ab 1. Juli 1977, der 
Altersgelder in der Altershilfe für Landwirte um 9,9 v. H. 
für Bezugszeiten ab 1. Januar 1978 und der Geldleistungen 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung um 7,4 v. H. für 
Bezugszeiten ab 1. Januar 1978. 

II. Regelungen zur Verbesserung der Finanzgrundlagen der 
gesetzlichen Rentenversicherung und sonstige Regelungen. 

1. Festsetzung des Zuschusses der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Angestellten zu den Aufwendungen 
für die Krankenversicherung der Rentner auf 11 v. H. 
der Rentenausgaben. 

2. Festsetzung des Termins für die 21. Rentenanpassung 
auf den 1. Januar 1979 mit Folgewirkungen für die 
weiteren Rentenanpassungen. 

3. Einbeziehung der Bezieher von Leistungen auf Grund 
des Arbeitsförderungsgesetzes in die Versicherungs- 
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pflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung mit Wir-
kung vom 1. Januar 1979 an. Verpflichtung der Bundes-
anstalt für Arbeit zur Zahlung von Beiträgen nach den 
ihren Leistungen zugrunde liegenden Bruttoarbeitsent-
gelten. 

Bei Beziehern von Schlechtwettergeld soll die Neurege-
lung der bereits bestehenden Regelung für die Bezieher 
von Kurzarbeitergeld entsprechen. 

4. Übertragung der beruflichen Rehabilitation von der ge-
setzlichen Rentenversicherung auf die Bundesanstalt für 
Arbeit mit Wirkung vom 1. Januar 1979 an. 

5. Die 3-Monatsschwelle der Rücklage, bei deren Unter-
schreitung in den Vorausberechnungen der Bundes-
regierung der erforderliche Beitragssatz zu berechnen 
ist, wird auf einen Monat herabgesetzt. Die Rücklagen 
der gesetzlichen Rentenversicherung dürfen künftig nur 
liquide angelegt werden (Schwankungsreserve). Die bis-
herigen Finanzausgleichsverfahren in der gesetzlichen 
Rentenversicherung sollen durch ein einheitliches Liqui-
ditätsausgleichsverfahren ersetzt werden. 

6. Fortschreibung der allgemeinen Bemessungsgrundlage 
für das Jahr 1977 von 1978 an mit der Veränderungs-
rate der Durchschnittsentgelte in dem Dreijahreszeit-
raum vor dem Kalenderjahr des Versicherungsfalles 
gegenüber dem um ein Jahr weiter zurückliegenden 
Dreijahreszeitraum. 

7. Der Kinderzuschuß in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung wird auf dem gegenwärtigen Stand (in der Ren-
tenversicherung der Arbeiter und der Angestellten 
152,90 DM, in der knappschaftlichen Rentenversicherung 
154,50 DM monatlich) festgehalten. Entsprechendes gilt 
gilt für den beitragsunabhängigen Bestandteil in Renten 
an Halbwaisen. Der beitragsunabhängige Bestandteil in 
den Renten an Vollwaisen soll weiter angepaßt werden. 
Die Gewährung des Kinderzuschusses wird davon ab-
hängig gemacht, daß der Versicherte die Zeit vom Ein-
tritt in die Versicherung bis zum Versicherungsfall we-
nigstens zur Hälfte mit Beiträgen belegt hat, wobei frei-
willige Beiträge berücksichtigt werden. Bei Renten an 
Halbwaisen wird bei Nichterfüllung der vorgenannten 
Voraussetzung der beitragsunabhängige Bestandteil in 
Höhe des halben Kinderzuschusses gewährt; bei Renten 
an Vollwaisen entspricht dieser Bestandteil dem vollen 
Kinderzuschuß. 
An über 18 Jahre alte Waisen in Ausbildung, die aus 
dem Ausbildungsverhältnis monatliche Bruttobezüge 
von mindestens 1 000 DM oder vergleichbares Einkom-
men beziehen, wird Waisenrente oder Waisengeld 
künftig nicht mehr gewährt. 

8. Die Gewährung von Kuren in der gesetzlichen Renten-
versicherung an freiwillig und latent Versicherte soll 
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grundsätzlich davon abhängig gemacht werden, daß der 
Versicherte eine Versicherungszeit von 180 Kalender-
monaten zurückgelegt hat. 

9. Der Beitragszuschuß für freiwillig oder privat kranken-
versicherte Rentner soll künftig in Höhe von 11 v. H. 
der Rente gewährt werden. Außerdem soll der Beitrags-
zuschuß auf die Höhe der tatsächlichen Aufwendungen 
für die Krankenversicherung begrenzt werden. 

Wer bereits Anspruch auf den Beitragszuschuß hat, soll 
den Beitragszuschuß künftig mindestens in Höhe von 
100 DM erhalten, wenn er entsprechende Aufwendun-
gen für die Krankenversicherung hat. 

10. Der Mindestbeitrag für die freiwillige Versicherung in 
der gesetzlichen Rentenversicherung soll stufenweise 
angehoben werden und vom Jahre 1980 an der Höhe 
des geringsten Pflichtbeitrags entsprechen. 

11. Die Rentenzahlungen ins Ausland, soweit sie auf Ver-
sicherungszeiten beruhen, die außerhalb der Bundes-
republik Deutschland einschließlich des Landes Berlin 
zurückgelegt sind, werden künftig eingeschränkt. Ver-
folgte des Nationalsozialismus werden aus entschädi-
gungsrechtlichen Gründen von dieser Regelung nicht be-
troffen. Für bereits laufende Renten sind großzügige 
Besitzschutzregelungen vorgesehen. 

12. Empfänger ausreichender Pensionsbezüge sind künftig 
bei Ausübung einer Beschäftigung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung versicherungsfrei. 

Ersatz- und Ausfallzeiten sowie die Zurechnungszeit 
werden bei der Berechnung der Rente für vor dem 
1. Januar 1966 ernannte Beamte nicht angerechnet, wenn 
sie bereits in der Beamtenversorgung zu berücksichtigen 
sind. 

Beamte und ihnen gleichgestellte Personen haben künf-
tig keinen Anspruch auf Rehabilitationsmaßnahmen aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung. 

13. Bezieher von vorgezogenem Altersruhegeld (Frauen 
und Arbeitslose) dürfen künftig monatlich 425 DM brut-
to, Bezieher von flexiblem Altersruhegeld monatlich 
1 000 DM brutto neben der Rente hinzuverdienen und 
außerdem für längstens zwei Monate kurzfristige Be-
schäftigungen ausüben. 

14. Zeiten der Schul-, Fachschul- und Hochschulausbildung 
werden bei der Berechnung der Rente künftig höchstens 
mit dem jeweiligen Durchschnittsverdienst aller Ver-
sicherten bewertet. 

15. Zeitlich begrenzte Renten — künftig bis zu drei Jah-
ren — sollen vor allem dann — ggf. mehrmals — ge-
währt werden, wenn andere Gründe als der Gesund-
heitszustand des Versicherten für die Bewilligung der 
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Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrente ausschlaggebend 
sind, insbesondere die Situation auf dem Arbeitsmarkt. 

16. Die Stiftung für die Alterssicherung älterer Selbständi-
ger soll aufgehoben werden. 

Bei der Schlußabstimmung ist Artikel 1 des Gesetzentwurfs 
einstimmig angenommen worden; an der Abstimmung über 
Artikel 2 und 3 haben sich die Ausschußmitglieder der CDU/ 
CSU-Fraktion nicht beteiligt. 

C. Alternativen 

Zu II. 

zu 1. 

Fraktion der CDU/CSU des Deutschen Bundestages und Bundes-
rat : 

Anpassung der Leistungen der gesetzlichen Rentenversiche-
rung für die Krankenversicherung der Rentner entsprechend 
dem durchschnittlichen Beitragssatz der Krankenkassen und Er-
satzkassen, Beteiligung der Rentner an diesen Aufwendungen 
für 1979 mit 2,6 °/o und ab 1980 mit 4 %  des Rentenzahlbetrages, 
wobei Bezieher von niedrigen Renten mit mindestens 25 Ver-
sicherungsjahren von der Beitragszahlung ausgenommen sind. 

zu 5.  

Bundesrat: 

Die 3-Monatsschwelle sollte allenfalls auf zwei Monate herab-
gesetzt werden. 

zu 6.  

Fraktion der CDU/CSU des Deutschen Bundestages und Bundes-
rat : 

Beibehaltung der geltenden allgemeinen Bemessungsgrundlage. 
Finanzierung etwaiger Mehraufwendungen mit Hilfe des Bei-
trags der Rentner für die Krankenversicherung der Rentner. 

zu 7.  

Fraktion der CDU/CSU des Deutschen Bundestages und Bundes-
rat : 

Beibehaltung des geltenden Rechts bei den Kinderzuschüssen — 
auch in Waisenrenten. 

Fraktion der CDU/CSU des Deutschen Bundestages: 

Erstattung der Ausgaben der gesetzlichen Rentenversicherung 
für Kinderzuschüsse durch den Bund in Höhe von 3,5 Mrd. DM 
für die Zeit vom 1. Juli 1977 bis 31. Dezember 1980. 

Fraktion der CDU/CSU des Deutschen Bundestages: 

Dynamische Einkommensgrenzen für die Gewährung von Wai-
senrente und Waisengeld an Waisen in Ausbildung. 
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zu 9. 

Fraktion der CDU/CSU des Deutschen Bundestages: 

Gewährung des Beitragszuschusses für freiwillig oder privat 
krankenversickerte Rentner in Höhe des durchschnittlichen Bei-
tragssatzes der Krankenkassen und Ersatzkassen bis zur Höhe 
der tatsächlichen Aufwendungen für eine freiwillige oder pri-
vate Krankenversicherung. 

D. Kosten 

I. Rentenanpassung 

1. Gesetzliche Rentenversicherung 

In der Zeit vom 1. Juli 1977 bis zum 31. Dezember 1978 
ergeben sich folgende Mehraufwendungen: 

Rentenversicherung 
der Arbeiter 	  9 164 Millionen DM 

Rentenversicherung 
der Angestellten 	 5 356 Millionen DM 

knappschaftliche 
Rentenversicherung 	 1 032 Millionen DM 

Summe 	 15 552 Millionen DM. 

Von den Mehraufwendungen in Höhe von 1 032 Millio-
nen DM in der knappschaftlichen Rentenversicherung 
werden etwa ein Drittel für das zweite Halbjahr 1977 
von der Rentenversicherung der Arbeiter und der An-
gestellten im Wege des Wanderungsausgleichs gemäß 
Artikel 2 § 20 b KnVNG und etwa zwei Drittel vom 
Bund gemäß § 128 RKG getragen. 

2. Gesetzliche Unfallversicherung 

In der Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1978 er-
geben sich Mehraufwendungen in Höhe von 323 Mil-
lionen DM. 

Davon entfallen 

auf die Versicherungsträger 	 293 Millionen DM 

auf den Bund 	  18 Millionen DM 

auf die Länder  	5 Millionen DM 

auf die Gemeinden  	7 Millionen DM. 

3. Altershilfe für Landwirte 

In der Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1978 er-
geben sich Mehraufwendungen in Höhe von 214 Mil-
lionen DM. 

Davon entfallen 
auf Altersgelder 	  194 Millionen DM 
auf Landabgaberenten 	 20 Millionen DM. 
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Von den Mehraufwendungen für Altersgelder gehen zu 
Lasten 
der Alterskassen 	  24 Millionen DM 

des Bundes 	  170 Millionen DM 

und für Landabgaberenten 
zu Lasten des Bundes 	 20 Millionen DM. 

Die dem Bund entstehenden Aufwendungen sind in der 
Finanzplanung des Bundes bei der Hauptgruppe 6 be-
rücksichtigt. 

II. Regelungen zur Verbesserung der Finanzgrundlagen der 
gesetzlichen Rentenversicherung und sonstige Regelungen. 

1. Durch die Festsetzung der Ausgaben der Rentenver-
sicherung der Arbeiter und der Angestellten für die 
Krankenversicherung der Rentner auf 11 v. H. der Ren-
tenausgaben tritt eine Entlastung der Rentenversiche-
rung der Arbeiter und der Angestellten in Höhe von 
3,0 Mrd. DM im Jahre 1977 und 7,6 Mrd. DM im Jahre 
1978 ein. In den Jahren 1977 bis 1980 betragen die Min-
derausgaben 31,7 Mrd. DM. 

2. Durch die Verlegung des Termins für die 21. Anpassung 
der Renten aus der Rentenversicherung auf den 1. Ja-
nuar 1979 und durch die Änderung der allgemeinen Be-
messungsgrundlage ergeben sich im Jahre 1978 in der 
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten 
Minderausgaben in Höhe von 4,7 Mrd. DM. Dabei ist 
die eingetretene Minderung beim Wanderungsausgleich 
berücksichtigt. In der knappschaftlichen Rentenversiche-
rung tritt im Jahre 1978 wegen der Minderung des Wan-
derungsausgleichs nur eine geringfügige Einsparung ein. 

In den Jahren 1978 bis 1980 betragen die Minderaus-
gaben in der Rentenversicherung 20,3 Mrd. DM, wovon 
0,4 Mrd. DM auf die knappschaftliche Rentenversiche-
rung entfallen. Bei diesen Beträgen ist eine eventuelle 
Anpassung der Bestandsrenten in den Jahren 1979 und 
1980 an die Entwicklung der verfügbaren Einkommen 
der Arbeitnehmer berücksichtigt. 

3. Durch die Einführung der Versicherungspflicht zur Ren-
tenversicherung für die Leistungsempfänger der Bun-
desanstalt für Arbeit ergeben sich in der Rentenver-
sicherung Mehreinnahmen in Höhe von 2,4 Mrd. DM im 
Jahre 1979 und 2,5 Mrd. DM im Jahre 1980. 

Bei der Bundesanstalt für Arbeit tritt eine entspre-
chende zusätzliche Belastung ein, von der auf den Bund 
jährlich rd. 60 Millionen DM entfallen. 

4. Durch die Ausgliederung der beruflichen Rehabilitation 
aus der Rentenversicherung und Übertragung dieser 
Aufgabe auf die Bundesanstalt für Arbeit ergeben sich 
in der Rentenversicherung Minderausgaben in Höhe 
von 800 Millionen DM im Jahre 1979 und 900 Millio-
nen DM im Jahre 1980. 
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Bei der Bundesanstalt für Arbeit tritt eine entsprechende 
Mehrbelastung ein. 

5. Durch die Festsetzung des Kinderzuschusses auf monat-
lich 152,90 DM in der Rentenversicherung der Arbeiter 
und der Angestellten sowie auf 154,50 DM in der knapp-
schaftlichen Rentenversicherung ergibt sich eine Ent-
lastung der Rentenversicherung in Höhe von rd. 100 
Millionen DM im Jahre 1977 und 300 Millionen DM im 
Jahre 1978. In den Jahren 1977 bis 1980 machen die 
Minderausgaben 1 500 Millionen DM aus. 

6. Durch die vom Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
beschlossenen Änderungen des Auslandsrentenrechts 
und der Vorschriften über Kuren in der Rentenversiche-
rung ergeben sich gegenüber dem Regierungsentwurf 
geringe Mehrausgaben; diese werden durch andere Be-
schlüsse des Ausschusses, die zu weiteren Einsparungen 
führen (insbesondere Bewertung der Ausbildungszeiten, 
Wegfall der Waisenrente bei Waisen in Ausbildung mit 
eigenem Einkommen sowie Beseitigung von Doppelan-
rechnungen von Ersatzzeiten, Ausfallzeiten und der Zu-
rechnungszeit bei Beamten), mehr als ausgeglichen. 

7. Als Folge der Regelungen zum Kinderzuschuß wird der 
Bund im Kindergeldbereich mit Mehrausgaben belastet, 
die in den Jahren 1977 bis 1980 75 Millionen DM be-
tragen. Den Mehrausgaben stehen allerdings Minder-
ausgaben gegenüber, die dadurch entstehen, daß durch 
die Maßnahmen dieses Gesetzes, soweit sie zu Minder-
ausgaben in der Rentenversicherung führen, der Bund 
durch Einsparungen in der knappschaftlichen Renten-
versicherung entlastet wird. 

8. Bund, Länder und Gemeinden können mit Kosten be-
lastet werden, wenn die Vorschriften über die zusätz-
liche Alters- und Hinterbliebenenversorgung des öffent-
lichen Dienstes nicht den Veränderungen im Bereich der 
gesetzlichen Rentenversicherung angepaßt werden 

Außer den vorstehend dargestellten Auswirkungen auf die 
Haushalte der Träger der Rentenversicherung, der Bundes-
anstalt für Arbeit, des Bundes, der Länder und der Gemein-
den sind weitere Auswirkungen auf öffentliche Haushalte 
nicht zu erwarten. Auswirkungen auf das allgemeine Preis-
niveau sind ebenfalls nicht zu erwarten. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur 
Zwanzigsten Rentenanpassung und zur Verbesserung der Finanzgrundlagen 
der gesetzlichen Rentenversicherung (Zwanzigstes Rentenanpassungsgesetz —
20. RAG) — Drucksache 8/165 — in der aus der anliegenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. den Bericht der Bundesregierung über die gesetzlichen Rentenversicherungen, 
insbesondere über deren Finanzlage in den künftigen 15 Kalenderjahren, 
gemäß §§ 1273 und 579 der Reichsversicherungsordnung, § 50 des Angestellten-
versicherungsgesetzes und § 71 des Reichsknappschaftsgesetzes (Rentenanpas-
sungsbericht 1977) — Drucksache 8/119 — und das Gutachten des Sozialbeirats 
zu den Vorausberechnungen der Bundesregierung über die Entwicklung der 
Finanzlage der gesetzlichen Rentenversicherungen von 1976 bis 1990 sowie 
Empfehlung des Sozialbeirats zur Anpassung der Geldleistungen der gesetz-
lichen Unfallversicherung — Drucksache 8/132 - zur Kenntnis zu nehmen; 

3. die Bundesregierung zu ersuchen, 

a) das Recht der gesetzlichen Rentenversicherung sowohl hinsichtlich der 
Versicherungsberechtigung als auch der Leistungsgewährung mit dem Ziel 
zu überprüfen, mehr Beitragsgerechtigkeit zu verwirklichen, dem Deutschen 
Bundestag darüber möglichst bald zu berichten und gegebenenfalls Vor-
schläge zu Rechtsänderungen im Entwurf eines 21. Rentenanpassungsge-
setzes insbesondere in bezug auf die Beitragsgestaltung von Pflichtver-
sicherten (Aufstockung) und die Abhängigkeit der Anpassung der Leistun-
gen aus freiwilligen Beiträgen von einer regelmäßigen Beitragsentrichtung 
zu machen und hierbei allen Problemen, die sich aus diskontinuierlicher 
Erwerbstätigkeit ergeben, verstärkte Aufmerksamkeit zu widmen, 

b) die Auswirkungen der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts zur Berufs- 
und Erwerbsunfähigkeit sorgfältig zu beobachten, über das Ergebnis im 
nächsten Rentenanpassungsbericht zu berichten und gegebenenfalls — un-
beschadet von weitergehenden Überlegungen über die Voraussetzungen 
für die Rente wegen Berufsunfähigkeit und Erwerbsunfähigkeit — Vor-
schläge zu Rechtsänderungen zu machen, durch die unangemessene Aus-
wirkungen vermieden werden, 

c) im Abstand von drei Jahren in dem jeweiligen Rentenanpassungsbericht 
zur Frage der Notwendigkeit einer Anpassung der im Gesetz bestimmten 
Höhe der Zahlungen der gesetzlichen Rentenversicherung für die Kranken-
versicherung der Rentner an den durchschnittlichen Beitragssatz der gesetz-
lichen Krankenversicherung Stellung zu nehmen, 

d) aus den im Recht der gesetzlichen Rentenversicherung enthaltenen Be-
schränkungen des möglichen Hinzuverdienstes bei Altersruhegeldempfän-
gern Folgerungen für Bezieher von beamtenrechtlichen Versorgungsbezü-
gen oder anderen Versorgungsleistungen wegen einer Beschäftigung im 
öffentlichen Dienst zu ziehen und dem Deutschen Bundestag möglichst bald 
Vorschläge für entsprechende Rechtsänderungen vorzulegen, 

e) zu prüfen, ob und in welcher Weise der Zunahme von versicherungsfreien 
Nebenbeschäftigungen entgegengewirkt werden kann, die unter Einspa-
rung von Sozialversicherungsbeiträgen ausgeübt werden, und gegebenen-
falls Vorschläge unter ausgewogener Berücksichtigung der Belange von 
Beschäftigten und Arbeitgebern, insbesondere auch im Interesse der eigen-
ständigen Alterssicherung der Frauen, spätestens im Entwurf des 21. Ren-
tenanpassungsgesetzes mit dem Ziel zu machen, die Chancengleichheit für 
Arbeitsuchende und Wettbewerbsgleichheit für Arbeitgeber auf diesem 
Teilgebiet des Arbeitsmarktes herzustellen, 
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f) im Abstand von drei Jahren zu der Frage Stellung zu nehmen, ob die Ein-
kommensgrenzen bei den Waisenrenten an Kinder in Ausbildung der Ent-
wicklung der allgemeinen Einkommensverhältnisse angepaßt werden 
sollen; 

4. die zu dem Gesetzentwurf — Drucksache 8/165 — eingegangenen Eingaben 
und Petitionen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 26. April 1977 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Rappe (Hildesheim) 

Vorsitzender 

Franke 	Glombig 	Schmidt (Kempten) 

Berichterstatter 



Drucksache 8/337 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Zwanzigsten Rentenanpassung 
und zur Verbesserung der Finanzgrundlagen der gesetzlichen 
Rentenversicherung (Zwanzigstes Rentenanpassungsgesetz — 20. RAG) 
— Drucksache 8/165 — 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Zwanzigsten Renten-
anpassung und zur Verbesserung der Finanzgrund-
lagen der gesetzlichen Rentenversicherung („Zwan-
zigstes Rentenanpassungsgesetz — 20. RAG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Rentenanpassung 

Erster Abschnitt 

Anpassung der Renten 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung 

§1 

(-1) In der gesetzlichen Rentenversicherung wer-
den aus Anlaß der Veränderung der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage für das Jahr 1977 die Ver-
sicherten- und Hinterbliebenenrenten aus Versiche-
rungsfällen, die im Jahre 1976 oder früher eingetre-
ten sind, für Bezugszeiten vom 1. Juli 1977 an nach 
Maßgabe der §§ 2 bis 8 dieses Artikels angepaßt. 

(2) Zu den Renten im Sinne des Absatzes 1 gehö-
ren auch die nach Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 1 und 2 
des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsge-
setzes und Artikel 2 § 37 Abs. 3 Satz 1 und 2 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgeset-
zes vom 1. Januar bis 30. Juni 1977 erhöhten Renten, 
die Knappschaftsausgleichsleistung nach § 98 a des 
Reichsknappschaftsgesetzes und die Leistung nach 
den §§ 27 und 28 des Sozialversicherungs-Anglei-
chungsgesetzes Saar in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 826-19, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch § 10 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Zwanzigsten Renten-
anpassung und zur Verbesserung der Finanzgrund-
lagen der gesetzlichen Rentenversicherung (Zwan-
zigstes Rentenanpassungsgesetz — 20. RAG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Rentenanpassung 

Erster Abschnitt 

Anpassung der Renten 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung 

§ 1 

unverändert 
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Entwurf 

Nr. 3 des Gesetzes vom 24. Juni 1975 (BGBl. I 
S. 1536). 

§2 

(1) Renten, die nach den §§ 1253 ff. der Reichsver-
sicherungsordnung, §§ 30 ff. des Angestelltenver-
sicherungsgesetzes oder §§ 53 ff. des Reichsknapp-
schaftsgesetzes berechnet sind, sind so anzupassen, 
daß sich eine Rente ergibt, wie sie sich nach An-
wendung von § 1255 Abs. 1 letzter Halbsatz der 
Reichsversicherungsordnung, § 32 Abs. 1 letzter 
Halbsatz des Angestelltenversicherungsgesetzes 
und § 54 Abs. 1 letzter Halbsatz des Reichsknapp-
schaftsgesetzes sowie der Kürzungs- und Ruhens-
vorschriften ergeben würde, wenn die Rente ohne 
Änderung der übrigen Berechnungsfaktoren unter 
Zugrundelegung der allgemeinen Bemessungsgrund-
lage für das Jahr 1977 und der Beitragsbemessungs-
grenze der knappschaftlichen Rentenversicherung 
für dieses Jahr berechnet würde; Abweichungen 
infolge Abrundungen sind zulässig. § 1282 Abs. 2 
der Reichsversicherungsordnung, § 59 Abs. 2 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes oder § 79 Abs. 2 
des Reichsknappschaftsgesetzes gilt nicht in den 
Fällen, in denen die §§ 1278 und 1279 der Reichs-
versicherungsordnung, §§ 55 und 56 des Angestell-
tenversicherungsgesetzes oder §§ 75 und 76 des 
Reichsknappschaftsgesetzes angewendet worden 
sind. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Renten, bei denen 
§ 1253 Abs. 2 Satz 5 allein oder in Verbindung mit 
§ 1254 Abs. 2 Satz 2, § 1268 Abs. 2 Satz 2, § 1290 
Abs. 3 Satz 3 letzter Halbsatz der Reichsversiche-
rungsordnung, § 30 Abs. 2 Satz 5 allein oder in Ver-
bindung mit § 31 Abs. 2 Satz 2, § 45 Abs. 2 Satz 2, 
§ 67 Abs. 3 Satz 3 letzter Halbsatz des Angestellten-
versicherungsgesetzes, § 53 Abs. 3 Satz 5 allein 
oder in Verbindung mit § 53 Abs. 5 Satz 2, § 69 
Abs. 2 Satz 2, § 82 Abs. 3 Satz 3 letzter Halbsatz des 
Reichsknappschaftsgesetzes, Artikel 2 § 38 Abs. 3 
Satz 4 zweiter Halbsatz des Arbeiterrentenversiche-
rungs-Neuregelungsgesetzes oder Artikel 2 § 37 
Abs. 3 Satz 4 zweiter Halbsatz des Angestellten-
versicherungs-Neuregelungsgesetzes 	angewendet 
worden ist. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für Renten der 
knappschaftlichen Rentenversicherung, die nach 
Artikel 2 § 24 Abs. 5 des Knappschaftsrentenver-
sicherungs-Neuregelungsgesetzes gezahlt werden. 

§3 

(1) Renten nach Artikel 2 §§ 32 bis 35 des Arbei-
terrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes und 
Artikel 2 §§ 31 bis 34 des Angestelltenversicherungs-
Neuregelungsgesetzes sind so anzupassen, daß sich 
eine Rente ergibt, wie sie sich nach Anwendung der 
Ruhensvorschriften ergeben würde, wenn die Rente 
erneut umgestellt und dabei vor Anwendung der 
Ruhensvorschriften der ungekürzte Betrag der Ver-
sichertenrente ohne Kinderzuschuß für jedes Kind 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§2 

unverändert 

§3 

(1) Renten nach Artikel 2 §§ 32 bis 35 des Arbei-
terrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes und 
Artikel 2 §§ 31 bis 34 des Angestelltenversicherungs-
Neuregelungsgesetzes sind so anzupassen, daß sich 
eine Rente ergibt, wie sie sich nach Anwendung der 
Ruhensvorschriften ergeben würde, wenn die Rente 
erneut umgestellt und dabei vor Anwendung der 
Ruhensvorschriften der ungekürzte Betrag der Ver-
sichertenrente ohne Kinderzuschuß für jedes Kind 
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Entwurf 

und ohne Steigerungsbeträge aus Beiträgen der 
Höherversicherung, der Witwen- und Witwerrente 
ohne Steigerungsbeträge aus Beiträgen der Höher-
versicherung sowie der Waisenrente nach Abzug des 
Betrages in Höhe des Kinderzuschusses im Jahre 
1957 mit 4,709 vervielfältigt und der Kinderzuschuß 
für jedes Kind in der ab 1. Juli 1977 maßgebenden 
Höhe, die Steigerungsbeträge aus Beiträgen der Hö-
herversicherung und bei Waisenrenten der Betrag 
in Höhe des ab 1. Juli 1977 maßgebenden Kinderzu-
schusses hinzugefügt würden; Abweichungen infolge 
Abrundungen sind zulässig. § 2 Abs. 1 Satz 2 dieses 
Artikels ist anzuwenden. 

(2) Artikel 2 § 34 des Arbeiterrentenversiche-
rungs-Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 33 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgeset-
zes sind mit der Maßgabe anzuwenden, daß an Stelle 
der in diesen Vorschriften genannten Werte die 
nachstehenden Werte zugrunde zu legen sind: 

Bei einer Ver

-

sicherungsdauer 
von ... Jahren 

Versicherten

-

renten 
DM/Monat 

Witwen- und 
Witwerrenten 
DM/Monat 

50 und mehr 2 520,20 1 512,10 

49 2 469,80 1 481,90 

48 2 419,40 1 451,60 

47 2 369,00 1 421,40 

46 2 318,60 1 391,20 

45 2 268,20 1 360,90 

44 2 217,80 1 330,70 

43 2 167,40 1 300,40 

42 2 117,00 1 270,20 

41 2 066,50 1 239,90 

40 und weniger 2 016,10 1 209,70 

(3) Die Verordnung über die Anwendung der Ru-
hensvorschriften der Reichsversicherungsordnung 
und des Angestelltenversicherungsgesetzes auf um-
zustellende Renten der Rentenversicherungen der 
Arbeiter und Angestellte vom 9. Juli 1957 (BGBl. I 
S. 704) findet mit der Maßgabe Anwendung, daß in 
§ 1 Abs. 3 und § 2 Abs. 4 der Verordnung an die 
Stelle des Betrages von 7 650 Deutsche Mark der Be-
trag von 34 273,70 Deutsche Mark, in § 3 Abs. 1 der 
Verordnung an die Stelle des Betrages von 171,60 
Deutsche Mark der Betrag von 808,10 Deutsche 
Mark, an die Stelle des Betrages von 471,60 Deutsche 
Mark der Betrag von 2 220,80 Deutsche Mark und 
in § 3 Abs. 2 der Verordnung an die Stelle des Betra-
ges von 4 281 Deutsche Mark der Betrag von 20 161 
Deutsche Mark tritt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

und ohne Steigerungsbeträge aus Beiträgen der 
Höherversicherung, der Witwen- und Witwerrente 
ohne Steigerungsbeträge aus Beiträgen der Höher-
versicherung sowie der Waisenrente nach Abzug des 
Betrages in Höhe des Kinderzuschusses im Jahre 
1957 mit 4,709 vervielfältigt und der Kinderzuschuß 
für jedes Kind in der ab 1. Juli 1977 maßgebenden 
Höhe, die Steigerungsbeträge aus Beiträgen der Hö-
herversicherung und bei Waisenrenten für Halbwai-
sen der Betrag in Höhe des ab 1. Juli 1977 maßge-
benden Kinderzuschusses sowie bei Waisenrenten 
für Vollwaisen der Betrag in Höhe von einem Zehn-
tel der für Versicherungsfälle des Jahres 1977 maß-
gebenden allgemeinen Bemessungsgrundlage hinzu-
gefügt würden; Abweichungen infolge Abrundungen 
sind zulässig. § 2 Abs. 1 Satz 2 dieses Artikels ist 
anzuwenden. 

(2)unverändert 

(4) unverändert 
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Entwurf 

§ 4 

(1) Die übrigen Renten sind so anzupassen, daß 
sich eine Rente ergibt, wie sie sich ergeben würde, 
wenn der nach § 5 dieses Artikels zu ermittelnde 
Anpassungsbetrag mit 1,099 und der Leistungszu-
schlag der knappschaftlichen Rentenversicherung 
und der nach § 75 Abs. 1 Satz 2 des Reichsknapp-
schaftsgesetzes zu belassende Betrag mit 1,105 ver-
vielfältigt und der Kinderzuschuß für jedes Kind in 
der ab 1. Juli 1977 maßgebenden Höhe sowie bei 
Waisenrenten der Betrag in Höhe dieses Kinderzu-
schusses hinzugefügt würde; Abweichungen infolge 
Abrundungen sind zulässig. Die Steigerungsbeträge 
aus Beiträgen der Höherversicherung bleiben unbe-
rührt. § 2 Abs. 1 Satz 2 dieses Artikels findet An-
wendung. 

(2) Renten nach Absatz 1, die mit einer Rente aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung zusammentref-
fen und auf die die §§ 1278 und 1279 der Reichsver-
sicherungsordnung, §§ 55 und 56 des Angestellten-
versicherungsgesetzes oder §§ 75 und 76 des Reichs-
knappschaftsgesetzes anzuwenden sind, sind so an-
zupassen, daß sie mindestens den Betrag errei-
chen, der sich ergibt 

a) bei Renten aus Versicherungsfällen nach dem 
31. Dezember 1956 und bei Renten mit Leistun-
gen oder Leistungsanteilen aus der knappschaft-
lichen Rentenversicherung, wenn sie nach § 2 
dieses Artikels, 

b) bei den übrigen Renten aus Versicherungsfällen 
vor dem 1. Januar 1957, wenn sie nach § 3 dieses 
Artikels angepaßt würden. 

§ 5 

(1) Anpassungsbetrag ist in den Fällen des § 4 
dieses Artikels der Rentenzahlbetrag für Juli 1977 
ohne Kinderzuschuß für jedes Kind und ohne Steige-
rungsbeträge aus Beiträgen der Höherversicherung; 
bei Waisenrenten ist Anpassungsbetrag der Renten

-

zahlbetrag nach Abzug des Betrages in Höhe des ab 
1. Juli 1977 maßgebenden Kinderzuschusses. In der 
knappschaftlichen Rentenversicherung vermindert 
sich der Rentenzahlbetrag außerdem um den Lei-
stungszuschlag und den nach § 75 Abs. 1 Satz 2 des 
Reichsknappschaftsgesetzes zu belassenden Betrag. 
Ergibt sich bei erneuter Prüfung, daß die Rente un-
richtig festgestellt, umgestellt oder nach Maßgabe 
des Ersten bis Neunzehnten Rentenanpassungsgeset-
zes angepaßt worden ist, so tritt an die Stelle des 
Rentenzahlbetrages im Sinne des Satzes 1 der Be-
trag, der sich nach erneuter Anwendung der Vor-
schriften über die Feststellung, Umstellung und An-
passung als Rentenzahlbetrag für Juli 1977 ergeben 
würde. 

(2) In den Fällen, in denen für Juli 1977 keine 
Rente gezahlt worden ist oder sich der Zahlbetrag 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 4 

(1) Die übrigen Renten sind so anzupassen, daß 
sich eine Rente ergibt, wie sie sich ergeben würde, 
wenn der nach § 5 dieses Artikels zu ermittelnde 
Anpassungsbetrag mit 1,099 und der Leistungszu-
schlag der knappschaftlichen Rentenversicherung 
und der nach § 75 Abs. 1 Satz 2 des Reichsknapp-
schaftsgesetzes zu belassende Betrag mit 1,105 ver-
vielfältigt und der Kinderzuschuß für jedes Kind in 
der ab 1. Juli 1977 maßgebenden Höhe sowie bei 
Waisenrenten für Halbwaisen der Betrag in Höhe 
dieses Kinderzuschusses und bei Waisenrenten für 
Vollwaisen der Betrag in Höhe von einem Zehntel 
der für Versicherungsfälle des Jahres 1977 maßge-
benden allgemeinen Bemessungsgrundlage hinzuge-
fügt würde; Abweichungen infolge Abrundungen 
sind zulässig. Die Steigerungsbeträge aus Beiträgen 
der Höherversicherung bleiben unberührt. § 2 Abs. 1 
Satz 2 dieses Artikels findet Anwendung. 

(2) unverändert 

§ 5 

unverändert 
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Entwurf 

der Rente nach dem 30. Juni 1977 ändert, tritt an die 
Stelle des Rentenzahlbetrages im Sinne des Absat-
zes 1 der Betrag, der für Juli 1977 zu zahlen ge-
wesen wäre, wenn die Voraussetzungen für die Er-
füllung des Anspruchs damals bestanden hätten. 

§6 

(1) Bei Renten aus der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Angestellten, die nach § 4 dieses 
Artikels angepaßt werden, findet Artikel 2 § 34 des 
Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
oder Artikel 2 § 33 des Angestelltenversicherungs-
Neuregelungsgesetzes unter Zugrundelegung der 
Werte nach § 3 Abs. 2 dieses Artikels Anwendung. 

(2) Versichertenrenten der knappschaftlichen 
Rentenversicherung ohne Kinderzuschuß und ohne 
Leistungszuschlag, die nach § 4 dieses Artikels an-
gepaßt werden, dürfen die für den Versicherten 
maßgebende Rentenbemessungsgrundlage nicht 
überschreiten. Satz 1 gilt bei Hinterbliebenenrenten 
mit der Maßgabe, daß an die Stelle der für den Ver-
sicherten maßgebenden Rentenbemessungsgrund-
lage bei den Renten nach den §§ 64, 65 und 66 des 
Reichsknappschaftsgesetzes sechs Zehntel, bei Ren-
ten an Halbwaisen ein Zehntel und bei Renten an 
Vollwaisen ein Fünftel der für den Versicherten 
maßgebenden Rentenbemessungsgrundlage tritt. 

(3) Versichertenrenten ohne Kinderzuschuß und 
ohne Leistungszuschlag sowie Hinterbliebenenren-
ten aus Versicherungsfällen nach dem 31. Dezember 
1956, die mit einer Rente aus der gesetzlichen Un-
fallversicherung zusammentreffen und nach § 4 die-
ses Artikels angepaßt werden, dürfen zusammen die 
in den §§ 1278 und 1279 der Reichsversicherungsord-
nung, §§ 55 und 56 des Angestelltenversicherungs-
gesetzes oder die in den §§ 75 und 76 des Reichs-
knappschaftsgesetzes genannten Grenzbeträge, die 
bei der Berechnung der Renten nach § 2 dieses Ar-
tikels zu berücksichtigen sind, nicht überschreiten. 
Satz 1 gilt auch für Renten aus Versicherungsfällen 
vor dem 1. Januar 1957, wenn Leistungen oder Lei-
stungsanteile aus der knappschaftlichen Rentenver-
sicherung zu gewähren sind. 

(4) Die übrigen Renten aus Versicherungsfällen 
vor dem 1. Januar 1957, die mit einer Rente aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung zusammentreffen 
und nach § 4 dieses Artikels angepaßt werden, dür-
fen zusammen die in den §§ 1278 und 1279 der 
Reichsversicherungsordnung oder die in den §§ 55 
und 56 des Angestelltenversicherungsgesetzes ge-
nannten Grenzbeträge, die bei der Berechnung der 
Rente nach § 3 dieses Artikels zu berücksichtigen 
sind, nicht überschreiten. 

§7 

Leistungen nach den §§ 27 und 28 des Sozialversi-
cherungs-Angleichungsgesetzes Saar sind so anzu-
passen, daß sich ein Zahlbetrag ergibt, wie er sich 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 6 

unverändert 

§ 7 

unverändert 
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Entwurf 

bei Anwendung des Saarländischen Gesetzes Nr. 345 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 
1953 (Amtsblatt des Saarlandes S. 520) und der Vor-
schriften dieses Gesetzes unter Zugrundelegung der 
bisherigen Versicherungszeiten ergeben würde. 

§8 

Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten im 
Saarland unter Berücksichtigung der Fassung, in 
der die in den §§ 1 bis 7 dieses Artikels aufgeführ-
ten Vorschriften im Saarland anzuwenden sind, und 
zwar auch für Renten, die nach Artikel 2 § 15 des 
Gesetzes Nr. 591 zur Einführung des Arbeiterren-
tenversicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland 
vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 779), 
Artikel 2 § 17 des Gesetzes Nr. 590 zur Einführung 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgeset-
zes im Saarland vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 789) und Artikel 4 § 9 des Gesetzes 
Nr. 635 zur Einführung des Reichsknappschaftsgeset-
zes und des Knappschaftsrentenversicherungs-Neu-
regelungsgesetzes im Saarland vom 18. Juni 1958 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 1099) gewährt werden. 

Zweiter Abschnitt 

Anpassung der Geldleistungen 
und des Pflegegeldes 

aus der gesetzlichen Unfallversicherung 

§ 9 

(1) In der gesetzlichen Unfallversicherung werden 
aus Anlaß der Veränderung der durchschnittlichen 
Bruttolohn- und -gehaltssumme zwischen den Kalen-
derjahren 1975 und 1976 die vom Jahresarbeitsver-
dienst abhängigen Geldleistungen für Unfälle, die im 
Jahre 1975 oder früher eingetreten sind, und das 
Pflegegeld für Bezugszeiten vom 1. Januar 1978 an 
nach Maßgabe der §§ 10 und 11 dieses Artikels an-
gepaßt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, 

soweit die Geldleistungen in der landwirtschaftli-
chen Unfallversicherung nach einem durchschnitt-
lichen Jahresarbeitsverdienst berechnet sind, 

soweit die Geldleistungen auf Grund des § 13 Abs. 2 
des Neunzehnten Rentenanpassungsgesetzes gewährt 
werden. 

(3) Als Geldleistung im Sinne des Absatzes 1 gilt 
auch eine Leistung nach § 27 des Sozialversiche-
rungs-Angleichungsgesetzes Saar, die von einem 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung zu ge-
währen ist. 

(4) In den Fällen der §§ 565 und 566 der Reichsver-
sicherungsordnung in der Fassung des Sechsten Ge-
setzes über Änderungen in der Unfallversicherung 
vom 9. März 1942 (RGBl. I S. 107) und in den Fällen 
des § 573 Abs. 1 und des § 577 der Reichsversiche- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§8 

unverändert 

Zweiter Abschnitt 

Anpassung der Geldleistungen 
und des Pflegegeldes 

aus der gesetzlichen Unfallversicherung 

§ 9 

unverändert 
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rungsordnung in der Fassung des Unfallversiche-
rungs-Neuregelungsgesetzes in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 8231-16, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 2 § 4 des Gesetzes vom 28. Juli 1969 
(BGB1. I S. 956), gilt als Unfalljahr das Jahr, für das 
der Jahresarbeitsverdienst zuletzt festgelegt worden 
ist. 

§ 10 

(1) Die Geldleistungen werden in der Weise an-
gepaßt, daß sie nach einem mit 1,073 vervielfältig-
ten Jahresarbeitsverdienst berechnet werden. Für die 
nach § 27 des Sozialversicherungs-Angleichungsge-
setzes Saar zu gewährenden Geldleistungen gilt als 
Jahresarbeitsverdienst der Betrag, der ohne eine 
Kürzung nach § 9 des Saarländischen Gesetzes Nr. 
345 in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. 
Juli 1953 (Amtsblatt des Saarlandes S. 520) der 
Geldleistung zugrunde liegt. 

(2) Das Pflegegeld wird in der Weise angepaßt, 
daß der für Januar 1978 zu zahlende Betrag mit 
1,073 zu vervielfältigen ist. 

§ 11 

Der vervielfältigte Jahresarbeitsverdienst darf 
den Betrag von 36 000 Deutsche Mark nicht über-
steigen, es sei denn, daß gemäß § 575 Abs. 2 Satz 2 
und 3 der Reichsversicherungsordnung ein höherer 
Betrag bestimmt worden ist. In diesem Fall tritt an 
die Stelle des Betrages von 36 000 Deutsche Mark 
der höhere Betrag. 

Dritter Abschnitt 

Anpassung der Altersgelder 
in der Altershilfe für Landwirte 

§ 12 

In der Altershilfe für Landwirte werden wegen 
der Veränderung der allgemeinen Bemessungs-
grundlage in der Rentenversicherung der Arbeiter 
für das Jahr 1977 gegenüber derjenigen für das Jahr 
1976 um 9,9 vom Hundert die in § 4 Abs. 1 Satz 1 
des Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Septem-
ber 1965 (BGB1. I S. 1448), zuletzt geändert durch 
Artikel II § 4 des Gesetzes vom 23. Dezember 1976 
(BGB1. I S. 3845), bezeichneten Altersgelder ab 1. Ja-
nuar 1978 für den verheirateten Berechtigten auf 
398,00 Deutsche Mark und für den unverheirateten 
Berechtigten auf 265,60 Deutsche Mark monatlich 
festgesetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 10 

(1) Die Geldleistungen werden in der Weise an-
gepaßt, daß sie nach einem mit 1,074 vervielfältig-
ten Jahresarbeitsverdienst berechnet werden. Für die 
nach § 27 des Sozialversicherungs-Angleichungsge-
setzes Saar zu gewährenden Geldleistungen gilt als 
Jahresarbeitsverdienst der Betrag, der ohne eine 
Kürzung nach § 9 des Saarländischen Gesetzes Nr. 
345 in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. 
Juli 1953 (Amtsblatt des Saarlandes S. 520) der 
Geldleistung zugrunde liegt. 

(2) Das Pflegegeld wird in der Weise angepaßt, 
daß der für Januar 1978 zu zahlende Betrag mit 
1,074 zu vervielfältigen ist. 

§ 11 

unverändert 

Dritter Abschnitt 

Anpassung der Altersgelder 
in der Altershilfe für Landwirte 

§ 12 

unverändert 
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Vierter Abschnitt 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 13 

(1) Renten aus der Rentenversicherung der Ar-
beiter und der Angestellten, die nach den §§ 2 und 3 
dieses Artikels anzupassen sind, Renten mit Lei-
stungen oder Leistungsanteilen aus der knappschaft-
lichen Rentenversicherung, Renten nach Artikel 2 
§ 42 des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungs-
gesetzes und Artikel 2 § 41 des Angestelltenver-
sicherungs-Neuregelungsgesetzes und die in § 2 
Abs. 2 dieses Artikels genannten Renten, die mit 
einer Rente aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
zusammentreffen, dürfen nach Anwendung der 
§§ 1278 und 1279 der Reichsversicherungsordnung, 
§§ 55 und 56 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
und §§ 75 und 76 des Reichsknappschaftsgesetzes zu-
sammen mit der Rente aus der Unfallversicherung 
den Betrag nicht unterschreiten, der als Summe die-
ser Renten für Dezember 1963 gezahlt worden ist; 
Kinderzuschüsse und Kinderzulagen bleiben unbe-
rücksichtigt. Satz 1 gilt auch in den Fällen des § 1282 
Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung, § 59 Abs. 1 

 des Angestelltenversicherungsgesetzes und § 79 
Abs. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes. Ergibt in den 
übrigen Fällen die Anpassung nach dem Ersten Ab-
schnitt dieses Artikels keinen höheren als den bis-
herigen Zahlbetrag, so ist dieser weiterzuzahlen. 

(2) Ist eine Geldleistung aus der gesetzlichen Un-
fallversicherung, die auf Grund der bisherigen ge-
setzlichen Vorschriften festgestellt worden ist oder 
hätte festgestellt werden müssen, höher, als sie bei 
der Anpassung nach dem Zweiten Abschnitt dieses 
Artikels sein würde, so ist dem Berechtigten die 
höhere Leistung zu gewähren. 

§ 14 

(1) Ergibt eine spätere Überprüfung, daß die An-
passung fehlerhaft ist, ist sie zu berichtigen. Die 
Leistung ist in ihrer bisherigen Höhe bis zum Ab-
lauf des Monats zu gewähren, in dem die Berichti-
gung erfolgt. Eine Rückforderung überzahlter Be-
träge findet nicht statt. Die Berichtigung ist nur in-
nerhalb eines Jahres nach dem Zeitpunkt, von dem 
an die Anpassung der Leistung nach diesem Gesetz 
wirksam wird, zulässig. 

(2) Die §§ 627 und 1300 der Reichsversicherungs-
ordnung, § 79 des Angestelltenversicherungsgeset-
zes und § 93 Abs. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes 
bleiben unberührt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Vierter Abschnitt 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 13 

unverändert 

§ 14 

unverändert 
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Fünfter Abschnitt 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 
und des Gesetzes über eine Altershilfe 

für Landwirte 

§ 15 

In § 558 Abs. 3 der Reichsversicherungsordnung 
werden die Worte „270 Deutsche Mark bis 1 076 
Deutsche Mark" durch die Worte „290 Deutsche 
Mark bis 1 155 Deutsche Mark" ersetzt. 

§ 16 

§ 4 Abs. 1 des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte wird wie folgt geändert: 

1. In Satz 1 werden die Worte „1. Januar 1977" 
durch die Worte „1. Januar 1978", die Worte 
„362,10 Deutsche Mark" durch „398,00 Deutsche 
Mark" und die Worte „241,60 Deutsche Mark" 
durch „265,60 Deutsche Mark" ersetzt. 

2. Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Zum 1. Januar eines jeden folgenden Jahres 
verändert sich die Höhe der Altersgelder durch 
Gesetz um den Vomhundertsatz, um den die Ren-
ten aus der Rentenversicherung der Arbeiter 
nach § 1272 Abs. 1 der Reichsversicherungsord-
nung jeweils verändert werden." 

Artikel 2 

Regelungen zur Verbesserung der 
Finanzgrundlagen der gesetzlichen 

Rentenversicherung und sonstige Regelungen 

§ 1 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 820 - 1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 § 1 des Gesetzes vom 28. De-
zember 1976 (BGBl. I S. 3871), wird wie folgt geän-
dert: 

1. § 539 Abs. 1 Nr. 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe b werden die Worte „eines 
Trägers der gesetzlichen Rentenversicherung 
oder" gestrichen. 

b) In Buchstabe c werden die Worte „eines in 
Buchstabe b genannten Trägers diesen" 
durch die Worte „der Bundesanstalt für Ar-
beit diese" ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Fünfter Abschnitt 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 
und des Gesetzes über eine Altershilfe 

für Landwirte 

§ 15 

In § 558 Abs. 3 der Reichsversicherungsordnung 
werden die Worte „270 Deutsche Mark bis 1 076 
Deutsche Mark" durch die Worte „290 Deutsche 
Mark bis i 156 Deutsche Mark" ersetzt. 

§ 16 

unverändert 

Artikel 2 

Regelungen zur Verbesserung der 
Finanzgrundlagen der gesetzlichen 

Rentenversicherung und sonstige Regelungen 

§ 1 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 820-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 § 1 des Gesetzes vom 28. De-
zember 1976 (BGBl. I S. 3871), wird wie folgt geän-
dert: 

1. unverändert 

1a. In § 595 Abs. 2 werden folgende Sätze angefügt: 

„Ein Anspruch auf Waisenrente besteht nicht, 
wenn das Kind sich in Ausbildung befindet und 
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2. In § 1227 Abs. i Satz 1 wird nach Nummer 9 
folgende Nummer 10 angefügt: 

„ 10. Personen, die von der Bundesanstalt für 
Arbeit Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe 
oder Unterhaltsgeld beziehen, wenn sie 
vor Beginn dieser Leistung zuletzt nach 
diesem Gesetz oder dem Handwerkerver-
sicherungsgesetz versichert waren, für die 
Zeit des Bezuges dieser Leistungen," 

3. Nach § 1233 wird folgender § 1233 a eingefügt: 

„§ 1233 a 

(1) Wer nach diesem Gesetz, dem Reichs-
knappschaftsgesetz oder dem Handwerkerver-
sicherungsgesetz pflichtversichert ist, kann über 
die Beiträge auf Grund des Bruttoarbeitsent-
gelts oder Bruttoarbeitseinkommens hinaus frei-
willig Beiträge entrichten (Aufstockung). 

(2) Die Aufstockung von Beiträgen zur knapp-
schaftlichen Rentenversicherung wird von der 
Bundesknappschaft nach den Vorschriften die-
ses Gesetzes durchgeführt. 

(3) § 1233 Abs. 2, 2 a und 3 Satz 3 gilt ent-
sprechend." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

ihm aus dem Ausbildungsverhältnis Bruttobe-
züge in Höhe von wenigstens 1 000 Deutsche 
Mark monatlich zustehen; Ehegatten- und Kin-
derzuschläge sowie einmalige Zuwendungen 
bleiben außer Ansatz. Satz 2 gilt entsprechend, 
wenn dem Kind mit Rücksicht auf die Ausbil-
dung 

1. Unterhaltsgeld von wenigstens 730 Deutsche 
Mark monatlich zusteht oder nur deswegen 
nicht zusteht, weil das Kind über anrech-
nungsfähiges Einkommen verfügt, oder 

2. Übergangsgeld zusteht, dessen Bemessungs-
grundlage wenigstens 1 000 Deutsche Mark 
monatlich beträgt." 

2. unverändert  

2a. In § 1229 Abs. 1 wird der Punkt am Ende des 
Absatzes durch ein Komma ersetzt und folgende 
Nummer 6 angefügt: 

„6. Personen im Sinne des § 1230 Abs. 1, deren 
Versorgung mindestens 65 vom Hundert 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge be-
trägt." 

2b. In § 1230 Abs. 1 wird der Punkt am Ende des 
Absatzes durch ein Komma ersetzt und folgen-
der Halbsatz angefügt: 

„soweit sie nicht nach § 1229 Abs. 1 Nr. 6 ver-
sicherungsfrei sind." 

Nummer 3 entfällt 
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4. In § 1234 Abs. I werden nach den Worten 
„kann der Versicherte" die Worte „bis zum 
31. Dezember 1982" eingefügt. 

5. In § 1235 Nr. i und der Überschrift vor § 1236 
werden nach dem Wort „medizinische" das 
Komma und das Wort „berufsfördernde" ge-
strichen. 

6. § 1236 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Eine medizinische Maßnahme zur Rehabili-
tation (Kur) soll nicht vor Ablauf von zwei 
Jahren nach Gewährung einer solchen Maß-
nahme, deren Kosten auf Grund öffentlich

-

rechtlicher Vorschriften getragen oder bezu-
schußt worden sind, erbracht werden, es sei 
denn, daß eine vorzeitige Gewährung aus 
dringenden gesundheitlichen Gründen erfor-
derlich ist." 

b) In Absatz 1 a Satz 1 erhält die Nummer 2 
folgende Fassung: 

„2. wer im Zeitpunkt der Antragstellung 

a) die Voraussetzungen des § 1259 
Abs. 3 erfüllt, wobei freiwillige Bei-
träge den Pflichtbeiträgen gleichste-
hen, oder 

b) eine Versicherungszeit von 60 Ka-
lendermonaten zurückgelegt hat, 
wenn Berufsunfähigkeit oder Er-
werbsunfähigkeit vorliegt oder un-
mittelbar droht, oder bei dem die 
Wartezeit nach § 1252 als erfüllt 
gilt oder" 

c) In Absatz 3 werden die Worte „oder die 
Bundesanstalt für Arbeit" gestrichen. 

7. § 1237 a wird gestrichen. 

8. In § 1237 b Abs. i wird Nummer 2 gestrichen. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Nummer 4 entfällt 

5. unverändert 

6. § 1236 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Eine medizinische Maßnahme zur Rehabili-
tation in einer Kur- oder Spezialeinrichtung 
soll nicht vor Ablauf von zwei Jahren nach 
Gewährung einer solchen oder einer ähn-
lichen Maßnahme, deren Kosten auf Grund 
öffentlich-rechtlicher Vorschriften getragen 
oder bezuschußt worden sind, erbracht wer-
den, es sei denn, daß eine vorzeitige Gewäh-
rung aus dringenden gesundheitlichen Grün-
den erforderlich ist." 

b) Absatz 1 a wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. wer im Zeitpunkt der Antragstellung 

a) eine Versicherungszeit von 180 
Kalendermonaten zurückgelegt 
hat oder 

b) eine Versicherungszeit von 60 
Kalendermonaten zurückgelegt 
hat, wenn Berufsunfähigkeit oder 
Erwerbsunfähigkeit vorliegt oder 
in absehbarer Zeit zu befürchten 
ist, oder bei dem die Wartezeit 
nach § 1252 als erfüllt gilt oder". 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 
„Als Versicherter gilt nicht, wer in ei-
nem öffentlich-rechtlichen Dienstverhält-
nis oder einem Arbeitsverhältnis mit 
Anspruch auf Versorgung nach beamten-
rechtlichen Vorschriften oder Grundsät-
zen steht oder Versorgungsbezüge aus 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnis oder aus einem Arbeitsverhältnis 
mit Anspruch auf Versorgung nach be-
amtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen erhält." 

c) unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 
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9. § 1240 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „oder berufsfördernden" werden 
gestrichen. 

b) Nach dem Wort „Übergangsgeld" werden 
die Worte „nach Maßgabe der §§ 1241 bis 
1241 f" eingefügt. 

10. In § 1241 wird Absatz 4 gestrichen. 

11. § 1241 a wird gestrichen. 

12. In § 1241 e werden die Absätze 2 und 3 gestri-
chen. 

13. In § 1241 f Abs. 3 Nr. 1 werden die Worte „oder 
berufsfördernden" gestrichen. 

14. § 1241 g wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „oder be-
rufsfördernden" gestrichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Reisekosten können im Regelfall für 
eine Familienheimfahrt im Monat übernom-
men werden, wenn der Betreute wegen einer 
medizinischen Maßnahme länger als acht 
Wochen von seiner Familie getrennt ist." 

15. § 1244 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„§ 1236 Abs. 1 Satz 2 gilt nicht; § 1236 
Abs. 1 a gilt mit der Maßgabe, daß anstelle 
des Zeitpunktes der Antragstellung der Zeit-
punkt der Feststellung der Behandlungsbe-
dürftigkeit und in Nummer 2 Buchstabe a 
anstelle der Voraussetzungen des § 1259 
Abs. 3 eine Versicherungszeit von 60 Kalen-
dermonaten tritt." 

b) Absatz 4 wird gestrichen. 

c) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „Versicherte sowie Rentner 
bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres 
erhalten Übergangsgeld" werden durch 
die Worte „Versicherte sowie Rentner 
erhalten bis zum Bezug eines Altersru-
hegeldes Übergangsgeld" ersetzt. 

bb) In Buchstabe a werden die Worte „und 
für die Dauer berufsfördernder Maßnah-
men nach Absatz 4" gestrichen. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 

14. unverändert 

15. § 1244 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„§ 1236 Abs. 1 Satz 2 gilt nicht; § 1236 
Abs. 1 a gilt mit der Maßgabe, daß anstelle 
des Zeitpunktes der Antragstellung der Zeit-
punkt der Feststellung der Behandlungsbe-
dürftigkeit und in Nummer 2 Buchstabe a an-
stelle einer Versicherungszeit von 180 Ka-
lendermonaten eine Versicherungszeit von 
60 Kalendermonaten tritt." 

b) unverändert 

c) unverändert 

c1.) In Absatz 7 werden die Worte „bis 5" durch 
die Worte „bis 6" ersetzt. 
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d) Absatz 8 wird gestrichen. 

e) Absatz 9 erhält folgende Fassung: 

„ (9) Anspruch auf Maßnahmen nach den 
vorstehenden Vorschriften besteht nur, so-
weit Betreute im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes behandelt werden oder ergänzende 
Leistungen erhalten können." 

16. § 1255 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die allgemeine Bemessungsgrund-
lage, die für das Jahr 1977 20 161 Deutsche 
Mark beträgt, verändert sich in den folgen-
den Jahren jeweils um den Vomhundert-
satz, um den sich die Summe der durch-
schnittlichen Bruttoarbeitsentgelte (Ab-
satz 1) in den drei Kalenderjahren vor dem 
Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber 
der Summe dieser Durchschnittsentgelte in 
den drei Jahren vor dem Kalenderjahr, das 
dem Eintritt des Versicherungsfalles vorauf-
gegangen ist, verändert hat. Für das jewei-
lige Kalenderjahr vor dem Eintritt des Ver-
sicherungsfalles ist das durchschnittliche 
Bruttoarbeitsentgelt zugrunde zu legen, das 
den statistischen Daten entspricht, die dem 
Statistischen Bundesamt am 1. Oktober des 
jeweiligen Jahres zur Verfügung stehen." 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Buchstabe b wird folgender Buch-
stabe c eingefügt: 

„c) Für Zeiten, für die Beiträge weder 
nach Lohn- oder Beitragsklassen 
noch im Lohnabzugsverfahren ent-
richtet sind, gilt Buchstabe b ent-
sprechend mit der Maßgabe, daß bei 
Anwendung dieser Regelung für je- 

Beschlüsse des il. Ausschusses 

d) unverändert 

e) unverändert 

15a. § 1248 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a werden das Wort „drei" 
durch das Wort „zwei" und das Wort „fünf-
undsiebzig" durch das Wort „fünfzig" er-
setzt. 

b) In Buchstabe b werden die Worte „drei 
Zehntel der für Monatsbezüge geltenden Bei-
tragsbemessungsgrenze (§ 1385 Abs. 2)" 
durch die Worte „1 000 Deutsche Mark" er-
setzt. 

c) In Satz 2 werden die Worte „der in Satz 1 
Buchstabe b genannten drei Zehntel der für 
Monatsbezüge geltenden Beitragsbemes-
sungsgrenze ein Achtel dieser Beitragsbe-
messungsgrenze" durch die Worte „des in 
Satz 1 Buchstabe b genannten Betrages der 
Betrag von 425 Deutsche Mark" ersetzt. 

16. § 1255 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 
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des Kalenderjahr das Bruttoarbeits-
entgelt, für das Beiträge entrichtet 
sind, oder das Bruttoarbeitseinkom-
men, das sich aus den entrichteten 
Beiträgen errechnet, zugrunde zu 
legen ist." 

bb) Der bisherige Buchstabe c wird Buch-
stabe d mit der Maßgabe, daß die Be-
zeichnung „a und b" durch die Bezeich-
nung „a bis c" ersetzt wird. 

cc) Im vorletzten Satz wird die Bezeichnung 
„a bis c" durch die Bezeichnung „a bis d" 
ersetzt. 

c) In Absatz 4 Buchstabe b wird folgender Satz 
angefügt: „Aufstockungsbeträge (§ 1407 a 
Abs. 2) sind insoweit zu berücksichtigen, als 
sie zusammen mit dem Bruttoarbeitsentgelt 
die Beitragsbemessungsgrenze nicht über-
schreiten." 

d) In Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Aufstockungsbeträge stehen dem Brutto-
arbeitsentgelt im Sinne des Absatzes 3 
gleich." 

17. § 1255 a wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Bezeichnung „§ 1255 Abs. 7 Satz 1" 
werden das Wort „und" durch ein Komma 
ersetzt und nach den Worten „Bruttoarbeits-
entgelte nicht zugrunde zu legen sind," die 
Worte „und die Zurechnungszeit" eingefügt. 

b) In Nummer 2 wird nach Buchstabe c folgen-
der Buchstabe d angefügt: 

„d) Für jeden Kalendermonat an Zurech-
nungszeit der Monatsdurchschnitt, der 
sich nach § 1255 Abs. 3 bis 7 und dieser 
Vorschrift ergibt, höchstens jedoch der 
Wert 16,66." 

c) Im vorletzten Satz wird die Bezeichnung „c" 
durch die Bezeichnung „d" ersetzt. 

d) Folgender Satz wird angefügt: 

„Aufstockungsbeträge (§ 1407 a Abs. 2) blei-
ben bei der Ermittlung der Werte unberück-
sichtigt." 

18. § 1259 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 a werden nach dem Wort 
„Zeiten" die Worte „bis 31. Dezember 1978" 
eingefügt. 

b) In Nummer 3 werden nach den Worten 
„nicht gewährt worden ist" die Worte „und 
wenn er nicht nach § 1227 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 10 versicherungspflichtig war" eingefügt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Buchstabe c entfällt 

Buchstabe d entfällt 

17. § 1255 a wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird folgender Satz angefügt: 
„Für jeden Kalendermonat an Ausfallzeiten 
nach § 1259 Abs. 1 Nr. 4 wird höchstens der 
Wert 8,33 zugrunde gelegt." 

b) In Nummer 2 Buchstabe b werden nach dem 
Wort „Bruttoarbeitsentgelt" die Worte 
„, höchstens jedoch das jeweilige durch-
schnittliche Bruttoarbeitsentgelt aller Ver-
sicherten (§ 1255 Abs. 1)" eingefügt. 

c) unverändert 

d) Im letzten Satz werden die Worte „der Ta-
belle der Anlage 2" gestrichen. 

18. unverändert 
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19. In § 1260 a Satz 1 werden nach dem Wort 
„Bruttoarbeitsentgelts" die Worte ,,einschließ-
lich der Aufstockungsbeträge (§ 1407 a Abs. 2)" 
eingefügt. 

20. § 1262 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Rente wegen Berufsunfähigkeit oder 
wegen Erwerbsunfähigkeit und das Alters-
ruhegeld erhöhen sich für jedes Kind um den 
Kinderzuschuß, wenn die Voraussetzungen 
des § 1259 Abs. 3 erfüllt sind, wobei freiwil-
lige Beiträge den Pflichtbeiträgen gleichste-
hen, oder wenn bei der Berechnung der 
Rente ohne Anwendung des § 1280 Abs. 1 
eine Zurechnungszeit anzurechnen ist." 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„ (4) Der Kinderzuschuß beträgt jährlich 
1 834,80 Deutsche Mark." 

Beschlüsse des il. Ausschusses 

Nummer 19 entfällt 

19a. Nach § 1260 b wird folgender § 1260 c eingefügt: 

„§ 1260 c 

Ersatzzeiten, Ausfallzeiten und die Zurech-
nungszeit bleiben bei der Berechnung der Ver-
sicherten- und Hinterbliebenenrente unberück-
sichtigt, soweit sie bei einer Versorgung aus 
einem vor dem 1. Januar 1966 begründeten öf-
fentlich-rechtlichen Dienstverhältnis oder Ar-
beitsverhältnis mit Anspruch auf Versorgung 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen zugrunde gelegt sind oder bei Ein-
tritt des Versorgungsfalles zugrunde gelegt wer-
den." 

20. unverändert 

20a. In § 1267 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt nicht, wenn 
das Kind sich in Ausbildung befindet und ihm 
aus dem Ausbildungsverhältnis Bruttobezüge 
in Höhe von wenigstens 1 000 Deutsche Mark 
monatlich zustehen; Ehegatten- und Kinderzu-
schläge sowie einmalige Zuwendungen bleiben 
außer Ansatz. Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
dem Kind mit Rücksicht auf die Ausbildung 

1. Unterhaltsgeld von wenigstens 730 Deut-
sche Mark monatlich zusteht oder nur des-
wegen nicht zusteht, weil das Kind über 
anrechnungsfähiges Einkommen verfügt, 
oder 

2. Übergangsgeld zusteht, dessen Bemessungs-
grundlage wenigstens 1 000 Deutsche Mark 
monatlich beträgt." 
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21. § 1269 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 
„Erfüllt der verstorbene Versicherte nicht die 
Voraussetzungen des § 1259 Abs. 3 in Ver-
bindung mit § 1262 Abs. 1 Satz 1 und ist bei 
der Berechnung der Rente eine Zurechnungs-
zeit nicht anzurechnen, erhöht sich die Wai-
senrente um den halben Kinderzuschuß." 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

22. In § 1270 Abs. 1 Satz 2 werden in der Klammer 
die Worte „Abs. 1 Satz 3" gestrichen. 

23. § 1272 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„ (1) Bei Veränderungen der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage (§ 1255 Abs. 2) wer-
den die Renten alljährlich zum 1. Januar 
durch Gesetz angepaßt." 

b) In Absatz 3 werden nach den Worten „nicht 
für" die Worte „den Kinderzuschuß (§§ 1262 
und 1269) sowie für" eingefügt. 

24. In § 1273 werden die Worte „31. Oktober" 
durch die Worte „31. März" ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

21. § 1269 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 3 erhält folgende Fassung: 
„Die Waisenrente einer Halbwaise er-
höht sich um den Kinderzuschuß (§ 1262 
Abs. 4) und die Waisenrente einer Voll-
waise um ein Zehntel der für die Be-
rechnung der Versichertenrente maß-
gebenden allgemeinen Bemessungs-
grundlage." 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 
„Erfüllt der verstorbene Versicherte 
nicht die Voraussetzungen des § 1259 
Abs. 3 in Verbindung mit § 1262 Abs. 1 
Satz 1 und ist bei der Berechnung der 
Rente eine Zurechnungszeit nicht anzu-
rechnen, erhöht sich die Waisenrente 
einer Halbwaise um den halben Kinder-
zuschuß und die Waisenrente einer 
Vollwaise um den Kinderzuschuß." 

b) unverändert 

22. In § 1270 Abs. 1 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Bei Anwendung des Satzes 1 bleibt bei der 
Rente des Versicherten der Kinderzuschuß und 
bei Waisenrenten der jeweils enthaltene halbe 
oder volle Kinderzuschuß oder der Betrag in 
Höhe von einem Zehntel der für die Berech-
nung der Versichertenrente maßgebenden all-
gemeinen Bemessungsgrundlage (§ 1269) unbe-
rücksichtigt." 

23. unverändert 

24. unverändert 

24a. § 1276 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Besteht begründete Aussicht, daß 
die Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähig-
keit in absehbarer Zeit behoben sein kann, 
so ist die Rente wegen Berufsunfähigkeit 
oder wegen Erwerbsunfähigkeit oder die 
Hinterbliebenenrente nach § 1268 Abs. 2 
Nr. 2 vom Beginn der 27. Woche an, jedoch 
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25. In § 1303 Abs. 8 werden das Wort „und" durch 
ein Komma ersetzt und nach dem Wort „8 a" 
die Worte „und 10" eingefügt. 

26. In § 1304 a Abs. 4 Satz 5 werden die Worte 
„nach § 1269 Abs. 1 zu berechnende" gestrichen. 

27. Nach § 1304 c wird folgender Unterabschnitt 
eingefügt: 

„VI. Beiträge für die Krankenversicherung der 
Rentner 

§ 1304 d 

Die Träger der Rentenversicherung der Arbei-
ter zahlen zu den Aufwendungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung für deren Mitglieder, die 
nach § 165 Abs. 1 Nr. 3 versichert sind, an die 
Krankenkassen (§ 225) und die Ersatzkassen 
für jedes Kalenderjahr insgesamt 11,7 vom Hun-
dert der von ihnen gezahlten Rentenbeträge, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

nur auf Zeit und längstens für drei Jahre 
von der Bewilligung an zu gewähren; dies 
gilt insbesondere, wenn die Berufsunfähig-
keit oder Erwerbsunfähigkeit nicht aus-
schließlich auf dem Gesundheitszustand des 
Berechtigten beruht." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Rente auf Zeit kann wiederholt 
gewährt werden, jedoch nicht über die 
Dauer von sechs Jahren seit dem ersten 
Rentenbeginn und nicht über die Voll-
endung des 60. Lebensjahres hinaus, wenn 
sich die Bezugszeiten unmittelbar anschlie-
ßen; die Höchstdauer von sechs Jahren gilt 
nicht in den Fällen des Absatzes 1 zweiter 
Halbsatz." 

24b. In § 1279 Abs. 4 wird das Wort „Kinderzu-
schuß" durch die Worte „Erhöhungsbetrag nach 
§ 1269 Abs. 1 Satz 3 und 4" ersetzt. 

24c. Nach § 1283 wird folgender § 1284 eingefügt: 

„§ 1284 

Trifft bei einem Berechtigten eine Rente we-
gen Berufsunfähigkeit oder wegen Erwerbsun-
fähigkeit mit einem Arbeitsentgelt aus einem 
Beschäftigungsverhältnis zusammen, das vor 
Beginn der Berufsunfähigkeit oder Erwerbsun-
fähigkeit begründet worden ist, ruht die Rente 
wegen Berufsunfähigkeit oder wegen Erwerbs-
unfähigkeit insoweit, als das Zusammentreffen 
von Rente und Arbeitsentgelt über zwei Mo-
nate nach Rentenbeginn hinausgeht, wenn die 
Beschäftigung tatsächlich nicht ausgeübt wor-
den ist." 

25. unverändert 

26. unverändert 

27. Nach § 1304 c wird folgender Unterabschnitt ein-
gefügt: 

„VI. Beiträge für die Krankenversicherung der 
Rentner 

§ 1304 d 

unverändert 
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vermindert um die Summe der Beitragszu-
schüsse nach § 1304 e und § 95 des Gesetzes über 
die Krankenversicherung der Landwirte vom 
10. August 1972 (BGBl. I S. 1433), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 28. Dezember 1976 (BGBl. I 
S. 3871), der Beiträge nach § 63 Abs. 3 des Ge-
setzes über die Krankenversicherung der Land-
wirte und der Erstattungen nach § 157 Abs. 4 
des Arbeitsförderungsgesetzes. 

§ 1304 e 

(1) Wer eine Rente aus der Rentenversiche-
rung der Arbeiter bezieht und nicht in der ge-
setzlichen Krankenversicherung versicherungs-
pflichtig ist, erhält zu seinen Krankenversiche-
rungsbeiträgen bis zu ihrer tatsächlichen Höhe 
einen monatlichen Zuschuß in Höhe von 11 vom 
Hundert der monatlichen Rente (Beitragszu-
schuß), wenn er freiwillig in der gesetzlichen 
Krankenversicherung oder bei einem Kranken-
versicherungsunternehmen versichert ist. Satz 1 
gilt nicht, solange Anspruch auf einen Zuschuß 
nach § 381 Abs. 4 a oder § 405 oder nach § 4 
Abs. 3 des Gesetzes über die Krankenversiche-
rung der Landwirte oder nach § 5 Abs. 2 des 
Gesetzes zur Förderung sozialer Hilfsdienste 
vom 17. April 1972 (BGBl. I S. 609), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 20. Dezember 1974 
(BGBl. I S. 3713), besteht sowie bei selbständig 
Erwerbstätigen, die nur wegen Überschreitens 
der Jahreseinkommensgrenze nicht in der ge-
setzlichen Krankenversicherung versicherungs-
pflichtig sind. Auf den Beitragszuschuß nach 
Satz 1 wird ein Zuschuß nach § 8 des Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Studenten 
vom 24. Juni 1975 (BGBl. I S. 1536) angerech-
net. 

(2) Monatliche Rente im Sinne von Absatz 1 
ist der monatliche Rentenzahlbetrag. Beim Zu-
sammentreffen einer Rente aus der Rentenver-
sicherung der Arbeiter mit einer Rente aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung gilt als Renten

-

zahlbetrag der Rentenbetrag vor Anwendung 
der §§ 1278 und 1279 und ohne Anwendung des 
§ 1262 Abs. 1 Satz 2. Bezieht eine Berechtigter 
mehrere Renten aus der Rentenversicherung 
der Arbeiter und der Angestellten, ist von den 
Versicherungsträgern ein begrenzter Beitragszu-
schuß im Verhältnis der Höhe der Renten an-
teilig zu tragen. 

(3) Der Anspruch auf Beitragszuschuß ent-
steht frühestens mit dem Tag der Rentenantrag-
stellung." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 1304 e 

(1) Wer eine Rente aus der Rentenversiche-
rung der Arbeiter bezieht und nicht in der ge-
setzlichen Krankenversicherung versicherungs-
pflichtig ist, erhält zu seinen Krankenversiche-
rungsbeiträgen bis zu ihrer tatsächlichen Höhe 
einen monatlichen Zuschuß in Höhe von 11 vom 
Hundert der monatlichen Rente (Beitragszu-
schuß), wenn er freiwillig in der gesetzlichen 
Krankenversicherung oder bei einem Kranken-
versicherungsunternehmen versichert ist. Satz 1 
gilt nicht, solange Anspruch auf einen Zuschuß 
nach § 381 Abs. 4 a oder § 405 oder nach § 4 
Abs. 3 oder § 94 Abs. 4 des Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte oder nach 
§ 5 Abs. 2 des Gesetzes zur Förderung sozialer 
Hilfsdienste vom 17. April 1972 (BGBl. I S. 609), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Dezember 
1974 (BGBl. I S. 3713), besteht sowie bei selb-
ständig Erwerbstätigen, die nur wegen Über-
schreitens der Jahreseinkommensgrenze nicht 
in der gesetzlichen Krankenversicherung ver-
sicherungspflichtig sind. Auf den Beitragszu-
schuß nach Satz 1 wird ein Zuschuß nach § 8 
des Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Studenten vom 24. Juni 1975 (BGBl. I S. 1536) 
angerechnet. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

27a. In § 1306 Abs. 1 werden der zweite Halbsatz 
gestrichen und das Semikolon durch einen 
Punkt ersetzt. 

27b. § 1307 wird gestrichen. 
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28. In § 1319 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Als vorübergehender Aufenthalt gilt ein Auf-
enthalt bis zur Dauer eines Jahres; der Versi-
cherungsträger kann in begründeten Fällen Aus-
nahmen zulassen," 

29. § 1320 erhält folgende Fassung: 

„§ 1320 

(1) Personen, die zwischen dem 30. Januar 
1933 und dem 8. Mai 1945 das Gebiet des Deut-
schen Reiches oder der Freien Stadt Danzig 
verlassen haben, um sich einer von ihnen 
nicht zu vertretenden und durch die politischen 
Verhältnisse bedingten besonderen Zwangslage 
zu entziehen, oder aus den gleichen Gründen 
nicht in das Gebiet des Deutschen Reiches oder 
der Freien Stadt Danzig zurückkehren konnten, 
kann die Rente insoweit gezahlt werden, als sie 
früheren deutschen Staatsangehörigen im Sinne 
des Artikels 116 Abs. 2 Satz 1 des Grundge-
setzes auf Grund der §§ 1318, 1319 zu zahlen ist. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für 

1. Vertriebene im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 1 
des Bundesvertriebenengesetzes aus den 
1938 und 1939 in das Deutsche Reich einge-
gliederten Gebieten, die als solche im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes anerkannt sind; 

2. frühere deutsche Staatsangehörige, die im 
Ausland als Angehörige deutscher geistli-
cher Genossenschaften oder ähnlicher Ge-
meinschaften aus überwiegend religiösen 
oder sittlichen Beweggründen mit Kranken-
pflege, Unterricht, Seelsorge oder anderen 
gemeinnützigen Tätigkeiten bis zum Eintritt 
des Versicherungsfalles beschäftigt waren. 

(3) Für die Zahlung von Hinterbliebenenren-
ten an die Hinterbliebenen der in den Absätzen 
1 und 2 genannten Personen, sowie an die Hin-
terbliebenen Deutscher im Sinne des Artikels 
116 Abs. 1 des Grundgesetzes und früherer 
deutscher Staatsangehöriger im Sinne des Ar-
tikels 116 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes, die 
nicht deutsche Staatsangehörige sind, gelten die 
Absätze 1 und 2 ungeachtet des § 1315 entspre-
chend. 

(4) Die Renten an die in den Absätzen 1 bis 3 
genannten Personen gelten nicht als Leistungen 
der sozialen Sicherheit." 

30. §§ 1321 und 1322 werden gestrichen. 

31. § 1383 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „drei Kalendermonate" werden 
jeweils durch die Worte „einen Kalender-
monat" und die Worte „drei aufeinanderfol- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

28. unverändert 

29. unverändert 

30. unverändert 

31. unverändert 
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genden" durch die Worte „zwei aufeinander-
folgenden" ersetzt. 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Aufwendungen zu Lasten der Versiche-
rungsträger sind alle Aufwendungen nach 
Abzug des Bundeszuschusses, der Erstattun-
gen und der erhaltenen Ausgleichszahlun-
gen." 

32. § 1383 a wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 2 und 3 werden durch folgende 
Absätze 2 bis 5 ersetzt: 

„ (2) Unterschreitet die Schwankungs-
reserve der Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter in ihrer Gesamtheit am Jahres-
ende die durchschnittlichen Aufwendungen 
für eineinhalb Kalendermonate zu eigenen 
Lasten im voraufgegangenen Kalenderjahr, 
hat die Bundesversicherungsanstalt für An-
gestellte den fehlenden Betrag durch einen 
Liquiditätsausgleich zu zahlen, wenn ihre 
Schwankungsreserve eineinhalb entspre-
chend berechnete Monatsausgaben über-
schreitet. 

(3) Enthält die Schwankungsreserve der 
Träger der Rentenversicherung der Arbeiter 
in ihrer Gesamtheit am Jahresende nicht 
mindestens eine halbe Monatsausgabe zu 
eigenen Lasten im voraufgegangenen Ka-
lenderjahr als liquide Mittel, hat die Bun-
desversicherungsanstalt für Angestellte die 
fehlenden liquiden Mittel zu zahlen, wenn 
ihre liquiden Mittel eine halbe entsprechend 
berechnete Monatsausgabe überschreiten. 
Vor einer Inanspruchnahme der Bundesver-
sicherungsanstalt für Angestellte nach Satz 1 
haben die Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter vorrangig ihre Liquidität durch 
Veräußerung solcher Vermögensanlagen 
sicherzustellen, die nach ihrem Buchwert ge-
genüber den Vermögensanlagen der Bundes-
versicherungsanstalt für Angestellte bei ei-
ner Veräußerung gleichwertig sind oder 
deren Übernahme zum Buchwert von der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
angeboten wird. Gleichwertig sind Vermö-
gensanlagen der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte nur, wenn ihr Marktwert den 
Marktwert der Vermögensanlagen der Trä-
ger der Rentenversicherung der Arbeiter um 
fünf vom Hundert übersteigt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

32. § 1383 a wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 2 und 3 werden durch folgende 
Absätze 2 bis 5 ersetzt: 

„ (2) Unterschreitet die Schwankungs-
reserve der Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter in ihrer Gesamtheit am Jahres-
ende die durchschnittlichen Aufwendungen 
für eineinhalb Kalendermonate zu eigenen 
Lasten im voraufgegangenen Kalenderjahr, 
hat die Bundesversicherungsanstalt für An-
gestellte den fehlenden Betrag durch einen 
Liquiditätsausgleich zu zahlen, wenn ihre 
Schwankungsreserve eineinhalb entspre-
chend berechnete Monatsaufwendungen über-
schreitet. 

(3) Enthält die Schwankungsreserve der 
Träger der Rentenversicherung der Arbeiter 
in ihrer Gesamtheit am Jahresende nicht 
mindestens liquide Mittel in Höhe der durch-
schnittlichen Aufwendungen für einen hal-
ben Kalendermonat zu eigenen Lasten im 
voraufgegangenen Kalenderjahr, hat die 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
die fehlenden liquiden Mittel zu zahlen, 
wenn die Höhe ihrer liquiden Mittel die 
durchschnittlichen Aufwendungen für einen 
halben Kalendermonat zu eigenen Lasten 
im voraufgegangenen Kalenderjahr über-
schreitet. Vor einer Inanspruchnahme der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
nach Satz 1 haben die Träger der Renten-
versicherung der Arbeiter vorrangig ihre 
Liquidität durch Veräußerung solcher Ver-
mögensanlagen sicherzustellen, die minde-
stens zum Buchwert veräußert werden kön-
nen oder deren Übernahme zum Buchwert 
von der Bundesversicherungsanstalt für An-
gestellte angeboten wird oder die bei einer 
Veräußerung unter dem Buchwert gegen-
über den Vermögensanlagen der Bundes-
versicherungsanstalt für Angestellte gleich-
wertig sind. Vermögensanlagen der Träger 
der Rentenversicherung der Arbeiter sind 
den Vermögensanlagen der Bundesversiche-
rungsanstalt für Angestellte gleichwertig, 
wenn der am Buchwert gemessene Ver-
äußerungswert den am Buchwert gemesse-
nen Veräußerungswert der Vermögensanla-
gen der Bundesversicherungsanstalt für An-
gestellte um höchstens fünf vom Hundert 
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(4) Unterschreiten die Schwankungsre-
serve oder die liquiden Mittel der Bundes-
versicherungsanstalt für Angestellte die in 
den Absätzen 2 und 3 genannten Grenz-
werte, sind die Träger der Rentenversiche-
rung der Arbeiter zur Zahlung des Fehlbe-
trags nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 
verpflichtet. 

(5) Erreichen die liquiden Mittel der 
Schwankungsreserve in der Rentenversiche-
rung der Arbeiter und der Angestellten zu-
sammen nicht mindestens eine halbe Mo-
natsausgabe zu eigenen Lasten im vorauf-
gegangenen Kalenderjahr, hat jeder Ver-
sicherungsträger die Vermögenswerte zu 
veräußern, die nach ihrem Buchwert den 
höchsten Marktwert haben; die liquiden Mit-
tel sind, soweit dies zur Sicherung der Zah-
lungsfähigkeit unumgänglich ist, auf die 
Versicherungsträger mit den geringsten 
liquiden Mitteln zu verteilen, bis eine gleich-
mäßige Ausstattung mit liquiden Mitteln er-
reicht ist" 

b) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden Ab-
sätze 6 und 7. 

33. § 1383 b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Schwankungsreserve kann bis 
zur Höhe einer Ausgabe für einen Kalender-
monat zu Lasten des Versicherungsträgers 
aus Betriebsmitteln bestehen." 

b) In Absatz 2 erhalten die Sätze 1 bis 3 fol-
gende Fassung: 

„Die Rücklage ist liquide anzulegen. Als 
liquide gelten alle Vermögensanlagen mit 
einer Laufzeit, Kündigungsfrist oder Rest-
laufzeit bis zu zwölf Monaten sowie Schatz-
wechsel und unverzinsliche Schatzanweisun-
gen. Übersteigt die liquide Rücklage zwei 
Monatsausgaben zu Lasten der Träger der 
Rentenversicherung der Arbeiter und der 
Angestellten im voraufgegangenen Kalen-
derjahr, sind von dem übersteigenden Be-
trag bis 40 vom Hundert in Schatzwechseln 
und unverzinslichen Schatzanweisungen an-
zulegen, soweit Bundesregierung und Deut-
sche Bundesbank dies aus konjunktur- oder 
währungspolitischen Gründen für erforder-
lich halten." 

c) Die Absätze 3 und 4 werden durch folgenden 
Absatz 3 ersetzt: 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

unterschreitet. Sätze 2 und 3 gelten nicht für 
Grundstücke und Beteiligungen. 

(4) unverändert 

(5) Erreichen die liquiden Mittel der 
Schwankungsreserve in der Rentenversiche-
rung der Arbeiter und der Angestellten zu-
sammen nicht mindestens die Höhe der 
durchschnittlichen Aufwendungen für einen 
halben Kalendermonat zu eigenen Lasten 
im voraufgegangenen Kalenderjahr, sind die 
Vermögensanlagen zu veräußern, die im 
Verhältnis zu ihrem Buchwert den höchsten 
Veräußerungswert haben. Satz 1 gilt nicht 
für Grundstücke und Beteiligungen. Die 
liquiden Mittel sind, soweit dies zur Siche-
rung der Zahlungsfähigkeit unumgänglich 
ist, auf die Versicherungsträger mit den ge-
ringsten liquiden Mitteln zu verteilen, bis 
eine gleichmäßige Ausstattung mit liquiden 
Mitteln erreicht ist." 

b) unverändert 

33. § 1383 b wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) In Absatz 2 erhalten die Sätze 1 bis 3 fol-
gende Fassung: 

„Die Rücklage ist liquide anzulegen. Als 
liquide gelten alle Vermögensanlagen mit 
einer Laufzeit, Kündigungsfrist oder Rest-
laufzeit bis zu zwölf Monaten sowie 
Schatzwechsel und unverzinsliche Schatz-
anweisungen. Übersteigt die liquide Rück-
lage die Höhe der durchschnittlichen Auf-
wendungen für zwei Kalendermonate zu 
Lasten der Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter und der Angestellten im vor-
aufgegangenen Kalenderjahr, sind von dem 
übersteigenden Betrag bis 40 vom Hundert 
in Schatzwechseln und unverzinslichen 
Schatzanweisungen anzulegen, soweit Bun-
desregierung und Deutsche Bundesbank dies 
aus konjunktur- oder währungspolitischen 
Gründen für erforderlich halten." 

c) unverändert 
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„ (3) Die Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter dürfen Mittel bis zum Betrag 
von fünf vom Hundert des Buchwertes des 
Verwaltungsvermögens zum Ende des vor-
aufgegangenen Kalenderjahres zu dessen Er-
haltung aufwenden." 

34. § 1383 c wird gestrichen. 

35. § 1385 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 erhalten die Sätze 1 und 2 fol-
gende Fassung: 

„Die Beitragsbemessungsgrenze beträgt 
für das Kalenderjahr 1978 44 400 Deutsche 
Mark. Sie verändert sich in den folgenden 
Jahren entsprechend einer Änderung der all-
gemeinen Bemessungsgrundlage (§ 1255 
Abs. 2); dieser Betrag wird nur für das je-
weilige Kalenderjahr auf den nächsthöheren 
durch 1 200 teilbaren Betrag aufgerundet." 

b) In Absatz 3 wird der Punkt am Ende des 
Absatzes durch ein Komma ersetzt und nach 
dem Buchstaben g folgender Buchstabe h an-
gefügt: 

„h) bei Versicherten nach § 1227 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 10 das der Leistung zugrunde-
liegende Bruttoarbeitsentgelt; beitrags-
pflichtiges Bruttoarbeitsentgelt aus 
einem Beschäftigungsverhältnis ist ab-
zuziehen." 

c) In Absatz 4 wird der Punkt am Ende des 
Absatzes durch ein Komma ersetzt und nach 
dem Buchstaben g folgender Buchstabe h an-
gefügt: 

„h) bei Versicherungspflicht nach § 1227 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 von der Bundesan-
stalt für Arbeit." 

36. § 1387 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für Pflichtversicherte, die selbst die Bei-
träge zu entrichten haben (§ 1405), ist, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, niedrigste monat-
liche Beitragsberechnungsgrundlage im Jahr 
1977 ein Bruttoarbeitseinkommen von 100 Deut-
sche Mark, im Jahr 1978 von 200 Deutsche 
Mark, im Jahr 1979 von 400 Deutsche Mark und 
vom 1. Januar 1980 an die Einkommensgrenze 
für die geringfügige Tätigkeit im Sinne des § 8 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch." 

37. § 1388 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die freiwillige Versicherung (§§ 1233 
und 1234) gilt § 1387 Abs. 1 entsprechend." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

34. unverändert 

35. unverändert 

35a. In § 1386 werden nach der Bezeichnung „Nr. 1" 
die Worte „und 6" eingefügt. 

36. unverändert 

37. unverändert 
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38. § 1389 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Zuschuß des Bundes wird für das Ka-
lenderjahr 1978 auf 14 432 708 148 Deutsche 
Mark festgesetzt." 

39. In § 1390 werden die Absätze 2 und 3 durch 
folgenden Absatz 2 ersetzt: 

„ (2) § 1383 a Abs. 2 bis 5 gelten im Ver-
hältnis der Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter untereinander mit der Maßgabe ent-
sprechend, daß Absatz 3 Satz 3 keine Anwen-
dung findet." 

40. § 1390 a Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Ausgaben für Bauvorhaben sind in dringen-
den Fällen unter Berücksichtigung der Finanz-
und Liquiditätslage und des Bedarfs zulässig; 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
die Art der Bauvorhaben, die als dringlich be-
urteilt werden können, und den Umfang der 
zur Verfügung stehenden Mittel zu bestimmen." 

41. Nach § 1407 wird folgender § 1407 a eingefügt: 

„§ 1407 a 

(1) Die Entrichtung der Aufstockungsbei-
träge (§ 1233 a) erfolgt unmittelbar an den Ver-
sicherungsträger. Die Aufstockung ist nur zu-
lässig für Zeiten, für die ein Entgelt- oder Bei-
tragsnachweis vorliegt, bis zum Ablauf des Ka-
lenderjahres, das dem Kalenderjahr folgt, für 
das die Pflichtbeiträge entrichtet sind. Für jeden 
Zeitraum, für den ein Entgelt- oder Beitrags-
nachweis vorliegt, dürfen Aufstockungsbei-
träge nur einmal entrichtet werden. 

(2) Der Berechnung der Aufstockungsbei-
träge ist der Betrag in volle Deutsche Mark 
(Aufstockungsbetrag) zugrunde zu legen, der 
über das beitragspflichtige Bruttoarbeitsentgelt 
oder Bruttoarbeitseinkommen hinaus versichert 
wird, höchstens jedoch bis zur Beitragsbemes-
sungsgrenze. § 1385 Abs. 1 und § 1419 gelten 
entsprechend. 

(3) Trifft der Versicherte keine Bestimmung 
über den zur Aufstockung eingezahlten Betrag, 
ist dieser bis zum Höchstbetrag für die am wei-
testen zurückliegenden Zeiträume entrichtet, 
für die die Entrichtung von Aufstockungsbeiträ-
gen zulässig ist." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

38. unverändert 

39. In § 1390 werden die Absätze 2 und 3 durch fol-
genden Absatz 2 ersetzt: 

„ (2) § 1383 a Abs. 2 bis 3 und 5 bis 7 gelten 
im Verhältnis der Träger der Rentenversiche-
rung der Arbeiter untereinander mit der Maß-
gabe entsprechend, daß Absatz 3 Satz 3 keine 
Anwendung findet." 

40. unverändert 

40a. § 1405 a Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen. 

Nummer 41 entfällt 
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42. In § 1418 Abs. 1 werden die Worte „von zwei 
Jahren" durch die Worte „eines Jahres" ersetzt. 

§2 

Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

Das Angestelltenversicherungsgesetz in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
821 - 1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel II § 2 des Gesetzes vom 
23. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3845), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 wird der Punkt am Ende des Absat-
zes durch ein Komma ersetzt und nach Num-
mer 11 folgende Nummer 12 angefügt: 

„12. Personen, die von der Bundesanstalt für 
Arbeit Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe 
oder Unterhaltsgeld beziehen, wenn sie 
vor Beginn dieser Leistung zuletzt nach 
diesem Gesetz oder in keinem Zweig der 
gesetzlichen Rentenversicherung versi-
chert waren, für die Zeit des Bezuges die-
ser Leistungen." 

2. Nach § 10 wird folgender § 10 a eingefügt: 

„§ 10 a 

(1) Wer nach diesem Gesetz oder dem 
Reichsknappschaftsgesetz pflichtversichert ist, 
kann über die Beiträge auf Grund des Brutto

-

arbeitsentgelts oder Bruttoarbeitseinkommens 
hinaus freiwillig Beiträge entrichten (Aufstok-
kung). 

(2) Die Aufstockung von Beiträgen zur 
knappschaftlichen Rentenversicherung wird 
von der Bundesknappschaft nach den Vorschrif-
ten dieses Gesetzes durchgeführt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

42. § 1418 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Pflichtbeiträge sind unwirksam, wenn 
sie nach Ablauf eines Jahres nach Schluß des 
Kalenderjahres, für das sie gelten sollen, frei-
willige Beiträge sind unwirksam, wenn sie nach 
Ablauf des Kalenderjahres, für das sie gelten 
sollen, entrichtet werden." 

§ 2 

Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

Das Angestelltenversicherungsgesetz in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
821 - 1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel II § 2 des Gesetzes vom 
23. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3845), wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 

la.  In § 6 Abs. 1 wird der Punkt am Ende des Ab-
satzes durch ein Komma ersetzt und folgende 
Nummer 7 angefügt: 

„7. Personen im Sinne des § 7 Abs. 1, deren 
Versorgung mindestens 65 vom Hundert 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge be-
trägt." 

lb.  In § 7 Abs. 1 wird der Punkt am Ende des Ab-
satzes durch ein Komma ersetzt und folgender 
Halbsatz angefügt: „soweit sie nicht nach § 6 
Abs. 1 Nr. 7 versicherungsfrei sind." 

Nummer 2 entfällt 
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(3) § 10 Abs. 2, 2 a und 3 Satz 3 gilt entspre-
chend." 

3. In § 11 Abs. 1 werden nach den Worten „kann 
der Versicherte" die Worte „bis zum 31. De-
zember 1982" eingefügt. 

4. In § 12 Nr. 1 und der Überschrift vor § 13 wer-
den nach dem Wort „medizinische" das Komma 
und das Wort „berufsfördernde" gestrichen. 

5. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Eine medizinische Maßnahme zur Re-
habilitation (Kur) soll nicht vor Ablauf von 
zwei Jahren nach Gewährung einer solchen 
Maßnahme, deren Kosten auf Grund öffent-
lich-rechtlicher Vorschriften getragen oder 
bezuschußt worden sind, erbracht werden, es 
sei denn, daß eine vorzeitige Gewährung aus 
dringenden gesundheitlichen Gründen erfor-
derlich ist." 

b) In Absatz 1 a Satz 1 erhält die Nummer 2 
folgende Fassung: 

„2. wer im Zeitpunkt der Antragstellung 

a) die Voraussetzungen des § 36 Abs. 3 
erfüllt, wobei freiwillige Beiträge den 
Pflichtbeiträgen gleichstehen, oder 

b) eine Versicherungszeit von 60 Kalen-
dermonaten zurückgelegt hat, wenn 
Berufsunfähigkeit oder Erwerbsun-
fähigkeit vorliegt oder unmittelbar 
droht, oder bei dem die Wartezeit 
nach § 29 als erfüllt gilt oder" 

c) In Absatz 3 werden die Worte „oder die 
Bundesanstalt für Arbeit" gestrichen. 

6. § 14 a wird gestrichen. 

7. In § 14 b Abs. 1 wird Nummer 2 gestrichen. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Nummer 3 entfällt 

4. unverändert 

5. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Eine medizinische Maßnahme zur Rehabili-
tation in einer Kur- oder Spezialeinrichtung 
soll nicht vor Ablauf von zwei Jahren nach 
Gewährung einer solchen oder einer ähnli-
chen Maßnahme, deren Kosten auf Grund 
öffentlich-rechtlicher Vorschriften getragen 
oder bezuschußt worden sind, erbracht wer-
den, es sei denn, daß eine vorzeitige Ge-
währung aus dringenden gesundheitlichen 
Gründen erforderlich ist." 

b) Absatz 1 a wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. wer im Zeitpunkt der Antragstellung 

a) eine Versicherungszeit von 180 
Kalendermonaten zurückgelegt 
hat oder 

b) eine Versicherungszeit von 60 
Kalendermonaten zurückgelegt 
hat, wenn Berufsunfähigkeit oder 
Erwerbsunfähigkeit vorliegt oder 
in absehbarer Zeit zu befürchten 
ist, oder bei dem die Wartezeit 
nach § 29 als erfüllt gilt oder" 

bb) Folgender Satz wird angefügt: „Als Ver-
sicherter gilt nicht, wer in einem öffent-
lich-rechtlichen Dienstverhältnis oder 
einem Arbeitsverhältnis mit Anspruch 
auf Versorgung nach beamtenrechtlichen 
Vorschriften oder Grundsätzen steht 
oder Versorgungsbezüge aus einem öf-
fentlich-rechtlichen Dienstverhältnis oder 
aus einem Arbeitsverhältnis mit An-
spruch auf Versorgung nach beamten-
rechtlichen Vorschriften oder Grundsät-
zen erhält." 

c) unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 
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8. § 17 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „oder berufsfördernden" werden 
gestrichen. 

b) Nach dem Wort „Übergangsgeld" werden die 
Worte „nach Maßgabe der §§ 18 bis 18 f" 
eingefügt. 

9. In § 18 wird Absatz 4 gestrichen. 

10. § 18 a wird gestrichen. 

11. In § 18 e werden die Absätze 2 und 3 gestrichen. 

12. In § 18 f Abs. 3 Nr. 1 werden die Worte „oder 
berufsfördernden" gestrichen. 

13. § 18 g wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „oder berufs-
fördernden" gestrichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Reisekosten können im Regelfall für 
eine Familienheimfahrt im Monat übernom-
men werden, wenn der Betreute wegen einer 
medizinischen Maßnahme länger als acht 
Wochen von seiner Familie getrennt ist." 

14. § 21 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„§ 13 Abs. 1 Satz 2 gilt nicht; § 13 Abs. 1 a 
gilt mit der Maßgabe, daß anstelle des Zeit-
punktes der Antragstellung der Zeitpunkt 
der Feststellung der Behandlungsbedürftig-
keit und in Nummer 2 Buchstabe a anstelle 
der Voraussetzungen des § 36 Abs. 3 eine 
Versicherungszeit von 60 Kalendermonaten 
tritt." 

b) Absatz 4 wird gestrichen. 

c) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „Versicherte sowie Rentner 
bis zur Vollendung des 65. Lebensjah-
res erhalten Übergangsgeld" werden 
durch die Worte „Versicherte sowie 
Rentner erhalten bis zum Bezug eines 
Altersruhegeldes Übergangsgeld" er-
setzt. 

bb) In Buchstabe a werden die Worte „und 
für die Dauer berufsfördernder Maßnah-
men nach Absatz 4" gestrichen. 

d) Absatz 8 wird gestrichen. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 

14. § 21 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„§ 13 Abs. 1 Satz 2 gilt nicht; § 13 Abs. 1 a 
gilt mit der Maßgabe, daß anstelle des Zeit-
punktes der Antragstellung der Zeitpunkt 
der Feststellung der Behandlungsbedürftig-
keit und in Nummer 2 Buchstabe a anstelle 
einer Versicherungszeit von 180 Kalender-
monaten eine Versicherungszeit von 60 Ka-
lendermonaten tritt." 

b) unverändert 

c) unverändert 

c1) In Absatz 7 werden die Worte „bis 6" durch 
die Worte „bis 7" ersetzt. 

d) unverändert 
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e) Absatz 9 erhält folgende Fassung: 

„ (9) Anspruch auf Maßnahmen nach den 
vorstehenden Vorschriften besteht nur, so-
weit Betreute im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes behandelt werden oder ergänzende 
Leistungen erhalten können." 

15. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die allgemeine Bemessungsgrund-
lage, die für das Jahr 1977 20 161 Deutsche 
Mark beträgt, verändert sich in den folgen-
den Jahren jeweils um den Vomhundertsatz, 
um den sich die Summe der durchschnitt-
lichen Bruttoarbeitsentgelte (Absatz 1) in 
den drei Kalenderjahren vor dem Eintritt 
des Versicherungsfalles gegenüber der Sum-
me dieser Durchschnittsentgelte in den drei 
Jahren vor dem Kalenderjahr, das dem Ein-
tritt des Versicherungsfalles voraufgegan-
gen ist, verändert hat. Für das jeweilige Ka-
lenderjahr vor dem Eintritt des Versiche-
rungsfalles ist das durchschnittliche Brutto-
arbeitsentgelt zugrunde zu legen, das den 
statistischen Daten entspricht, die dem Sta-
tistischen Bundesamt am 1. Oktober des je-
weiligen Jahres zur Verfügung stehen." 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Buchstabe b wird folgender Buch-
stabe c eingefügt: 

„c) Für Zeiten, für die Beiträge weder 
nach Lohn- oder Beitragsklassen 
noch im Lohnabzugsverfahren ent-
richtet sind, gilt Buchstabe b ent-
sprechend mit der Maßgabe, daß bei 
Anwendung dieser Regelung für je-
des Kalenderjahr das Bruttoarbeits-
entgelt, für das Beiträge entrichtet 
sind, oder das Bruttoarbeitseinkom- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

e) unverändert 

14a. § 25 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a werden das Wort „drei" 
durch das Wort „zwei" und das Wort „fünf-
undsiebzig" durch das Wort „fünfzig" er-
setzt. 

b) In Buchstabe b werden die Worte „drei 
Zehntel der für Monatsbezüge geltenden 
Beitragsbemessungsgrenze (§ 112 Abs. 2)" 
durch die Worte „1 000 Deutsche Mark" er-
setzt. 

c) In Satz 2 werden die Worte „der in Satz 1 
Buchstabe b genannten drei Zehntel der für 
Monatsbezüge geltenden Beitragsbemes-
sungsgrenze ein Achtel dieser Beitragsbe-
messungsgrenze" durch die Worte „des in 
Satz i Buchstabe b genannten Betrages der 
Betrag von 425 Deutsche Mark" ersetzt. 

15. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 
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men, das sich aus den entrichteten 
Beiträgen errechnet, zugrunde zu le-
gen ist." 

bb) Der bisherige Buchstabe c wird Buch-
stabe d mit der Maßgabe, daß die Be-
zeichnung „a und b" durch die Bezeich-
nung „a bis c" ersetzt wird. 

cc) Im vorletzten Satz wird die Bezeichnung 
„a bis c" durch die Bezeichnung „a bis 
d" ersetzt. 

c) In Absatz 4 Buchstabe b wird folgender Satz 
angefügt: 

„Aufstockungsbeträge (§ 129 a Abs. 2) sind 
insoweit zu berücksichtigen, als sie zusam-
men mit dem Bruttoarbeitsentgelt die Bei-
tragsbemessungsgrenze nicht überschreiten." 

d) In Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Aufstockungsbeträge stehen dem Brutto-
arbeitsentgelt im Sinne des Absatzes 3 
gleich." 

16. § 32 a wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Bezeichnung „§ 32 Abs. 7 Satz 1" 
werden das Wort „und" durch ein Komma 
ersetzt und nach den Worten „Bruttoarbeits-
entgelte nicht zugrunde zu legen sind," die 
Worte „und die Zurechnungszeit" eingefügt. 

b) In Nummer 2 wird nach Buchstabe c folgen-
der Buchstabe d angefügt: 

„d) Für jeden Kalendermonat an Zurech-
nungszeit der Monatsdurchschnitt, der 
sich nach § 32 Abs. 3 bis 7 und dieser 
Vorschrift ergibt, höchstens jedoch der 
Wert 16,66." 

c) Im vorletzten Satz wird die Bezeichnung 
„c" durch die Bezeichnung „d" ersetzt. 

d) Folgender Satz wird angefügt: 

„Aufstockungsbeträge (§ 129 a Abs. 2) blei-
ben bei der Ermittlung der Werte unberück-
sichtigt." 

17. § 36 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 a werden nach dem Wort „Zei-
ten" die Worte „bis 31. Dezember 1978" ein-
gefügt. 

b) In Nummer 3 werden nach den Worten 
„nicht gewährt worden ist" die Worte „und 
wenn er nicht nach § 2 Abs. 1 Nr. 12 ver-
sicherungspflichtig war" eingefügt. 

18. In § 37 a Satz 1 werden nach dem Wort „Brutto

-

arbeitsentgelts" die Worte „einschließlich der 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Buchstabe c entfällt 

Buchstabe d entfällt 

16. § 32 a wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Für jeden Kalendermonat an Ausfallzeiten 
nach § 36 Abs. 1 Nr. 4 wird höchstens der 
Wert 8,33 zugrunde gelegt." 

b) In Nummer 2 Buchstabe b werden nach dem 
Wort „Bruttoarbeitsentgelt" die Worte 

höchstens jedoch das jeweilige durch-
schnittliche Bruttoarbeitsentgelt aller Ver-
sicherten (§ 32 Abs. 1)" eingefügt. 

c) unverändert 

d) Im letzten Satz werden die Worte „der Ta-
belle der Anlage 2" gestrichen. 

17. unverändert 

Nummer 18 entfällt 
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Aufstockungsbeträge (§ 129 a Abs. 2)" einge-
fügt. 

19. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz i Satz 1 enthält folgende Fassung: 

„Die Rente wegen Berufsunfähigkeit oder 
wegen Erwerbsunfähigkeit und das Alters-
ruhegeld erhöhen sich für jedes Kind um den 
Kinderzuschuß, wenn die Voraussetzungen 
des § 36 Abs. 3 erfüllt sind, wobei freiwillige 
Beiträge den Pflichtbeiträgen gleichstehen, 
oder wenn bei der Berechnung der Rente 
ohne Anwendung des § 57 Abs. 1 eine Zu-
rechnungszeit anzurechnen ist." 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Kinderzuschuß beträgt jährlich 
1 834,80 Deutsche Mark." 

20. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz i wird folgender Satz angefügt: 

„Erfüllt der verstorbene Versicherte nicht die 
Voraussetzungen des § 36 Abs. 3 in Verbin

-

dung mit § 39 Abs. 1 Satz 1 und ist bei der 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

18a. Nach § 37 b wird folgender § 37 c eingefügt: 

„§ 37 c 

Ersatzzeiten, Ausfallzeiten und die Zurech-
nungszeit bleiben bei der Berechnung der Ver-
sicherten- und Hinterbliebenenrente unberück-
sichtigt, soweit sie bei einer Versorgung aus 
einem vor dem 1. Januar 1966 begründeten öf-
fentlich-rechtlichen Dienstverhältnis oder Ar-
beitsverhältnis mit Anspruch auf Versorgung 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen zugrunde gelegt sind oder bei Ein-
tritt des Versorgungsfalles zugrunde gelegt 
werden." 

19. unverändert 

19a. In § 44 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt nicht, wenn 
das Kind sich in Ausbildung befindet und ihm 
aus dem Ausbildungsverhältnis Bruttobezüge 
in Höhe von wenigstens 1 000 Deutsche Mark 
monatlich zustehen; Ehegatten- und Kinderzu-
schläge sowie einmalige Zuwendungen bleiben 
außer Ansatz. Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
dem Kind mit Rücksicht auf die Ausbildung 

1. Unterhaltsgeld von wenigstens 730 Deutsche 
Mark monatlich zusteht oder nur deswegen 
nicht zusteht, weil das Kind über anrech-
nungsfähiges Einkommen verfügt, oder 

2. Übergangsgeld zusteht, dessen Bemessungs-
grundlage wenigstens 1 000 Deutsche Mark 
monatlich beträgt." 

20. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Die Waisenrente einer Halbwaise er

-

höht sich um den Kinderzuschuß (§ 39 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/337  

Entwurf 

Berechnung der Rente eine Zurechnungszeit 
nicht anzurechnen, erhöht sich die Waisen-
rente um den halben Kinderzuschuß." 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

21. In § 47 Abs. 1 Satz 2 werden in der Klammer 
die Worte „Abs. 1 Satz 3" gestrichen. 

22. § 49 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„ (1) Bei Veränderungen der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage (§ 32 Abs. 2) werden 
die Renten alljährlich zum 1. Januar durch 
Gesetz angepaßt." 

b) In Absatz 3 werden nach den Worten „nicht 
für" die Worte „den Kinderzuschuß (§§ 39 
und 46) sowie für" eingefügt. 

23. In § 50 werden die Worte „31. Oktober" durch 
die Worte „31. März" ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Abs. 4) und die Waisenrente einer Voll-
waise um ein Zehntel der für die Be-
rechnung der Versichertenrente maßge-
benden allgemeinen Bemessungsgrund -
lage." 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 
„Erfüllt der verstorbene Versicherte 
nicht die Voraussetzungen des § 36 
Abs. 3 in Verbindung mit § 39 Abs. 1 
Satz i und ist bei der Berechnung der 
Rente eine Zurechnungszeit nicht anzu-
rechnen, erhöht sich die Waisenrente 
einer Halbwaise um den halben Kinder-
zuschuß und die Waisenrente einer 
Vollwaise um den Kinderzuschuß." 

b) unverändert 

21. In § 47 Abs. 1 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Bei Anwendung des Satzes 1 bleibt bei der 
Rente des Versicherten der Kinderzuschuß und 
bei Waisenrenten der jeweils enthaltene halbe 
oder volle Kinderzuschuß oder der Betrag in 
Höhe von einem Zehntel der für die Berech-
nung der Versichertenrente maßgebenden all-
gemeinen Bemessungsgrundlage (§ 46) unbe-
rücksichtigt." 

22. unverändert 

23. unverändert 

23a. § 53 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Besteht begründete Aussicht, daß die 
Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit 
in absehbarer Zeit behoben sein kann, so 
ist die Rente wegen Berufsunfähigkeit oder 
wegen Erwerbsunfähigkeit oder die Hinter-
bliebenenrente nach § 45 Abs. 2 Nr. 2 vom 
Beginn der 27. Woche an, jedoch nur auf 
Zeit und längstens für drei Jahre von der 
Bewilligung an zu gewähren; dies gilt ins-
besondere, wenn die Berufsunfähigkeit oder 
Erwerbsunfähigkeit nicht ausschließlich auf 
dem Gesundheitszustand des Berechtigten 
beruht." 
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24. In § 82 Abs. 8 werden das Wort „und" durch 
ein Komma ersetzt und nach dem Wort „10 a" 
die Worte „und 12" eingefügt. 

25. In § 83 a Abs. 4 Satz 5 werden die Worte „nach 
§ 46 Abs. 1 zu berechnende" gestrichen. 

26. Nach § 83 c wird folgender Unterabschnitt ein-
gefügt: 

„VI. Beiträge für die Krankenversicherung der 
Rentner 

§ 83 d  

Die Bundesversicherungsanstalt für Angestell-
te zahlt zu den Aufwendungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung für deren Mitglieder, die 
nach § 165 Abs. 1 Nr. 3 der Reichsversicherungs-
ordnung versichert sind, an die Krankenkassen 
(§ 225 der Reichsversicherungsordnung) und die 
Ersatzkassen für jedes Kalenderjahr insgesamt 
11,7 vom Hundert der von ihnen gezahlten Ren-
tenbeträge, vermindert um die Summe der Bei-
tragszuschüsse nach § 83 e und § 95 des Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Landwirte 
vom 10. August 1972 (BGBl. I S. 1433), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 28. Dezember 1976 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Rente auf Zeit kann wiederholt 
gewährt werden, jedoch nicht über die 
Dauer von sechs Jahren seit dem ersten Ren-
tenbeginn und nicht über die Vollendung des 
60. Lebensjahres hinaus, wenn sich die Be-
zugszeiten unmittelbar anschließen; die 
Höchstdauer von sechs Jahren gilt nicht in 
den Fällen des Absatzes 1 zweiter Halb-
satz." 

23b. In § 56 Abs. 4 wird das Wort „Kinderzuschuß" 
durch die Worte „Erhöhungsbetrag nach § 46 
Abs. 1 Satz 3 und 4" ersetzt. 

23c. Nach § 60 wird folgender § 61 eingefügt: 

„§ 61 

Trifft bei einem Berechtigten eine Rente we-
gen Berufsunfähigkeit oder wegen Erwerbsun-
fähigkeit mit einem Arbeitsentgelt aus einem 
Beschäftigungsverhältnis zusammen, das vor 
Beginn der Berufsunfähigkeit oder Erwerbsun-
fähigkeit begründet worden ist, ruht die Rente 
wegen Berufsunfähigkeit oder wegen Erwerbs-
unfähigkeit insoweit, als das Zusammentreffen 
von Rente und Arbeitsentgelt über zwei Mo-
nate nach Rentenbeginn hinausgeht, wenn die 
Beschäftigung tatsächlich nicht ausgeübt wor-
den ist." 

24. unverändert 

25. unverändert 

26. Nach § 83 c wird folgender Unterabschnitt ein-
gefügt: 

„VI. Beiträge für die Krankenversicherung der 
Rentner 

§ 83 d 

unverändert 
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(BGBl. I S. 3871), der Beiträge nach § 63 Abs. 3 
des Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Landwirte und der Erstattungen nach § 157 
Abs. 4 des Arbeitsförderungsgesetzes. 

§ 83 e  

(1) Wer eine Rente aus der Rentenversiche-
rung der Angestellten bezieht und nicht in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versiche-
rungspflichtig ist, erhält zu seinen Krankenver-
sicherungsbeiträgen bis zu ihrer tatsächlichen 
Höhe einen monatlichen Zuschuß in Höhe von 
11 vom Hundert der monatlichen Rente (Bei-
tragszuschuß), wenn er freiwillig in der gesetz-
lichen Krankenversicherung oder bei einem 
Krankenversicherungsunternehmen versichert 
ist. Satz 1 gilt nicht, solange Anspruch auf einen 
Zuschuß nach § 381 Abs. 4 a oder § 405 der 
Reichsversicherungsordnung oder nach § 4 Abs. 3 
des Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Landwirte oder nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes zur 
Förderung sozialer Hilfsdienste vom 17. April 
1972 (BGBl. I S. 609), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 20. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3713), 
besteht sowie bei selbständig Erwerbstätigen, 
die nur wegen Überschreitens der Jahresein-
kommensgrenze nicht in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung versicherungspflichtig sind. 
Auf den Beitragszuschuß nach Satz 1 wird ein 
Zuschuß nach § 8 des Gesetzes über die Kran-
kenversicherung der Studenten vom 24. Juni 
1975 (BGBl. I S. 1536) angerechnet. 

(2) Monatliche Rente im Sinne von Absatz 1 
ist der monatliche Rentenzahlbetrag. Beim Zu-
sammentreffen einer Rente aus der Rentenver-
sicherung der Angestellten mit einer Rente aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung gilt als Ren-
tenzahlbetrag der Rentenbetrag vor Anwendung 
der §§ 55 und 56 und ohne Anwendung des § 39 
Abs. 1 Satz 2. Bezieht ein Berechtigter mehrere 
Renten aus der Rentenversicherung der Ange-
stellten und der Arbeiter, ist von den Versiche-
rungsträgern ein begrenzter Beitragszuschuß im 
Verhältnis der Höhe der Renten anteilig zu 
tragen. 

(3) Der Anspruch auf Beitragszuschuß ent-
steht frühestens mit dem Tag der Rentenantrag-
stellung." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 83 e 

(1) Wer eine Rente aus der Rentenversiche-
rung der Angestellten bezieht und nicht in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versiche-
rungspflichtigt ist, erhält zu seinen Krankenver-
sicherungsbeiträgen bis zu ihrer tatsächlichen 

Höhe einen monatlichen Zuschuß in Höhe von 
11 vom Hundert der monatlichen Rente (Bei-
tragszuschuß), wenn er freiwillig in der gesetz-
lichen Krankenversicherung oder bei einem 
Krankenversicherungsunternehmen versichert 
ist. Satz 1 gilt nicht, solange Anspruch auf einen 
Zuschuß nach § 381 Abs. 4 a oder § 405 der 
Reichsversicherungsordnung oder nach § 4 Abs. 3 
oder § 94 Abs. 4 des Gesetzes über die Kran-
kenversicherung der Landwirte oder nach § 5 
Abs. 2 des Gesetzes zur Förderung sozialer 
Hilfsdienste vom 17. April 1972 (BGBl. I S. 609), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Dezem-
ber 1974 (BGBl. I S. 3713), besteht sowie bei 
selbständig Erwerbstätigen, die nur wegen Über-
schreitens der Jahreseinkommensgrenze nicht 
in der gesetzlichen Krankenversicherung ver-
sicherungspflichtig sind. Auf den Beitragszu-
schuß nach Satz 1 wird ein Zuschuß nach § 8 
des Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Studenten vom 24. Juni 1975 (BGBl. I S. 1536) 
angerechnet. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

26a. In § 85 Abs. 1 werden der zweite Halbsatz ge-
strichen und das Semikolon durch einen Punkt 
ersetzt. 

26b. § 86 wird gestrichen. 



Drucksache 8/337 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

Entwurf 

27. In § 98 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Als vorübergehender Aufenthalt gilt ein Auf-
enthalt bis zur Dauer eines Jahres; der Ver-
sicherungsträger kann in begründeten Fällen 
Ausnahmen zulassen." 

28. § 99 erhält folgende Fassung: 

„§ 99 

(1) Personen, die zwischen dem 30. Januar 
1933 und dem 8. Mai 1945 das Gebiet des Deut-
schen Reiches oder der Freien Stadt Danzig 
verlassen haben, um sich einer von ihnen nicht 
zu vertretenden und durch die politischen Ver-
hältnisse bedingten besonderen Zwangslage zu 
entziehen, oder aus den gleichen Gründen nicht 
in das Gebiet des Deutschen Reiches oder der 
Freien Stadt Danzig zurückkehren konnten, 
kann die Rente insoweit gezahlt werden, als sie 
früheren deutschen Staatsangehörigen im Sinne 
des Artikels 116 Abs. 2 Satz i des Grundgeset-
zes auf Grund der §§ 97, 98 zu zahlen ist. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für 

1. Vertriebene im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 1 
des Bundesvertriebenengesetzes aus den 
1938 und 1939 in das Deutsche Reich einge-
gliederten Gebieten, die als solche im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes anerkannt sind; 

2. frühere deutsche Staatsangehörige, die im 
Ausland als Angehörige deutscher geistli-
cher Genossenschaften oder ähnlicher Ge-
meinschaften aus überwiegend religiösen 
oder sittlichen Beweggründen mit Kranken-
pflege, Unterricht, Seelsorge oder anderen 
gemeinnützigen Tätigkeiten bis zum Eintritt 
des Versicherungsfalles beschäftigt waren. 

(3) Für die Zahlung von Hinterbliebenenren-
ten an die Hinterbliebenen der in den Absätzen 
1 und 2 genannten Personen, sowie an die Hin-
terbliebenen Deutscher im Sinne des Artikels 
116 Abs. 1 des Grundgesetzes und früherer 
deutscher Staatsangehöriger im Sinne des Arti-
kels 116 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes, die 
nicht deutsche Staatsangehörige sind, gelten die 
Absätze 1 und 2 ungeachtet des § 94 entspre-
chend. 

(4) Die Renten an die in den Absätzen 1 bis 3 
genannten Personen gelten nicht als Leistungen 
der sozialen Sicherheit." 

29. §§ 100 und 101 werden gestrichen. 

30. § 110 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „drei Kalendermonate" werden je-
weils durch die Worte „einen Kalendermo-
nat" und die Worte „drei aufeinanderfolgen- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

27. unverändert 

28. unverändert 

29. unverändert 

30. unverändert 
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den" durch die Worte „zwei aufeinanderfol-
genden" ersetzt. 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Aufwendungen zu Lasten der Versiche-
rungsträger sind alle Aufwendungen nach 
Abzug des Bundeszuschusses der Erstattun-
gen und der erhaltenen Ausgleichszahlun-
gen." 

31. § 110 a wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 2 und 3 werden durch folgende 
Absätze 2 bis 5 ersetzt: 

„(2) Unterschreitet die Schwankungsre-
serve der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte am Jahresende die durchschnitt-
lichen Aufwendungen für eineinhalb Kalen-
dermonate zu eigenen Lasten im voraufge-
gangenen Kalenderjahr, haben die Träger 
der Rentenversicherung der Arbeiter in ihrer 
Gesamtheit den fehlenden Betrag durch 
einen Liquiditätsausgleich zu zahlen, wenn 
ihre Schwankungsreserve eineinhalb ent-
sprechend berechnete Monatsausgaben über-
schreitet. 

(3) Enthält die Schwankungsreserve der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
am Jahresende nicht mindestens eine halbe 
Monatsausgabe zu eigenen Lasten im vorauf-
gegangenen Kalenderjahr als liquide Mittel, 
haben die Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter in ihrer Gesamtheit die fehlen-
den liquiden Mittel zu zahlen, wenn ihre li-
quiden Mittel eine halbe entsprechend berech-
nete Monatsausgabe überschreiten. Vor einer 
Inanspruchnahme der Träger der Renten-
versicherung der Arbeiter nach Satz 1 hat 
die Bundesversicherungsanstalt für Ange-
stellte vorrangig ihre Liquidität durch Ver-
äußerung solcher Vermögensanlagen sicher-
zustellen, die nach ihrem Buchwert gegen-
über den Vermögensanlagen der Träger der 
Rentenversicherung der Arbeiter bei einer 
Veräußerung gleichwertig sind oder deren 
Übernahme zum Buchwert von den Trägern 
der Rentenversicherung der Arbeiter ange-
boten wird. Gleichwertig sind Vermögensan-
lagen der Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter nur, wenn ihr Marktwert den 
Marktwert der Vermögensanlagen der Bun-
desversicherungsanstalt für Angestellte um 
fünf vom Hundert übersteigt. 

Beschlüsse des  H.  Ausschusses 

31. § 110 a wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 2 und 3 werden durch folgende 
Absätze 2 bis 5 ersetzt: 

„ (2) Unterschreitet die Schwankungsre-
serve der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte am Jahresende die durchschnitt-
lichen Aufwendungen für eineinhalb Kalen-
dermonate zu eigenen Lasten im voraufge-
gangenen Kalenderjahr, haben die Träger 
der Rentenversicherung der Arbeiter in ihrer 
Gesamtheit den fehlenden Betrag durch einen 
Liquiditätsausgleich zu zahlen, wenn ihre 
Schwankungsreserve eineinhalb entspre-
chend berechnete Monatsaufwendungen 
überschreitet. 

(3) Enthält die Schwankungsreserve der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
am Jahresende nicht mindestens liquide Mit-
tel in Höhe der durchschnittlichen Aufwen-
dungen für einen halben Kalendermonat zu 
eigenen Lasten im voraufgegangenen Kalen-
derjahr, haben die Träger der Rentenver-
sicherung der Arbeiter in ihrer Gesamtheit 
die fehlenden liquiden Mittel zu zahlen, 
wenn die Höhe ihrer liquiden Mittel die 
durchschnittlichen Aufwendungen für einen 
halben Kalendermonat zu eigenen Lasten im 
voraufgegangenen Kalenderjahr überschrei-
tet. Vor einer Inanspruchnahme der Träger 
der Rentenversicherung der Arbeiter nach 
Satz 1 hat die Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte vorrangig ihre Liquidität 
durch Veräußerung solcher Vermögensanla-
gen sicherzustellen, die mindestens zum 
Buchwert veräußert werden können oder de-
ren Übernahme zum Buchwert von den Trä-
gern der Rentenversicherung der Arbeiter 
angeboten wird oder die bei einer Veräuße-
rung unter dem Buchwert gegenüber den 
Vermögensanlagen der Träger der Renten-
versicherung der Arbeiter gleichwertig sind. 
Vermögensanlagen der Bundesversicherungs-
anstalt für Angestellte sind den Vermögens-
anlagen der Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter gleichwertig, wenn der am 
Buchwert gemessene Veräußerungswert den 
am Buchwert gemessenen Veräußerungswert 
der Vermögensanlagen der Träger der Ren-
tenversicherung der Arbeiter um höchstens 
fünf vom Hundert unterschreitet. Sätze 2 
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(4) Unterschreiten die Schwankungsre-
serve oder die liquiden Mittel der Träger 
der Rentenversicherung der Arbeiter die in 
den Absätzen 2 und 3 genannten Grenz-
werte, ist die Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte zur Zahlung des Fehlbetrags 
nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 verpflich-
tet. 

(5) Erreichen die liquiden Mittel der 
Schwankungsreserve in der Rentenversiche-
rung der Angestellten und der Arbeiter zu-
sammen nicht mindestens eine halbe Monats-
ausgabe zu eigenen Lasten im voraufgegan-
genen Kalenderjahr, hat jeder Versiche-
rungsträger die Vermögenswerte zu veräu-
ßern, die nach ihrem Buchwert den höchsten 
Marktwert haben; die liquiden Mittel sind, 
soweit dies zur Sicherung der Zahlungsfä-
higkeit unumgänglich ist, auf die Versiche-
rungsträger mit den geringsten liquiden Mit-
teln zu verteilen, bis eine gleichmäßige Aus-
stattung mit liquiden Mitteln erreicht ist." 

b) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden Ab-
sätze 6 und 7. 

32. § 110 b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Schwankungsreserve kann bis 
zur Höhe einer Ausgabe für einen Kalender-
monat zu Lasten des Versicherungsträgers 
aus Betriebsmitteln bestehen." 

b) In Absatz 2 erhalten die Sätze 1 bis 3 fol-
gende Fassung: 

„Die Rücklage ist liquide anzulegen. Als 
liquide gelten alle Vermögensanlagen mit 
einer Laufzeit, Kündigungsfrist oder Rest-
laufzeit bis zu zwölf Monaten sowie Schatz-
wechsel und unverzinsliche Schatzanweisun-
gen. Übersteigt die liquide Rücklage zwei 
Monatsausgaben zu Lasten der Träger der 
Rentenversicherung der Angestellten und 
der Arbeiter im voraufgegangenen Kalen-
derjahr, sind von dem übersteigenden Be-
trag bis 40 vom Hundert in Schatzwechseln 
und unverzinslichen Schatzanweisungen an-
zulegen, soweit Bundesregierung und Deut-
sche Bundesbank dies aus konjunktur- oder 
währungspolitischen Gründen für erforder-
lich halten." 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte darf Mittel zur Erhaltung und 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

und 3 gelten nicht für Grundstücke und Be-
teiligungen. 

(4) unverändert 

(5) Erreichen die liquiden Mittel der 
Schwankungsreserve in der Rentenversiche-
rung der Angestellten und der Arbeiter zu-
sammen nicht mindestens die Höhe der 
durchschnittlichen Aufwendungen für einen 
halben Kalendermonat zu eigenen Lasten im 
voraufgegangenen Kalenderjahr, sind die 
Vermögensanlagen zu veräußern, die im 
Verhältnis zu ihrem Buchwert den höchsten 
Veräußerungswert haben. Satz 1 gilt nicht 
für Grundstücke und Beteiligungen. Die liqui-
den Mittel sind, soweit dies zur Sicherung 
der Zahlungsfähigkeit unumgänglich ist, auf 
die Versicherungsträger mit den geringsten 
liquiden Mitteln zu verteilen, bis eine gleich-
mäßige Ausstattung mit liquiden Mitteln er-
reicht ist." 

b) unverändert 

32. § 110 b wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) In Absatz 2 erhalten die Sätze 1 bis 3 
folgende Fassung: 

„Die Rücklage ist liquide anzulegen. Als li-
quide gelten alle Vermögensanlagen mit 
einer Laufzeit, Kündigungsfrist oder Rest-
laufzeit bis zu zwölf Monaten sowie Schatz-
wechsel und unverzinsliche Schatzanweisun-
gen. Übersteigt die liquide Rücklage die 
Höhe der durchschnittlichen Aufwendungen 
für zwei Kalendermonate zu Lasten der Trä-
ger der Rentenversicherung der Angestell-
ten und der Arbeiter im voraufgegangenen 
Kalenderjahr, sind von dem übersteigenden 
Betrag bis 40 vom Hundert in Schatzwech-
seln und unverzinslichen Schatzanweisun-
gen anzulegen, soweit Bundesregierung und 
Deutsche Bundesbank dies aus konjunktur- 
oder währungspolitischen Gründen für er-
forderlich halten." 

c) unverändert 
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Schaffung von Verwaltungsvermögen auf-
wenden." 

33. § 110 c wird gestrichen. 

34. § 112 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 erhalten die Sätze 1 und 2 fol-
gende Fassung: 

„Die Beitragsbemessungsgrenze beträgt 
für das Kalenderjahr 1978 44 400 Deutsche 
Mark. Sie verändert sich in den folgenden 
Jahren entsprechend einer Änderung der 
allgemeinen Bemessungsgrundlage (§ 32 
Abs. 2); dieser Betrag wird nur für das jewei-
lige Kalenderjahr auf den nächsthöheren 
durch 1 200 teilbaren Betrag aufgerundet." 

b) In Absatz 3 wird der Punkt am Ende des 
Absatzes durch ein Komma ersetzt und nach 
dem Buchstaben g folgender Buchstabe h 
angefügt: 

„h) bei Versicherten nach § 2 Abs. 1 Nr. 12 
das der Leistung zugrundeliegende Brut-
toarbeitsentgelt; beitragspflichtiges 
Bruttoarbeitsentgelt aus einem Beschäf-
tigungsverhältnis ist abzuziehen." 

c) In Absatz 4 wird der Punkt am Ende des 
Absatzes durch ein Komma ersetzt und nach 
dem Buchstaben h folgender Buchstabe i 
angefügt: 

„i) bei Versicherungspflicht nach § 2 Abs. 1 
Nr. 12 von der Bundesanstalt für Ar-
beit." 

35. § 114 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„ (1) Für Pflichtversicherte, die selbst die 
Beiträge zu entrichten haben (§ 127), ist, so-
weit nichts anderes bestimmt ist, niedrigste mo-
natliche Beitragsberechnungsgrundlage im Jahr 
1977 ein Bruttoarbeitseinkommen von 100 Deut-
sche Mark, im Jahr 1978 von 200 Deutsche 
Mark, im Jahr 1979 von 400 Deutsche Mark 
und vom 1. Januar 1980 an die Einkommens-
grenze für die geringfügige Tätigkeit im Sinne 
des § 8 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch." 

36. § 115 Abs. i erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die freiwillige Versicherung (§§ 10 
und 11) gilt § 114 Abs. 1 entsprechend." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

33. unverändert 

34. unverändert 

34a. In § 113 werden nach der Bezeichnung „Nr. 1" 
die Worte "und 7" eingefügt. 

35. unverändert 

36. unverändert 
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37. § 116 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Zuschuß des Bundes wird für das Ka-
lenderjahr 1978 auf 3 248 648 254 Deutsche 
Mark festgesetzt." 

38. Nach § 129 wird folgender § 129 a eingefügt: 

„§ 129 a 

(1) Die Entrichtung der Aufstockungsbei-
träge (§ 10 a) erfolgt unmittelbar an den Ver-
sicherungsträger. Die Aufstockung ist nur zu-
lässig für Zeiten, für die ein Entgelt- oder Bei-
tragsnachweis vorliegt, bis zum Ablauf des Ka-
lenderjahres, das dem Kalenderjahr folgt, für 
das die Pflichtbeiträge entrichtet sind. Für je-
den Zeitraum, für den ein Entgelt- oder Bei-
tragsnachweis vorliegt, dürfen Aufstockungs-
beiträge nur einmal entrichtet werden. 

(2) Der Berechnung der Aufstockungsbei-
träge ist der Betrag in volle Deutsche Mark 
(Aufstockungsbetrag) zugrunde zu legen, der 
über das beitragspflichtige Bruttoarbeitsentgelt 
oder Bruttoarbeitseinkommen hinaus versichert 
wird, höchstens jedoch bis zur Beitragsbemes-
sungsgrenze. § 112 Abs. 1 und § 141 gelten ent-
sprechend. 

(3) Trifft der Versicherte keine Bestimmung 
über den zur Aufstockung eingezahlten Betrag, 
ist dieser bis zum Höchstbetrag für die am wei-
testen zurückliegenden Zeiträume entrichtet, 
für die die Entrichtung von Aufstockungsbeiträ-
gen zulässig ist." 

39. In § 140 Abs. 1 werden die Worte „von zwei 
Jahren" durch die Worte „eines Jahres" ersetzt. 

§3 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

Das Reichsknappschaftsgesetz in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 822-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 § 2 des Gesetzes vom 28. De-
zember 1976 (BGBl. I S. 3871), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. In § 29 Abs. 1 Satz 1 wird der Punkt am Ende 
des Satzes durch ein Komma ersetzt und nach 
Nummer 4 folgende Nummer 5 angefügt: 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

37. unverändert 

37a. § 127 a Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen. 

Nummer 38 entfällt 

39. § 140 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Pflichtbeiträge sind unwirksam, wenn 
sie nach Ablauf eines Jahres nach Schluß des 
Kalenderjahres, für das sie gelten sollen, frei-
willige Beiträge sind unwirksam, wenn sie 
nach Ablauf des Kalenderjahres, für das sie 
gelten sollen, entrichtet werden." 

§ 3 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

Das Reichsknappschaftsgesetz in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 822-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 § 2 des Gesetzes vom 28. De-
zember 1976 (BGBl. I S. 3871), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. unverändert 
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„5. Personen, die von der Bundesanstalt für 
Arbeit Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe 
oder Unterhaltsgeld beziehen, wenn sie vor 
Beginn dieser Leistung zuletzt nach die-
sem Gesetz versichert waren, für die Zeit 
des Bezuges dieser Leistungen." 

2. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Absätze 2 und 3 werden Absätze 1 und 2. 

b) In Absatz 2 werden nach den Worten „kann 
der Versicherte" die Worte „bis zum 31. De-
zember 1982" eingefügt. 

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Die Aufstockung von knappschaft-
lichen Beiträgen nach § 1233 a der Reichs-
versicherungsordnung und § 10 a des Ange-
stelltenversicherungsgesetzes wird von der 
Bundesknappschaft durchgeführt." 

3. In § 34 Nr. 1 und der Überschrift vor § 35 wer-
den nach dem Wort „medizinische" das Komma 
und das Wort „berufsfördernde" gestrichen. 

4. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Eine medizinische Maßnahme zur Rehabili-
tation (Kur) soll nicht vor Ablauf von zwei 
Jahren nach Gewährung einer solchen Maß-
nahme, deren Kosten auf Grund öffentlich-
rechtlicher Vorschriften getragen oder bezu-
schußt worden sind, erbracht werden, es sei 
denn, daß eine vorzeitige Gewährung aus 
dringenden gesundheitlichen Gründen erfor-
derlich ist." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

1a. § 31 erhält folgende Fassung: 

„§ 31 

Versicherungsfrei sind, 

1. Personen, die ein Knappschaftsruhegeld 
oder ein Altersruhegeld aus der Rentenver-
sicherung der Arbeiter oder der Rentenver-
sicherung der Angestellten beziehen, vom 
Rentenbeginn an, 

2. Personen im Sinne des § 32 Abs. 1, deren 
Versorgung mindestens 65 vom Hundert der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge beträgt." 

lb. In  § 32 Abs. i wird der Punkt am Ende des 
Absatzes durch ein Komma ersetzt und folgen-
der Halbsatz angefügt: „soweit sie nicht nach 
§ 31 Nr. 2 versicherungsfrei sind." 

Nummer 2 entfällt 

3. unverändert 

4. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Eine medizinische Maßnahme zur Rehabili-
tation in einer Kur- oder Spezialeinrichtung 
soll nicht vor Ablauf von zwei Jahren nach 
Gewährung einer solchen oder einer ähn-
lichen Maßnahme, deren Kosten auf Grund 
öffentlich-rechtlicher Vorschriften getragen 
oder bezuschußt worden sind, erbracht wer-
den, es sei denn, daß eine vorzeitige Gewäh-
rung aus dringenden gesundheitlichen Grün-
den erforderlich ist." 
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b) In Absatz 1 a Satz 1 erhält die Nummer 2 
folgende Fassung: 

„2. wer im Zeitpunkt der Antragstellung 

a) die Voraussetzungen des § 56 Abs. 2 
erfüllt, wobei freiwillige Beiträge den 
Pflichtbeiträgen gleichstehen, oder 

b) eine Versicherungszeit von 60 Kalen-
dermonaten zurückgelegt hat, wenn 
verminderte, bergmännische Berufsfä-
higkeit, Berufsunfähigkeit oder Er-
werbsunfähigkeit vorliegt oder unmit-
telbar droht, oder bei dem die Warte-
zeit nach § 52 als erfüllt gilt oder". 

c) In Absatz 3 werden die Worte „oder die 
Bundesanstalt für Arbeit" gestrichen. 

5. § 36 a wird gestrichen. 

6. In § 36 b Abs. 1 wird Nummer 2 gestrichen. 

7. § 39 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „oder berufsfördernden" werden 
gestrichen. 

b) Nach dem Wort „Übergangsgeld" werden 
die Worte „nach Maßgabe der §§ 40 bis 
40 f" eingefügt. 

8. In § 40 wird Absatz 4 gestrichen. 

9. § 40 a wird gestrichen. 

10. In § 40 e werden die Absätze 2 und 3 gestrichen. 

11. In § 40 f Abs. 3 Nr. 1 werden die Worte „oder 
berufsfördernden" gestrichen. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

b) Absatz 1 a wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. wer im Zeitpunkt der Antragstellung 

a) eine Versicherungszeit von 180 
Kalendermonaten zurückgelegt 
hat oder 

b) eine Versicherungszeit von 60 
Kalendermonaten zurückgelegt 
hat, wenn verminderte berg-
männische Berufsfähigkeit, Be-
rufsunfähigkeit oder Erwerbs-
unfähigkeit vorliegt oder in ab-
sehbarer Zeit zu befürchten ist, 
oder bei dem die Wartezeit nach 
§ 52 als erfüllt gilt oder". 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Als Versicherter gilt nicht, wer in ei-
nem öffentlich-rechtlichen Dienstverhält-
nis oder einem Arbeitsverhältnis mit 
Anspruch auf Versorgung nach beamten-
rechtlichen Vorschriften oder Grundsät

-

zen steht oder Versorgungsbezüge aus 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnis oder aus einem Arbeitsverhält-
nis mit Anspruch auf Versorgung nach 
beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen erhält." 

c) unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 
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12. § 40 g wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „oder berufs-
fördernden" gestrichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Reisekosten können im Regelfall für 
eine Familienheimfahrt im Monat übernom-
men werden, wenn der Betreute wegen einer 
medizinischen Maßnahme länger als acht 
Wochen von seiner Familie getrennt ist." 

13. § 43 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„§ 35 Abs. 1 Satz 2 gilt nicht; § 35 Abs. 1 a 
gilt mit der Maßgabe, daß anstelle des Zeit-
punktes der Antragstellung der Zeitpunkt 
der Feststellung der Behandlungsbedürftig-
keit und in Nummer 2 Buchstabe a anstelle 
der Voraussetzungen des § 56 Abs. 2 eine 
Versicherungszeit von 60 Kalendermonaten 
tritt." 

b) Absatz 4 wird gestrichen. 

c) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „Versicherte sowie Rentner 
bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres 
erhalten Übergangsgeld" werden durch 
die Worte „Versicherte sowie Rentner 
erhalten bis zum Bezug einer Knapp-
schaftsausgleichsleistung oder eines 
Knappschaftsruhegeldes Übergangsgeld" 
ersetzt. 

bb) In Buchstabe a werden die Worte „und 
für die Dauer berufsfördernder Maßnah-
men nach Absatz 4" gestrichen. 

d) Absatz 8 wird gestrichen. 

e) Absatz 9 erhält folgende Fassung: 

„ (9) Anspruch auf Maßnahmen nach den 
vorstehenden Vorschriften besteht nur, so-
weit Betreute im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes behandelt werden oder ergänzende 
Leistungen erhalten können." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

12. unverändert 

13. § 43 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„§ 35 Abs. 1 Satz 2 gilt nicht; § 35 Abs. 1 a 
gilt mit der Maßgabe, daß anstelle des Zeit-
punktes der Antragstellung der Zeitpunkt 
der Feststellung der Behandlungsbedürftig-
keit und in Nummer 2 Buchstabe a anstelle 
einer Versicherungszeit von 180 Kalender-
monaten eine Versicherungszeit von 60 Ka-
lendermonaten tritt." 

b) unverändert 

c) unverändert 

cl.) In Absatz 7 werden vor den Worten „§ 32 
Abs. 1 bis 5" die Worte „§ 31 Nr. 2," einge-
fügt. 

d) unverändert 

e) unverändert 

13a. § 48 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a werden das Wort „drei" 
durch das Wort „zwei" und das Wort „fünf-
undsiebzig" durch das Wort „fünfzig" er-
setzt. 

b) In Buchstabe b werden die Worte „drei 
Zehntel der für Monatsbezüge geltenden 
Beitragsbemessungsgrenze der Reichsver- 
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14. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die allgemeine Bemessungsgrundlage, 
die für das Jahr 1977 20 375 Deutsche Mark 
beträgt, verändert sich in den folgenden 
Jahren jeweils um den Vomhundertsatz, um 
den sich die Summe der durchschnittlichen 
Bruttoarbeitsentgelte (Absatz 1) in den drei 
Kalenderjahren vor dem Eintritt des Ver-
sicherungsfalles gegenüber der Summe die-
ser Durchschnittsentgelte in den drei Jahren 
vor dem Kalenderjahr, das dem Eintritt des 
Versicherungsfalles voraufgegangen ist, ver-
ändert hat. Für das jeweilige Kalenderjahr 
vor dem Eintritt des Versicherungsfalles ist 
das durchschnittliche Bruttoarbeitsentgelt zu-
grunde zu legen, das den statistischen Daten 
entspricht, die dem Statistischen Bundesamt 
am 1. Oktober des jeweiligen Jahres zur 
Verfügung stehen." 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Buchstabe b wird folgender Buch-
stabe c eingefügt: 
„c) Für Zeiten, für die Beiträge weder 

nach Lohn- oder Beitragsklassen 
noch im Lohnabzugsverfahren ent-
richtet sind, gilt Buchstabe b ent-
sprechend mit der Maßgabe, daß bei 
Anwendung dieser Regelung für je-
des Kalenderjahr das Bruttoarbeits-
entgelt, für das Beiträge entrichtet 
sind, oder das Bruttoarbeitseinkom-
men, das sich aus den entrichteten 
Beiträgen errechnet, zugrunde zu 
legen ist." 

bb) Der bisherige Buchstabe c wird Buch-
stabe d mit der Maßgabe, daß die Be-
zeichnung „b" durch die Bezeichnung 
„b und c" ersetzt wird. 

cc) Im drittletzten Satz wird die Bezeich-
nung „a bis c" durch die Bezeichnung 
„a bis d" ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

sicherungsordnung (§ 1385 Abs. 2)" durch 
die Worte „1 000 Deutsche Mark" ersetzt. 

c) In Satz 2 werden die Worte „der in Satz 1 
Buchstabe b genannten drei Zehntel der für 
Monatsbezüge geltenden Beitragsbemes-
sungsgrenze ein Achtel dieser Beitragsbe-
messungsgrenze" durch die Worte „des in 
Satz 1 Buchstabe b genannten Betrages der 
Betrag von 425 Deutsche Mark" ersetzt. 

14. unverändert 
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15. § 54 a wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Bezeichnung „§ 54 Abs. 7 Satz 1" 
werden das Wort „und" durch ein Komma 
ersetzt und nach den Worten „Bruttoarbeits-
entgelte nicht zugrunde zu legen sind," die 
Worte „und die Zurechnungszeit" eingefügt. 

b) In Nummer 2 wird nach Buchstabe c folgen-
der Buchstabe d angefügt: 

„d) Für jeden Kalendermonat an Zurech-
nungszeit der Monatsdurchschnitt, der 
sich nach § 54 Abs. 3 bis 9 a und dieser 
Vorschrift ergibt, höchstens jedoch der 
Wert 20,83." 

c) Im vorletzten Satz wird die Bezeichnung „c" 
durch die Bezeichnung „d" ersetzt. 

16. § 57 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 a werden nach dem Wort „Zei-
ten" die Worte „bis 31. Dezember 1978" ein-
gefügt. 

b) In Nummer 3 werden nach den Worten 
„nicht gewährt worden ist" die Worte „und 
wenn er nicht nach § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 
versicherungspflichtig war" eingefügt. 

17. § 60 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhält Satz i folgende Fassung: 

„Die Bergmannsrente, die Knappschaftsrente 
und das Knappschaftsruhegeld erhöhen sich 
für jedes Kind um den Kinderzuschuß, wenn 
die Voraussetzungen des § 56 Abs. 2 erfüllt 
sind, wobei freiwillige Beiträge den Pflicht-
beiträgen gleichstehen, oder wenn bei der 
Berechnung der Rente ohne Anwendung des 
§ 77 Abs. i eine Zurechnungszeit anzurech-
nen ist. In den Fällen des § 52 Abs. 1 gilt 
für die Bergmannsrente die Mindestzeit von 
60 Kalendermonaten nach § 56 Abs. 2 als 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

15. § 54 a wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Für jeden Kalendermonat an Ausfallzeiten 
nach § 57 Abs. i Nr. 4 wird höchstens der 
Wert 8,33 zugrunde gelegt." 

b) In Nummer 2 Buchstabe b werden nach dem 
Wort „Bruttoarbeitsentgelt" die Worte 
„, höchstens jedoch das jeweilige durch-
schnittliche Bruttoarbeitsentgelt aller Ver-
sicherten (§ 54 Abs. 1)" eingefügt. 

c) unverändert 

d) Im letzten Satz werden die Worte „der Ta-
belle der Anlage 2" gestrichen. 

16. unverändert 

16a. Nach § 58 b wird folgender § 58 c eingefügt: 

„§ 58 c 

Ersatzzeiten, Ausfallzeiten und die Zurech-
nungszeit bleiben bei der Berechnung der Ver-
sicherten- und Hinterbliebenenrente unberück-
sichtigt, soweit sie bei einer Versorgung aus 
einem vor dem 1. Januar 1966 begründeten 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis oder Ar-
beitsverhältnis mit Anspruch auf Versorgung 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen zugrunde gelegt sind oder bei Ein-
tritt des Versorgungsfalles zugrunde gelegt 
werden." 

17. § 60 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz i erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Die Bergmannsrente, die Knappschaftsrente 
und das Knappschaftsruhegeld erhöhen sich 
für jedes Kind um den Kinderzuschuß, wenn 
die Voraussetzungen des § 56 Abs. 2 erfüllt 
sind, wobei freiwillige Beiträge den Pflicht-
beiträgen gleichstehen, oder wenn bei der 
Berechnung der Rente ohne Anwendung des 
§ 77 Abs. 1 eine Zurechnungszeit anzurech-
nen ist; in den Fällen des § 52 Abs. 1 gilt 
für die Bergmannsrente die Mindestzeit von 
60 Kalendermonaten nach § 56 Abs. 2 als 
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erfüllt, wenn der Versicherte im Zeitpunkt 
des Versicherungsfalles das 55. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat." 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Kinderzuschuß beträgt jährlich 
1 854 Deutsche Mark." 

18. In § 69 Abs. 6 wird folgender Satz angefügt: 

„Erfüllt der verstorbene Versicherte nicht die 
Voraussetzungen des § 56 Abs. 2 in Verbindung 
mit § 60 Abs. i Satz 1 und ist bei der Berech-
nung der Rente eine Zurechnungszeit nicht an-
zurechnen, erhöht sich die Waisenrente um den 
halben Kinderzuschuß." 

19. In § 70 Abs. 1 Satz 2 werden in der Klammer 
die Worte „Abs. 6 Satz 3" gestrichen. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

erfüllt, wenn der Versicherte im Zeitpunkt 
des Versicherungsfalles das 55. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat." 

b) unverändert 

17a. In § 67 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt nicht, wenn 
das Kind sich in Ausbildung befindet und ihm 
aus dem Ausbildungsverhältnis Bruttobezüge in 
Höhe von wenigstens 1 000 Deutsche Mark mo-
natlich zustehen; Ehegatten- und Kinderzu-
schläge sowie einmalige Zuwendungen bleiben 
außer Ansatz. Satz i gilt entsprechend, wenn 
dem Kind mit Rücksicht auf die Ausbildung 

1. Unterhaltsgeld von wenigstens 730 Deutsche 
Mark monatlich zusteht oder nur deswegen 
nicht zusteht, weil das Kind über anrech-
nungsfähiges Einkommen verfügt, oder 

2. Übergangsgeld zusteht, dessen Bemessungs-
grundlage wenigstens 1 000 Deutsche Mark 
monatlich beträgt." 

18. § 69 Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Die Waisenrente einer Halbwaise erhöht 
sich um den Kinderzuschuß (§ 60 Abs. 4) und 
die Waisenrente einer Vollwaise um ein 
Zehntel der für die Berechnung der Ver-
sichertenrente maßgebenden allgemeinen 
Bemessungsgrundlage." 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Erfüllt der verstorbene Versicherte nicht die 
Voraussetzungen des § 56 Abs. 2 in Verbin-
dung mit § 60 Abs. i Satz 1 und ist bei der 
Berechnung der Rente eine Zurechnungszeit 
nicht anzurechnen, erhöht sich die Waisen-
rente einer Halbwaise um den halben Kin-
derzuschuß und die Waisenrente einer Voll-
waise um den Kinderzuschuß." 

19. In § 70 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Bei Anwendung des Satzes 1 bleibt bei der 
Rente des Versicherten der Kinderzuschuß und 
bei Waisenrenten der jeweils enthaltene halbe 
oder volle Kinderzuschuß oder der Betrag in 
Höhe von einem Zehntel der für die Berech-
nung der Versichertenrente maßgebenden all-
gemeinen Bemessungsgrundlage (§ 69 Abs. 6) 
unberücksichtigt." 
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20. § 71 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„ (1) Bei Veränderungen der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage (§ 54 Abs. 2) werden 
die Renten alljährlich zum 1. Januar durch 
Gesetz angepaßt." 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Satz 1 gilt nicht für den Kinderzuschuß 
(§§ 60 und 69 Abs. 6)." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

20. unverändert 

20a. § 72 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Besteht begründete Aussicht, daß 
die verminderte bergmännische Berufsfähig-
keit, die Berufsunfähigkeit oder Erwerbs-
unfähigkeit in absehbarer Zeit behoben sein 
kann, so ist die Bergmannsrente, die Knapp-
schaftsrente oder die Hinterbliebenenrente 
vom Beginn der 27. Woche an, jedoch nur 
auf Zeit und längstens für drei Jahre von der 
Bewilligung an zu gewähren; dies gilt ins-
besondere, wenn die verminderte bergmän-
nische Berufsfähigkeit, die Berufsunfähigkeit 
oder Erwerbsunfähigkeit nicht ausschließ-
lich auf dem Gesundheitszustand des Be-
rechtigten beruht." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Rente auf Zeit kann wiederholt 
gewährt werden, jedoch nicht über die 
Dauer von sechs Jahren seit dem ersten 
Rentenbeginn und nicht über die Vollendung 
des 60. Lebensjahres hinaus, wenn sich die 
Bezugszeiten unmittelbar anschließen; die 
Höchstdauer von sechs Jahren gilt nicht in 
den Fällen des Absatzes 1 zweiter Halb-
satz." 

20b. In § 76 Abs. 4 wird das Wort „Kinderzuschuß" 
durch die Worte „Erhöhungsbetrag nach § 69 
Abs. 6 Satz 3 und 4" ersetzt. 

20c. Nach § 80 wird folgender § 81 eingefügt: 

„§ 81 

Trifft bei einem Berechtigten eine Knapp-
schaftsrente wegen Berufsunfähigkeit oder 
wegen Erwerbsunfähigkeit mit einem Arbeits-
entgelt aus einem Beschäftigungsverhältnis zu-
sammen, das vor Beginn der Berufsunfähigkeit 
oder Erwerbsunfähigkeit begründet worden ist, 
ruht die Knappschaftsrente wegen Berufsunfä-
higkeit oder wegen Erwerbsunfähigkeit inso-
weit, als das Zusammentreffen von Knapp-
schaftsrente und Arbeitsentgelt über zwei Mo- 
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21. In § 95 Abs. 8 werden die Worte „Nr. 2, 3 
und 4" durch die Worte „Nr. 2 bis 5" ersetzt. 

22. In § 96 a Abs. 4 Satz 5 werden die Worte „nach 
§ 69 Abs. 6 zu berechnende" gestrichen. 

23. In § 108 a Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Als vorübergehender Aufenthalt gilt ein Auf-
enthalt bis zur Dauer eines Jahres; die Bundes-
knappschaft kann in begründeten Fällen Aus-
nahmen zulassen." 

24. § 108 b erhält folgende Fassung: 

„§ 108 b 

(1) Personen, die zwischen dem 30. Januar 
1933 und dem 8. Mai 1945 das Gebiet des Deut-
schen Reiches oder der Freien Stadt Danzig 
verlassen haben, um sich einer von ihnen nicht 
zu vertretenden und durch die politischen Ver-
hältnisse bedingten besonderen Zwangslage zu 
entziehen, oder aus den gleichen Gründen nicht 
in das Gebiet des Deutschen Reiches oder der 
Freien Stadt Danzig zurückkehren konnten, 
kann die Rente insoweit gezahlt werden, als 
sie früheren deutschen Staatsangehörigen im 
Sinne des Artikels 116 Abs. 2 Satz 1 des Grund-
gesetzes auf Grund der §§ 108, 108 a zu zahlen 
ist. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für 

1. Vertriebene im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 1 
des Bundesvertriebenengesetzes aus den 
1938 und 1939 in das Deutsche Reich ein-
gegliederten Gebieten, die als solche im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes anerkannt 
sind; 

2. frühere deutsche Staatsangehörige, die im 
Ausland als Angehörige deutscher geist-
licher Genossenschaften oder ähnlicher Ge-
meinschaften aus überwiegend religiösen 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

nate nach Rentenbeginn hinausgeht, wenn die 
Beschäftigung tatsächlich nicht ausgeübt wor-
den ist." 

21. unverändert 

22. § 96 a Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach den Worten „Bemes-
sungsgrundlage und" die Worte „bei einer 
Rente nach § 45 Abs. 1 mit 0,00008," ein-
gefügt. 

b) In Satz 5 werden die Worte „nach § 69 
Abs. 6 zu berechnende" gestrichen. 

22a. In § 97 Abs. 2 werden der zweite Halbsatz ge-
strichen und das Semikolon durch einen Punkt 
ersetzt. 

22b. § 98 wird gestrichen. 

23. unverändert 

24. unverändert 
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oder sittlichen Beweggründen mit Kranken-
pflege, Unterricht, Seelsorge oder anderen 
gemeinnützigen Tätigkeiten bis zum Eintritt 
des Versicherungsfalles beschäftigt waren. 

(3) Für die Zahlung von Hinterbliebenenren-
ten an die Hinterbliebenen der in den Absät-
zen 1 und 2 genannten Personen, sowie an die 
Hinterbliebenen Deutscher im Sinne des Arti-
kels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes und früherer 
deutscher Staatsangehöriger im Sinne des Arti-
kels 116 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes, die 
nicht deutsche Staatsangehörige sind, gelten 
die Absätze 1 und 2 ungeachtet des § 105 ent-
sprechend. 

(4) Die Renten an die in den Absätzen 1 bis 3 
genannten Personen gelten nicht als Leistungen 
der sozialen Sicherheit." 

25. §§ 108 c und 108 d werden gestrichen. 

26. § 130 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Für Weiterversicherte ist niedrigste 
monatliche Beitragsberechnungsgrundlage 
im Jahr 1977 100 Deutsche Mark, im Jahr 
1978 200 Deutsche Mark, im Jahr 1979 
400 Deutsche Mark und vom 1. Januar 1980 
an die Einkommensgrenze für die gering-
fügige Tätigkeit im Sinne des § 8 des Vier-
ten Buches Sozialgesetzbuch; der Beitrags-
satz beträgt 23,5 vom Hundert. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

(3) Die Beitragsbemessungsgrenze beträgt 
für das Kalenderjahr 1978 55 200 Deutsche 
Mark. Sie verändert sich in den folgenden 
Jahren entsprechend einer Änderung der 
allgemeinen Bemessungsgrundlage (§ 54 
Abs. 2); dieser Betrag ist nur für das jewei-
lige Kalenderjahr auf den nächstliegenden 
durch 1 200 teilbaren Betrag abzurunden. 

c) Absatz 4 wird gestrichen. 

d) In Absatz 5 wird der Punkt am Ende des 
Absatzes durch ein Semikolon ersetzt und 
nach dem Buchstaben c folgender Buch-
stabe d angefügt: 

„d) bei Versicherten nach § 29 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 5 das der Leistung zugrundeliegende 
Bruttoarbeitsentgelt; beitragspflichtiges 
Bruttoarbeitsentgelt aus einem Beschäf-
tigungsverhältnis ist abzuziehen." 

e) In Absatz 6 wird der Punkt am Ende des 
Absatzes durch ein Komma ersetzt und nach 
dem Buchstaben e folgender Buchstabe f 
angefügt: 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

25. unverändert 

26. unverändert 
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„f) bei Versicherungspflicht nach § 29 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 von der Bundes-
anstalt für Arbeit." 

27. In § 133 Abs. 1 werden die Worte „von zwei 
Jahren" durch die Worte „eines Jahres" ersetzt. 

§4 

Änderung des Arbeiterrentenversicherungs

-

Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Arbeiterrentenversicherungs-Neu-
regelungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 8232-4, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch § 18 
des Gesetzes vom 3. Juni 1976 (BGBl. I S. 1373), wird 
wie folgt geändert: 

1. Nach § 1 a wird folgender § 1 b eingefügt: 

„§ l b 

Personen, die auf Grund des Artikels 2 § 1 
Abs. 1 des Zweiten Rentenversicherungs-Ande-
rungsgesetzes vom 23. Dezember 1966 (BGBl. I 
S. 745) von der Versicherungspflicht befreit wor-
den sind, können bis zum 31. Dezember 1978 
gegenüber dem zuständigen Träger der Renten-
versicherung der Arbeiter erklären, daß diese 
Befreiung von der Versicherungspflicht enden 
soll. Die Versicherungspflicht beginnt mit dem 
Ersten des Kalendermonats, der dem Monat folgt, 
in dem die Erklärung nach Satz 1 bei dem Ver-
sicherungsträger eingegangen ist." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

26a. § 131 Abs. 3 Satz 3 wird gestrichen. 

27. § 133 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Pflichtbeiträge sind unwirksam, wenn 
sie nach Ablauf eines Jahres nach Schluß des 
Kalenderjahres, für das sie gelten sollen, frei-
willige Beiträge sind unwirksam, wenn sie nach 
Ablauf des Kalenderjahres, für das sie gelten 
sollen, entrichtet werden." 

§ 4 

Änderung des Arbeiterrentenversicherungs

-

Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Arbeiterrentenversicherungs-Neu-
regelungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 8232-4, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch § 18 
des Gesetzes vom 3. Juni 1976 (BGBl. I S. 1373), wird 
wie folgt geändert: 

1. unverändert 

1a. Nach § 2 wird folgender § 2 a eingefügt: 

„§ 2a 

Soweit Personen im Sinne des § 1229 Abs. 1 
Nr. 6 der Reichsversicherungsordnung bei In-
krafttreten des Gesetzes versicherungspflichtig 
sind, verbleibt es dabei, solange die Beschäfti-
gung andauert, in der sie bei Inkrafttreten des 
Gesetzes versicherungspflichtig waren." 

1b. In § 7 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) § 1248 Abs. 4 der Reichsversicherungs-
ordnung in der am 1. Juli 1977 geltenden Fas-
sung gilt für Versicherungsfälle, die vorher ein-
getreten sind, für Bezugszeiten nach dem 30. Juni 
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2. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„ (3) § 1262 Abs. 1 Satz 1 der Reichsver-
sicherungsordnung in der am 31. Dezember 
1977 geltenden Fassung gilt auch für Ver-
sicherungsfälle nach dem 31. Dezember 1977, 
die zur Umwandlung einer Rente führen, die 
auf einem Versicherungsfall vor dem 1. Ja-
nuar 1978 beruht." 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) § 1262 Abs. 4 der Reichsversiche-
rungsordnung in der am 1. Juli 1977 gelten-
den Fassung gilt für Versicherungsfälle, die 
vor dem 1. Januar 1977 eingetreten sind, für 
Bezugszeiten nach dem 30. Juni 1977 und für 
Versicherungsfälle, die in der Zeit vom 1. Ja-
nuar bis 30. Juni 1977 eingetreten sind, für 
Bezugszeiten nach dem 31. Dezember 1978. 
Dies darf nicht dazu führen, daß der Renten

-

zahlbetrag den Betrag unterschreitet, der für 
den Monat vor Anwendung der in Satz 1 ge-
nannten Vorschrift zu zahlen war." 

3. Nach § 21 wird folgender § 21 a eingefügt: 

„§ 21 a 

§ 1269 Abs. i Satz 3 in Verbindung mit § 1262 
Abs. 4 der Reichsversicherungsordnung in der 
am 1. Juli 1977 geltenden Fassung gilt für Ver-
sicherungsfälle, die vor dem 1. Januar 1977 ein-
getreten sind, für Bezugszeiten nach dem 30. Juni 
1977 und für Versicherungsfälle, die in der Zeit 
vom 1. Januar bis 30. Juni 1977 eingetreten sind, 
für Bezugszeiten nach dem 31. Dezember 1978. 
Dies darf nicht dazu führen, daß der Zahlbetrag 
der Waisenrente den Betrag unterschreitet, der 
für den Monat vor Anwendung der in Satz 1 ge-
nannten Vorschriften zu zahlen war." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

1977; dabei tritt an die Stelle des Betrages von 
1 000 Deutsche Mark der Betrag von 1 020 Deut-
sche Mark." 

2. unverändert 

2a. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) § 1267 Abs. 2 der Reichsversicherungs -
ordnung in der am 1. Juli 1977 geltenden Fas-
sung gilt für vor dem 1. Juli 1977 eingetretene 
Versicherungsfälle für Bezugszeiten nach dem 
31. Dezember 1977." 

3. Nach § 21 werden folgende §§ 21 a und 21 b ein-
gefügt: 

„§ 21 a 

§ 1269 Abs. 1 Satz 3 der Reichsversicherungs-
ordnung in der am 1. Juli 1977 geltenden Fas-
sung gilt, 

soweit die Regelung für Waisenrente an Voll-
waisen in Betracht kommt, für Versicherungs-
fälle, die vor dem 1. Juli 1977 eingetreten sind, 
für Bezugszeiten nach dem 30. Juni 1977 und, 

soweit die Regelung für Waisenrenten an Halb-
waisen in Betracht kommt, in Verbindung mit 
§ 1262 Abs. 4 der Reichsversicherungsordnung 
für Versicherungsfälle, die vor dem 1. Januar 
1977 eingetreten sind, für Bezugszeiten nach 
dem 30. Juni 1977 sowie für Versicherungsfälle, 
die in der Zeit vom 1. Januar bis 30. Juni 1977 
eingetreten sind, für Bezugszeiten nach dem 
31. Dezember 1978. 

Dies darf nicht dazu führen, daß der Zahlbetrag 
der Waisenrente den Betrag unterschreitet, der 
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4. Nach § 28 wird folgender § 28 a eingefügt: 

„§ 28 a 

(1) § 1304 e der Reichsversicherungsordnung 
gilt auch für Versicherungsfälle vor dem 1. Juli 
1977. Bestand am 30. Juni 1977 Anspruch auf den 
Beitragszuschuß nach § 381 Abs. 4 der Reichs-
versicherungsordnung in der bis zum 30. Juni 
1977 geltenden Fassung oder bestand dieser An-
spruch nur deshalb nicht, weil der Rentenbezie-
her eine in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung versicherungspflichtige Beschäftigung oder 
Tätigkeit ausgeübt hat oder Anspruch auf einen 
Zuschuß nach § 405 der Reichsversicherungs-
ordnung hatte, wird der Beitragszuschuß bei 
Vorliegen der Voraussetzungen des § 1304 e der 
Reichsversicherungsordnung für Zeiten nach 
dem 30. Juni 1977 mindestens in Höhe von 
100 Deutsche Mark, höchstens bis zur Höhe der 
Krankenversicherungsbeiträge des Berechtigten 
gezahlt. 

(2) Soweit in Absatz 1 und in § 1304 e der 
Reichsversicherungsordnung der Beitragszu-
schuß auf die Höhe der Krankenversicherungs-
beiträge begrenzt wird, gelten diese Vorschrif-
ten für Bezugszeiten vom 1. Juli 1978 an. 

(3) Der Beitragszuschuß nach Absatz 1 gilt bei 
Anwendung des § 1304 d der Reichsversiche-
rungsordnung als Beitragszuschuß im Sinne des 
§ 1304 e der Reichsversicherungsordnung." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

für den Monat vor Anwendung der in Satz 1 ge-
nannten Vorschriften zu zahlen war. 

§ 21 b  

§ 1270 Abs. 1 Satz 2 der Reichsversicherungs-
ordnung in der am 1. Juli 1977 geltenden Fas-
sung gilt für Versicherungsfälle, die in der Zeit 
vom 1. Januar 1957 bis zum 30. Juni 1977 einge-
treten sind, für Bezugszeiten nach dem 30. Juni 
1977. Sind Leistungsteile aus der knappschaft-
lichen Rentenversicherung zu gewähren, gilt 
Satz 1 auch für vor dem 1. Januar 1957 eingetre-
tene Versicherungsfälle." 

4. unverändert 

4a. Nach § 28 a wird folgender § 28 b eingefügt: 

„§ 28 b 

§ 1307 der Reichsversicherungsordnung in der 
am 31. Dezember 1977 geltenden Fassung gilt 
über diesen Zeitpunkt hinaus bis zum Ende der 
Unterbringung des Rentenberechtigten in einem 
Altersheim, einem Kinderheim oder einer ähnli-
chen Anstalt, wenn die Unterbringung vor dem 
1. Juli 1977 begonnen hat." 
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5. In § 32 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 2 a 
eingefügt: 

„ (2 a) Für Bezugszeiten nach dem 30. Juni 
1977 gilt § 16 Abs. 4 dieses Artikels." 

6. Nach § 41 wird folgender § 41 a eingefügt: 

„§ 41 a 

§§ 1321 und 1322 der Reichsversicherungs-
ordnung in der am 30. Juni 1977 geltenden Fas-
sung finden auf Personen, denen auf Grund die-
ser Vorschrift am 30. Juni 1977 Rente zustand, 
und auf deren Hinterbliebene weiterhin Anwen-
dung, auch soweit es sich um Versicherungsfälle 
nach dem 30. Juni 1977 handelt, die zu einer Um-
wandlung der Rente oder zur Gewährung einer 
Hinterbliebenenrente in unmittelbarem Anschluß 
an die Versichertenrente führen." 

7. § 51 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 4 werden die Worte „so 
sind Zahlungen auch noch bis zu einem Jahr 
nach rechtskräftiger Entscheidung über die-
sen Antrag zulässig" durch die Worte „ sind, 
unbeschadet des Satzes 3, Zahlungen bis zum 
31. August 1978 zulässig." ersetzt. 

b) In Absatz 4 werden die Worte „381 Abs. 4" 
durch die Worte „1304 e" ersetzt. 

§ 5 

Änderung des Angestelltenversicherungs

-

Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Angestelltenversicherungs-Neurege-
lungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 821-2, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, zuletzt geändert durch § 19 des Ge-
setzes vom 3. Juni 1976 (BGBl. I S. 1373), wird wie 
folgt geändert: 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

5. unverändert 

6. unverändert 

6a. Nach § 45 wird folgender § 45 a eingefügt: 

„§ 45 a 

Personen, die aufgrund des § 1230 der Reichs-
versicherungsordnung in der bis zum 30. Juni 
1977 geltenden Fassung von der Versicherungs-
pflicht befreit sind, stehen bei Anwendung des 
§ 1386 in der ab 1. Juli 1977 geltenden Fassung 
den in dieser Vorschrift bezeichneten Versicher-
ten gleich." 

7. unverändert 

§ 5 

Änderung des Angestelltenversicherungs

-

Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Angestelltenversicherungs-Neurege-
lungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 821-2, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, zuletzt geändert durch § 19 des Ge-
setzes vom 3. Juni 1976 (BGBl. I S. 1373), wird wie 
folgt geändert: 
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1. Nach § 1 a wird folgender § 1 b eingefügt: 

„§ l b 

Personen, die auf Grund des Artikels 2 § 1 
Abs. 1 des Zweiten Rentenversicherungs-Ände-
rungsgesetzes vom 23. Dezember 1966 (BGBl. I 
S. 745) von der Versicherungspflicht befreit wor-
den sind, können bis zum 31. Dezember 1978 
gegenüber der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte erklären, daß diese Befreiung von 
der Versicherungspflicht enden soll. Die Ver-
sicherungspflicht beginnt mit dem Ersten des 
Kalendermonats, der dem Monat folgt, in dem 
die Erklärung nach Satz 1 bei dem Versiche-
rungsträger eingegangen ist." 

2. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) § 39 Abs. 1 Satz 1 des Angestellten-
versicherungsgesetzes in der am 31. Dezem-
ber 1977 geltenden Fassung gilt auch für Ver-
sicherungsfälle nach dem 31. Dezember 1977, 
die zur Umwandlung einer Rente führen, die 
auf einem Versicherungsfall vor dem 1. Ja-
nuar 1978 beruht." 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) § 39 Abs. 4 des Angestelltenversiche-
rungsgesetzes in der am 1. Juli 1977 geltenden 
Fassung gilt für Versicherungsfälle, die vor 
dem 1. Januar 1977 eingetreten sind, für Be-
zugszeiten nach dem 30. Juni 1977 und für 
Versicherungsfälle, die in der Zeit vom 1. Ja-
nuar bis 30. Juni 1977 eingetreten sind, für 
Bezugszeiten nach dem 31. Dezember 1978. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

1. unverändert 

1a. Nach § 3 wird folgender § 3 a eingefügt: 

„§ 3 a 

Soweit Personen im Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 7 
des Angestelltenversicherungsgesetzes bei In-
krafttreten des Gesetzes versicherungspflichtig 
sind, verbleibt es dabei, solange die Beschäfti-
gung andauert, in der sie bei Inkrafttreten des 
Gesetzes versicherungspflichtig waren." 

lb. § 7 a wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut der bisherigen Fassung wird 
Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) § 25 Abs. 4 des Angestelltenversiche-
rungsgesetzes in der am 1. Juli 1977 gelten-
den Fassung gilt für Versicherungsfälle, die 
vorher eingetreten sind, für Bezugszeiten 
nach dem 30. Juni 1977; dabei tritt an die 
Stelle des Betrages von 1 000 Deutsche Mark 
der Betrag von 1 020 Deutsche Mark." 

2. unverändert 
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Dies darf nicht dazu führen, daß der Renten

-

zahlbetrag den Betrag unterschreitet, der für 
den Monat vor Anwendung der in Satz 1 ge-
nannten Vorschrift zu zahlen war." 

3. Nach § 20 wird folgender § 20 a eingefügt: 

„§ 20 a 

§ 46 Abs. 1 Satz 3 in Verbindung mit § 39 
Abs. 4 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
in der am 1. Juli 1977 geltenden Fassung gilt für 
Versicherungsfälle, die vor dem 1. Januar 1977 
eingetreten sind, für Bezugszeiten nach dem 
30. Juni 1977 und für Versicherungsfälle, die 
in der Zeit vom 1. Januar bis 30. Juni 1977 
eingetreten sind, für Bezugszeiten nach dem 
31. Dezember 1978. Dies darf nicht dazu führen, 
daß der Zahlbetrag der Waisenrente den Betrag 
unterschreitet, der für den Monat vor Anwen-
wendung der in Satz 1 genannten Vorschriften 
zu zahlen war." 

4. Nach § 27 wird folgender § 27 a eingefügt: 

„§ 27 a 

(1) § 83 e des Angestelltenversicherungsge-
setzes gilt auch für Versicherungsfälle vor dem 
1. Juli 1977. Bestand am 30. Juni 1977 Anspruch 
auf den Beitragszuschuß nach § 381 Abs. 4 der 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

2a. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) § 44 Abs. 2 des Angestelltenversiche-
rungsgesetzes in der am 1. Juli 1977 geltenden 
Fassung gilt für vor dem 1. Juli 1977 einge-
tretene Versicherungsfälle für Bezugszeiten 
nach dem 31. Dezember 1977." 

3. Nach § 20 werden folgende §§ 20 a und 20 b ein-
gefügt: 

„§ 20 a 

§ 46 Abs. 1 Satz 3 des Angestelltenversiche-
rungsgesetzes in der am 1. Juli 1977 geltenden 
Fassung gilt, 

soweit die Regelung für Waisenrenten an Voll-
waisen in Betracht kommt, für Versicherungs-
fälle, die vor dem 1. Juli 1977 eingetreten sind, 
für Bezugszeiten nach dem 30. Juni 1977 und, 

soweit die Regelung für Waisenrenten an Halb-
waisen in Betracht kommt, in Verbindung mit 
§ 39 Abs. 4 des Angestelltenversicherungsge-
setzes für Versicherungsfälle, die vor dem 
1. Januar 1977 eingetreten sind, für Bezugszei-
ten nach dem 30. Juni 1977 sowie für Versiche-
rungsfälle, die in der Zeit vom 1. Januar bis 
30. Juni 1977 eingetreten sind, für Bezugszeiten 
nach dem 31. Dezember 1978. 

Dies darf nicht dazu führen, daß der Zahlbetrag 
der Waisenrente den Betrag unterschreitet, der 
für den Monat vor Anwendung der in Satz 1 ge-
nannten Vorschriften zu zahlen war. 

§ 20 b 

§ 47 Abs. 1 Satz 2 des Angestelltenversicherungs-
gesetzes in der am 1. Juli 1977 geltenden Fassung 
gilt für Versicherungsfälle, die in der Zeit vom 
1. Januar 1957 bis zum 30. Juni 1977 eingetreten 
sind, für Bezugszeiten nach dem 30. Juni 1977. 
Sind Leistungsteile aus der knappschaftlichen 
Rentenversicherung zu gewähren, gilt Satz 1 auch 
für vor dem 1. Januar 1957 eingetretene Versi-
cherungsfälle." 

4. unverändert 
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Reichsversicherungsordnung in der bis zum 
30. Juni 1977 geltenden Fassung oder bestand 
dieser Anspruch nur deshalb nicht, weil der 
Rentenbezieher eine in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung versicherungspflichtige Be-
schäftigung oder Tätigkeit ausgeübt hat oder 
Anspruch auf einen Zuschuß nach § 405 der 
Reichsversicherungsordnung hatte, wird der Bei-
tragszuschuß bei Vorliegen der Voraussetzungen 
des § 83 e des Angestelltenversicherungsgesetzes 
für Zeiten nach dem 30. Juni 1977 mindestens in 
Höhe von 100 Deutsche Mark, höchstens bis zur 
Höhe der Krankenversicherungsbeiträge des Be-
rechtigten gezahlt. 

(2) Soweit in Absatz 1 und in § 83 e des An-
gestelltenversicherungsgesetzes der Beitragszu-
schuß auf die Höhe der Krankenversicherungs-
beiträge begrenzt wird, gelten diese Vorschriften 
für Bezugszeiten vom 1. Juli 1978 an. 

(3) Der Beitragszuschuß nach Absatz 1 gilt 
bei Anwendung des § 83 d des Angestelltenver-
sicherungsgesetzes als Beitragszuschuß im Sinne 
des § 83 e des Angestelltenversicherungsgeset-
zes." 

5. In § 31 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 2 a 
eingefügt: 

„ (2 a) Für Bezugszeiten nach dem 30. Juni 
1977 gilt § 16 Abs. 4 dieses Artikels." 

6. Nach § 40 wird folgender § 40 a eingefügt: 

„§ 40 a 

§§ 100 und 101 des Angestelltenversicherungs-
gesetzes in der am 30. Juni 1977 geltenden Fas-
sung finden auf Personen, denen auf Grund die-
ser Vorschrift am 30. Juni 1977 Rente zustand, 
und auf deren Hinterbliebene weiterhin Anwen-
dung, auch soweit es sich um Versicherungs-
fälle nach dem 30. Juni 1977 handelt, die zu einer 
Umwandlung der Rente oder zur Gewährung 
einer Hinterbliebenenrente in unmittelbarem An-
schluß an die Versichertenrente führen." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

4a. Nach § 27 a wird folgender § 27 b eingefügt: 

„§ 27 b 

§ 86 des Angestelltenversicherungsgesetzes in 
der am 31. Dezember 1977 geltenden Fassung gilt 
über diesen Zeitpunkt hinaus bis zum Ende der 
Unterbringung des Rentenberechtigten in einem 
Altersheim, einem Kinderheim oder einer ähn-
lichen Anstalt, wenn die Unterbringung vor dem 
1. Juli 1977 begonnen hat." 

5. unverändert 

6. unverändert 
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7. § 49 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 4 werden die Worte „so 
sind Zahlungen auch noch bis zu einem Jahr 
nach rechtskräftiger Entscheidung über die-
sen Antrag zulässig." durch die Worte „ sind, 
unbeschadet des Satzes 3, Zahlungen bis zum 
31. August 1978 zulässig." ersetzt. 

b) In Absatz 4 werden die Worte „der §§ 165, 
381 Abs. 4 der Reichsversicherungsordnung" 
durch die Worte „des § 165 der Reichsver-
sicherungsordnung und des § 83 e des Ange-
stelltenversicherungsgesetzes" ersetzt. 

§ 6 

Änderung des Knappschaftsrentenversicherungs-
Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Knappschaftsrentenversicherungs-
Neuregelungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 822 - 8, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch § 20 
des Gesetzes vom 3. Juni 1976 (BGBl. I S. 1373), wird 
wie folgt geändert: 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

6a. Nach § 44 a wird folgender § 44 b eingefügt: 

„§ 44 b 

Personen, die aufgrund des § 7 des Angestell-
tenversicherungsgesetzes in der bis zum 30. Juni 
1977 geltenden Fassung von der Versicherungs-
pflicht befreit sind, stehen bei Anwendung des 
§ 113 in der ab 1. Juli 1977 geltenden Fassung 
den in dieser Vorschrift bezeichneten Versicher-
ten gleich." 

7. unverändert 

§6 

Änderung des Knappschaftsrentenversicherungs

-

Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Knappschaftsrentenversicherungs-
Neuregelungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 822 - 8, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch § 20 
des Gesetzes vom 3. Juni 1976 (BGBl. I S. 1373), wird 
wie folgt geändert: 

1. Nach § 3 a wird folgender § 3 b eingefügt: 

„§ 3 b 

Soweit Personen im Sinne des § 30 Abs. 1 
Nr. 6 des Reichsknappschaftsgesetzes bei In-
krafttreten des Gesetzes versicherungspflichtig 
sind, verbleibt es dabei, solange die Beschäfti-
gung andauert, in der sie bei Inkrafttreten des 
Gesetzes versicherungspflichtig waren." 

2. In § 4 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) § 48 Abs. 4 des Reichsknappschaftsgeset-
zes in der am 1. Juli 1977 geltenden Fassung gilt 
für Versicherungsfälle, die vorher eingetreten 
sind, für Bezugszeiten nach dem 30. Juni 1977; 
dabei tritt an die Stelle des Betrages von 1 000 
Deutsche Mark der Betrag von 1 020 Deutsche 
Mark." 
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1. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) § 60 Abs. 1 Satz i des Reichsknapp-
schaftsgesetzes in der am 31. Dezember 1977 
geltenden Fassung gilt auch für Versiche-
rungsfälle nach dem 31. Dezember 1977, die 
zur Umwandlung einer Rente führen, die auf 
einem Versicherungsfall vor dem 1. Januar 
1978 beruht. Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
anstelle einer Bergmannsrente eine Knapp-
schaftsrente zu gewähren ist." 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) § 60 Abs. 4 des Reichsknappschafts-
gesetzes in der am 1. Juli 1977 geltenden Fas-
sung gilt für Versicherungsfälle, die vor dem 
1. Januar 1977 eingetreten sind, für Bezugs-
zeiten nach dem 30. Juni 1977 und für Ver-
sicherungsfälle, die in der Zeit vom 1. Januar 
bis 30. Juni 1977 eingetreten sind, für Bezugs-
zeiten nach dem 31. Dezember 1978. Dies darf 
nicht dazu führen, daß der Rentenzahlbetrag 
den Betrag unterschreitet, der für den Monat 
vor Anwendung der in Satz 1 genannten Vor-
schrift zu zahlen war." 

2. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut der bisherigen Fassung wird 
Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) § 69 Abs. 6 Satz 3 in Verbindung mit 
§ 60 Abs. 4 des Reichsknappschaftsgesetzes in 
der am 1. Juli 1977 geltenden Fassung gilt für 
Versicherungsfälle, die vor dem 1. Januar 
1977 eingetreten sind, für Bezugszeiten nach 
dem 30. Juni 1977 und für Versicherungsfälle, 
die in der Zeit vom 1. Januar bis 30. Juni 1977 
eingetreten sind, für Bezugszeiten nach dem 
31. Dezember 1978. Dies darf nicht dazu füh-
ren, daß der Zahlbetrag der Waisenrente den 
Betrag unterschreitet, der für den Monat vor 
Anwendung der in Satz 1 genannten Vor-
schriften zu zahlen war." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

1. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) § 67 Abs. 2 des Reichsknappschafts -
gesetzes in der am 1. Juli 1977 gelten-
den Fassung gilt für vor dem 1. Juli 1977 
eingetretene Versicherungsfälle für Be-
zugszeiten nach dem 31. Dezember 1977." 

2. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„ (2) § 69 Abs. 6 Satz 3 des Reichsknapp-
schaftsgesetzes in der am 1. Juli 1977 gel-
tenden Fassung gilt, 

soweit die Regelung für Waisenrenten an 
Vollwaisen in Betracht kommt, für Ver-
sicherungsfälle, die vor dem 1. Juli 1977 
eingetreten sind, für Bezugszeiten nach 
dem 30. Juni 1977 und, 

soweit die Regelung für Waisenrenten an 
Halbwaisen in Betracht kommt, in Verbin

-

bindung mit § 60 Abs. 4 des Reichsknapp-
schaftsgesetzes für Versicherungsfälle, die 
vor dem 1. Januar 1977 eingetreten sind, 
für Bezugszeiten nach dem 30. Juni 1977 
sowie für Versicherungsfälle, die in der 
Zeit vom 1. Januar bis 30. Juni 1977 ein-
getreten sind, für Bezugszeiten nach dem 
31. Dezember 1978. 

Dies darf nicht dazu führen, daß der Zahl

-

betrag der Waisenrente den Betrag unter- 
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3. Nach § 20 wird folgender § 20 a eingefügt: 

„§ 20 a 

§§ 108 c und 108 d des Reichsknappschaftsge-
setzes in der am 30. Juni 1977 geltenden Fassung 
finden auf Personen, denen auf Grund dieser 
Vorschrift am 30. Juni 1977 Rente zustand, und 
auf deren Hinterbliebene weiterhin Anwendung, 
auch soweit es sich um Versicherungsfälle nach 
dem 30. Juni 1977 handelt, die zu einer Umwand-
lung der Rente oder zur Gewährung einer Hinter-
bliebenenrente in unmittelbarem Anschluß an die 
Versichertenrente führen. § 12 Abs. 3 Satz 2 die-
ses Artikels gilt entsprechend." 

4. § 20 b erhält folgende Fassung: 

„§ 20 b 

Die Rentenversicherung der Arbeiter und der 
Angestellten gewährt der knappschaftlichen Ren-
tenversicherung als Teil des Wanderungsaus-
gleichs 

für das Kalenderjahr 1977 
329 Millionen Deutsche Mark, 

für das Kalenderjahr 1978 
6 Millionen Deutsche Mark, 

für das Kalenderjahr 1979 
7 Millionen Deutsche Mark, 

für das Kalenderjahr 1980 
7 Millionen Deutsche Mark, 

für das Kalenderjahr 1981 
8 Millionen Deutsche Mark, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

schreitet, der für den Monat vor Anwen-
dung der in Satz 1 genannten Vorschriften 
zu zahlen war." 

2 a. Nach § 15 wird folgender § 15 a eingefügt: 

„§ 15 a 

§ 70 Satz 2 des Reichsknappschaftsgesetzes 
in der am 1. Juli 1977 geltenden Fassung gilt 
für Versicherungsfälle, die in der Zeit vor dem 
1. Juli 1977 eingetreten sind, für Bezugszeiten 
nach dem 30. Juni 1977." 

2 b. Nach § 20 wird folgender § 20 a eingefügt: 

„§ 20 a 

§ 98 des Reichsknappschaftsgesetzes in der 
am 31. Dezember 1977 geltenden Fassung gilt 
über diesen Zeitpunkt hinaus bis zum Ende der 
Unterbringung des Rentenberechtigten in einem 
Altersheim, einem Kinderheim oder einer ähn-
lichen Anstalt, wenn die Unterbringung vor 
dem 1. Juli 1977 begonnen hat." 

Nummer 3 entfällt hier 

siehe Nummer 4 a 

4. unverändert 
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für das Kalenderjahr 1982 
9 Millionen Deutsche Mark, 

für das Kalenderjahr 1983 
9 Millionen Deutsche Mark, 

für das Kalenderjahr 1984 
10 Millionen Deutsche Mark, 

für das Kalenderjahr 1985 
10 Millionen Deutsche Mark, 

für das Kalenderjahr 1986 
11 Millionen Deutsche Mark; 

sie gelten als Leistungen für Renten. § 104 Abs. 4 
Satz 2 des Reichsknappschaftsgesetzes gilt ent-
sprechend." 

siehe Nummer 3 

§ 7 
Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 

Das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 
(BGBl. I S. 582), zuletzt geändert durch Artikel 1 
§ 4 des Gesetzes vom 28. Dezember 1976 (BGBl. I 
S. 3871), wird wie folgt geändert: 

1. In § 157 Abs. 4 wird Satz 2 gestrichen. 

2. Die Überschrift vor § 166 erhält folgende Fas-
sung: 

„4. Rentenversicherung" 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

4 a. Nach § 20 b wird folgender § 20 c eingefügt: 

„§ 20 c 

§§ 108 c und 108 d des  Reichsknappschafts-
gesetzes in der am 30. Juni 1977 geltenden Fas-
sung finden auf Personen, denen auf Grund die-
ser Vorschrift am 30. Juni 1977 Rente zustand, 
und auf deren Hinterbliebene weiterhin An

-

dung, auch soweit es sich um Versicherungs-
fälle nach dem 30. Juni 1977 handelt, die zu 
einer Umwandlung der Rente oder zur Gewäh-
rung einer Hinterbliebenenrente in unmittel-
barem Anschluß an die Versichertenrente füh-
ren. § 12 Abs. 3 Satz 2 dieses Artikels gilt ent-
sprechend." 

5. Nach § 20 c wird folgender § 20 d eingefügt: 

„§ 20 d 

Personen, die aufgrund des § 32 des Reichs-
knappschaftsgesetzes in der bis zum 30. Juni 
1977 geltenden Fassung von der Versicherungs-
pflicht befreit sind, stehen bei Anwendung des 
§ 130 Abs. 7 des Reichsknappschaftsgesetzes in 
der ab 1. Juli 1977 geltenden Fassung den in 
dieser Vorschrift bezeichneten Versicherten 
gleich." 

§ 7 

unverändert 
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3. § 166 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Kurzarbeitergeld" 
durch die Worte „Kurzarbeiter- oder Schlecht-
wettergeld" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „§ 68 
der Bemessung des Kurzarbeitergeldes" durch 
die Worte „den §§ 68 und 86 der Bemessung 
des Kurzarbeiter- oder Schlechtwettergeldes" 
ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Kurzarbei-
tergeld" durch die Worte „Kurzarbeiter- oder 
Schlechtwettergeld" ersetzt. 

d) In Absatz 3 Satz 3 Halbsatz 2 werden die 
Worte „gilt die Ausschlußfrist des § 72 Abs. 2 
Satz 4" durch die Worte „gelten die Aus-
schlußfristen des § 72 Abs. 2 Satz 4 und des 
§ 88 Abs. 2" ersetzt. 

§ 8 

Änderung des Gesetzes über eine Altershilfe 
für Landwirte 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Septem-
ber 1965 (BGBl. I S. 1448), zuletzt geändert durch 
Artikel II § 4 des Gesetzes vom 23. Dezember 1976 
(BGBl. I S. 3845), wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 a Abs. 1 Buchstabe a werden die Worte 
„des Bezuges eines vorzeitigen Altersgeldes 
oder" durch die Worte „einer Erwerbsunfähig-
keit im Sinne des § 1247 Abs. 2 der Reichsver-
sicherungsordnung oder des Bezuges" ersetzt. 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Im übrigen gelten § 1236 Abs. 1 Satz 2, 
§§ 1237, 1237 b Abs. 1 Nr. 3, 4 und 6, § 1241 g 
der Reichsversicherungsordnung entspre-
chend." 

b) In Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Für Verwandte und Verschwägerte bis zum 
zweiten Grade werden keine Kosten der 
Haushaltshilfe erstattet; die Alterskasse kann 
jedoch die erforderlichen Fahrkosten und Ver-
dienstausfall erstatten, wenn die Erstattung 
in einem angemessenen Verhältnis zu den 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§8 

Änderung des Gesetzes über eine Altershilfe 
für Landwirte 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Septem-
ber 1965 (BGBl. I S. 1448), zuletzt geändert durch 
Artikel II § 4 des Gesetzes vom 23. Dezember 1976 
(BGBl. I S. 3845), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Buchstabe a werden die Worte 
„des Bezuges eines vorzeitigen Altersgeldes 
oder" durch die Worte „einer Erwerbsunfä-
higkeit im Sinne des § 1247 Abs. 2 der Reichs-
versicherungsordnung oder des Bezuges" er-
setzt. 

b) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 1267 Abs. i Satz 2 und 3 und Absatz 2 der 
Reichsversicherungsordnung gilt entspre-
chend." 

2. unverändert 
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sonst für eine Ersatzkraft entstehenden Ko-
sten steht." 

3. In § 10 Abs. 3 werden das Komma nach der Be-
zeichnung „1319 Abs.  1" und die Bezeichnung 
„1320" gestrichen. 

§9 

Änderung des Gesetzes zur Regelung der Wieder

-

gutmachung nationalsozialistischen Unrechts in der 
Sozialversicherung 

Das Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts in der Sozialver-
sicherung vom 22. Dezember 1970 (BGBl. I S. 1846), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. April 1975 
(BGBl. I S. 1018, 1778), wird wie folgt geändert: 

1. § 18 erhält folgende Fassung: 

„§ 18 

(1) Verfolgten, die nach dem 8. Mai 1945 und 
vor dem 1. Januar 1950 das Gebiet des Deut-
schen Reiches nach dem Stande vom 31. Dezem-
ber 1937 oder das Gebiet der Freien Stadt Dan-
zig verlassen haben, und ihren Hinterbliebenen 
kann die Rente insoweit gezahlt werden, als sie 
früheren deutschen Staatsangehörigen im Sinne 
des Artikels 116 Abs. 2 Satz I des Grundgesetzes 
auf Grund der §§ 1318, 1319 der Reichsversiche-
rungsordnung, der §§ 97, 98 des Angestellten-
versicherungsgesetzes oder der §§ 108, 108 a des 
Reichsknappschaftsgesetzes zu zahlen ist. Die 
Rente gilt nicht als Leistung der sozialen Sicher-
heit. 

(2) Artikel 2 § 41 a des Arbeiterrentenversi-
cherungs-Neuregelungsgesetzes, Artikel 2 § 40 a 
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3. unverändert 

§8a 

Änderung des Gesetzes zur Neuregelung 
der Altershilfe für Landwirte 

Das Gesetz zur Neuregelung der Altershilfe für 
Landwirte in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. September 1965 (BGBl. I S. 1448), zuletzt geän-
dert durch das Gesetz vom 3. Juni 1976 (BGBl. I 
S. 1373), wird wie folgt geändert: 

In Artikel 2 wird nach § 6 a folgender § 6 b ein-
gefügt: 

„§ 6 b 

§ 3 a Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über eine Alters-
hilfe für Landwirte in der am 1. Juli 1977 geltenden 
Fassung gilt für Waisengelder, auf die am 30. Juni 
1977 Anspruch bestanden hat, für Bezugszeiten nach 
dem 31. Dezember 1977. 

§9 

Änderung des Gesetzes zur Regelung der Wieder

-

gutmachung nationalsozialistischen Unrechts in der 
Sozialversicherung 

Das Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts in der Sozialver-
sicherung vom 22. Dezember 1970 (BGBl. I S. 1846), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. April 1975 
(BGBl. I S. 1018, 1778), wird wie folgt geändert: 

1. § 18 erhält folgende Fassung: 

„§ 18 

(1) Verfolgten, die zwischen dem 30. Januar 
1933 und dem 8 . Mai 1945 das Gebiet des Deut-
schen Reiches oder der Freien Stadt Danzig ver-
lassen haben, um sich einer von ihnen nicht zu 
vertretenden und durch die politischen Verhält-
nisse bedingten besonderen Zwangslage zu ent-
ziehen oder aus den gleichen Gründen nicht in 
das Gebiet des Deutschen Reiches oder der 
Freien Stadt Danzig zurückkehren konnten und 
die sich gewöhnlich im Gebiet eines auswärtigen 
Staates aufhalten, in dem die Bundesrepublik 
Deutschland eine amtliche Vertretung hat, kann 
die Rente insoweit gezahlt werden, als sie nicht 
auf nach dem Fremdrentengesetz gleichgestellte 
Zeiten und auf Grund solcher Zeiten anre-
chenbare Ersatz- und Ausfallzeiten entfällt. Die 
Einschränkung gilt nicht, soweit es sich um Bei- 
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des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsge-
gesetzes oder Artikel 2 § 20 a des Knappschafts-
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes ist 
entsprechend anzuwenden." 

2. § 19 erhält folgende Fassung: 

„§ 19 

(1) Verfolgten aus den in den Jahren 1938 
und 1939 in das Deutsche Reich eingegliederten 
Gebieten einschließlich des ehemaligen Protek-
torats Böhmen und Mähren, die lediglich des-
wegen nicht als Vertriebene im Sinne des § i 
Abs. 2 Nr. 1 des Bundesvertriebenengesetzes an-
erkannt sind oder anerkannt werden können, 
weil sie sich nicht ausdrücklich zum deutschen 
Volkstum bekannt haben, und ihren Hinterblie-
benen kann die Rente insoweit gezahlt werden, 
als sie früheren deutschen Staatsangehörigen im 
Sinne des Artikels 116 Abs. 2 Satz 1 des Grund-
gesetzes auf Grund der §§ 1318, 1319 der Reichs-
versicherungsordnung, der §§ 97, 98 des Ange

-stelltenversicherungsgesetzes oder der §§ 108, 
108 a des Reichsknappschaftsgesetzes zu zahlen 
ist. Soweit es auf die deutsche Volkszugehörig-
keit der Verfolgten ankommt, genügt es, wenn 
sie die Voraussetzungen des § 4 Abs. 4 des Bun-
desentschädigungsgesetzes erfüllen. Die Rente 
gilt nicht als Leistung der sozialen Sicherheit. 

(2) Verfolgten, die in den dem Deutschen 
Reich in den Jahren 1938 und 1939 eingeglieder-
ten Gebieten einschließlich des ehemaligen Pro-
tektorats Böhmen und Mähren am 8. Mai 1945 
als deutsche Staatsangehörige oder deutsche 
Volkszugehörige ihren Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthalt gehabt und diese Gebiete vor 
dem 1. Januar 1950 verlassen haben, und ihren 
Hinterbliebenen kann die Rente insoweit gezahlt 
werden, als sie früheren deutschen Staatsangehö-
rigen im Sinne des Artikels 116 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes auf Grund der §§ 1318, 1319 der 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

tragszeiten der in § 17 Abs. i Buchstabe b des 
Fremdrentengesetzes genannten Art und um Er-
satz- und Ausfallzeiten handelt, die aufgrund 
solcher Zeiten anrechenbar sind. § 1318 Abs. 1 
Satz 2 der Reichsversicherungsordnung, § 97 
Abs. 1 Satz 2 des Angestelltenversicherungsge-
setzes und § 108 Abs. 1 Satz 2 des Reichsknapp-
schaftsgesetzes gelten entsprechend. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Verfolgte, die 
nach dem 8 . Mai 1945 und vor dem 1. Januar 
1950 das Gebiet des Deutschen Reiches nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1937 oder das Gebiet 
der Freien Stadt Danzig verlassen haben. 

(3) Absatz 1 und 2 finden ungeachtet des 
§ 1315 der Reichsversicherungsordnung, des § 94 
des Angestelltenversicherungsgesetzes und des 
§ 105 des Reichsknappschaftsgesetzes auch auf 
Hinterbliebene Anwendung bezüglich der Zah-
lung von Hinterbliebenenrente. 

(4) Die Renten nach den Absätzen 1 bis 3 gel-
ten nicht als Leistungen der sozialen Sicherheit." 

2. § 19 erhält folgende Fassung: 

„§ 19 

(1) Vertriebene Verfolgte im Sinne von § i 
Abs. 2 Nr. 1 des Bundesvertriebenengesetzes, die 
die in den Jahren 1938 und 1939 in das Deutsche 
Reich eingegliederten Gebiete einschließlich des 
ehemaligen Protektorats Böhmen und Mähren 
bis zum 8. Mai 1945 verlassen haben und die als 
Vertriebene im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
anerkannt sind, kann die Rente insoweit gezahlt 
werden, als sie auf andere als in j 17 Abs. 1 
Buchstabe b des Fremdrentengesetzes genannten, 
nach dem Fremdrentengesetz gleichstehende Bei-
tragszeiten entfällt; Voraussetzung hierfür ist, 
daß Deckungsmittel der verpflichteten Versiche-
rungsträger auf Versicherungsträger im Reichs-
gebiet zu übertragen waren. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Verfolgte, 
die 

a) die dort genannten Gebiete bis zum 8. Mai 
1945 verlassen haben, sofern sie lediglich des-
wegen nicht als Vertriebene im Sinne des § 1 
Abs. 2 Nr. 1 des Bundesvertriebenengesetzes 
anerkannt sind oder anerkannt werden kön-
nen, weil sie sich nicht zum deutschen Volks-
tum bekannt haben; soweit es auf die deut-
sche Volkszugehörigkeit ankommt, genügt es, 
wenn sie im Zeitraum des Verlassens des 
Vertreibungsgebietes dem deutschen Sprach- 
und Kulturkreis angehört haben oder 

b) in den dort genannten Gebieten am 8. Mai 
1945 als deutsche Staatsangehörige oder 
Volkszugehörige ihren Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt gehabt und das Ver- 
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Reichsversicherungsordnung, der §§ 97, 98 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes oder der 
§§ 108, 108 a des Reichsknappschaftsgesetzes zu 
zahlen ist. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt. 

(3) Artikel 2 § 41 a des Arbeiterrentenversi-
cherungs-Neuregelungsgesetzes, Artikel 2 § 40 a 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsge-
setzes oder Artikel 2 § 20 a des Knappschafts-
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes ist 
entsprechend anzuwenden." 

§ 10 

Änderung des Schornsteinfegergesetzes 

Das Schornsteinfegergesetz vom 15. September 
1969 (BGBl. I S. 1634), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 22. Juli 1976 (BGBl. I S. 1873), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird der Punkt durch ein Semi-
kolon ersetzt und folgender Halbsatz an-
gefügt: 

„Rentenerhöhungen und Rentenminde-
rungen auf Grund des § 1587 b des Bür-
gerlichen Gesetzbuches bleiben unberück-
sichtigt." 

bb) In Satz 2 werden die Worte „Das gleiche 
gilt" durch die Worte „Satz 1 gilt ent-
sprechend" ersetzt. 

b) Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Bei bereits festgestellten Ruhegeld-
ansprüchen sind Veränderungen des Jahres-
höchstbetrages oder der Versicherten- und 
Verletztenrenten aus der gesetzlichen Sozial-
versicherung jeweils zu dem Zeitpunkt zu be-
rücksichtigen, in dem sie wirksam werden; 
Veränderungen des Jahreshöchstbetrages, die 
nach dem 1. Januar 1977 bis zum 30. Juni 1977 
eingetreten sind, werden zum 1. Juli 1977 
berücksichtigt." 

2. In § 31 Abs. 1 Satz 4 erhält der Halbsatz nach 
dem Semikolon folgende Fassung: 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

treibungsgebiet vor dem 1. Januar 1950 ver-
lassen haben. Buchstabe a zweiter Halbsatz 
gilt entsprechend. 

(3) § 18 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(4) Die Renten nach den Absätzen 1 bis 3 gel-
ten nicht als Leistungen der sozialen Sicherheit." 

3. § 20 erhält folgende Fassung: 

„§ 20 

Bei der Anwendung des Fremdrentengesetzes 
stehen den anerkannten Vertriebenen im Sinne 
des Bundesvertriebenengesetzes vertriebene Ver-
folgte gleich, die lediglich deswegen nicht als 
Vertriebene anerkannt sind oder anerkannt wer-
den können, weil sie sich nicht ausdrücklich zum 
deutschen Volkstum bekannt haben. § 19 Abs. 2 
Buchstabe a zweiter Halbsatz gilt entsprechend." 

§ 10 

Änderung des Schornsteinfegergesetzes 

Das Schornsteinfegergesetz vom 15. September 
1969 (BGBl. I S. 1634), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 22. Juli 1976 (BGBl. I S. 1873), wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 
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„Rentenerhöhungen und Rentenminderungen auf 
Grund des § 1587 b des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches sowie die Erhöhung der Witwenrente wäh-
rend der ersten drei Monate nach § 1268 Abs. 5 
der Reichsversicherungsordnung bleiben unbe-
rücksichtigt." 

3. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 erhält in Satz 3 der Halbsatz nach 
dem Semikolon folgende Fassung: 

„Rentenerhöhungen und Rentenminderungen 
auf Grund des § 1587 b des Bürgerlichen Ge-
setzbuches bleiben unberücksichtigt." und 
nach Satz 3 wird folgender Satz eingefügt: 
„Satz 3 gilt entsprechend für die Waisenrente 
auf Grund eines Arbeitsunfalles im Sinne der 
sozialen Unfallversicherung, der zum Erlö-
schen der Bestellung des Verstorbenen ge-
führt hat." 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden das Komma nach 
dem Wort „vollendet" und das Wort „heira-
tet" gestrichen. 

4. In § 56 Abs. 3 Satz 4 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz ange-
fügt: 

„Rentenerhöhungen und Rentenminderungen auf 
Grund des § 1587 b des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches bleiben unberücksichtigt." 

§ 11 

Änderung des Gesetzes über eine 
Rentenversicherung der Handwerker 

§ 10 Abs. 3 des Handwerkerversicherungsgesetzes 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 8250-1, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, zuletzt geändert durch § 22 des Gesetzes vom 
3. Juni 1976 (BGBl. I S. 1373), wird gestrichen. 

§ 12 

Änderung des Rentenreformgesetzes 

1. Das Rentenreformgesetz vom 16. Oktober 1972 
(BGBl. I S. 1965), zuletzt geändert durch § 21 des 
Gesetzes vom 3. Juni 1976 (BGBl. I S. 1373), wird 
wie folgt geändert: 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

3. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden das Komma nach dem 
Wort „vollendet" und das Wort „heira-
tet" gestrichen. 

bb) Folgender Satz 4 wird angefügt: 
„Das Waisengeld entfällt, wenn aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung Waisen-
rente aus den in § 1267 Abs. 2 der Reichs-
versicherungsordnung genannten Grün-
den nicht gewährt wird." 

4. unverändert 

§ 11 

unverändert 

§ 12 

unverändert 
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Entwurf 

1. Artikel 3 wird aufgehoben; die „Stiftung für 
die Alterssicherung älterer Selbständiger" 
wird aufgelöst. 

2. Die bei der Stiftung nach Artikel 3 § 6 des 
Rentenreformgesetzes gestellten Anträge gel-
ten als erledigt. Der Vorstand der Lastenaus-
gleichsbank führt die sich aus der Aufhebung 
der Stiftung ergebenden Maßnahmen als Ab-
wickler ehrenamtlich durch; insoweit unter-
liegt er der Aufsicht des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung. 

3. Der Vorstand der Lastenausgleichsbank hat 
insbesondere den Antragstellern unverzüglich 
die Aufhebung der Stiftung und die Erledi-
gung ihrer Anträge mitzuteilen. Dabei sind 
die Antragsteller darauf hinzuweisen, daß sie 
eingereichte Unterlagen innerhalb von sechs 
Monaten nach Zugang der Mitteilung zurück-
verlangen können. Im übrigen hat der Vor-
stand der Lastenausgleichsbank alle die Stif-
tung betreffenden Vorgänge sechs Jahre lang 
seit der Aufhebung der Stiftung aufzubewah-
ren. 

§ 13 

Änderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 

§ 23 Abs. 1 Nr. 1 des Sozialgesetzbuches — Allge-
meiner Teil - vom 11. Dezember 1975 (BGBl. I 
S. 3015) wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a werden nach dem Wort „Heilbe-
handlung" das Komma und das Wort „Berufs-
förderung" gestrichen. 

b) In Buchstabe e wird der Klammerhinweis „(§ 381 
Abs. 4 RVO) " durch „ (§ 1304 e RVO, § 83 e AVG) " 
ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 13 

unverändert 

§ 14 

Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

Dem Artikel II § 21 des Sozialgesetzbuches — Ge-
meinsame Vorschriften für die Sozialversicherung — 
vom 23. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3845) wird fol-
gender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 treten am 
i. Januar 1979 die folgenden Vorschriften über die 
Fälligkeit der Beiträge zur gesetzlichen Kranken- 
und Rentenversicherung in Kraft: 

a) Artikel I § 23 Abs. 1 und 2; 

b) in Artikel II § 1 Nr. 1 Buchstabe b die § 1400 
Abs. 1 Satz 2 und § 1405 Abs. 2 Satz 1; 

c) Artikel II § 1 Nr. 1 Buchstabe c und Nr. 6; 

d) in Artikel II § 2 Nr. 1 Buchstabe a die § 122 
Abs. 1 Satz 2 und § 127 Abs. 3 Satz 1; 
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Entwurf 

Artikel 3 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 1 

(1) Der Träger der gesetzlichen Rentenversiche-
rung hat Versicherten, denen er vor dem 1. Januar 
1979 berufsfördernde Maßnahmen bewilligt hat, 
diese bis zu ihrer Beendigung weiterzugewähren. 

(2) Die nach Absatz 1 dem Träger der gesetz-
lichen Rentenversicherung ab 1. Januar 1979 ent-
stehenden Aufwendungen mit Ausnahme der Ver-
waltungskosten werden von der Bundesanstalt für 
Arbeit erstattet. 

§ 2 

Für die Jahre 1971 bis Juni 1977 verbleibt es bei 
den nach § 385 Abs. 2 und 3 der Reichsversicherungs-
ordnung in der bis zum 30. Juni 1977 geltenden Fas-
sung zu leistenden Beiträgen; § 393 a Abs. 1 der 
Reichsversicherungsordnung in der bis zum 30. Juni 
1977 geltenden Fassung ist insoweit nicht mehr an-
zuwenden. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge-
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§4 

Es treten in Kraft: 

mit Wirkung vom 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

e) in Artikel II § 3 Nr. 1 Buchstabe a die § 113 
Satz 2 und 3 und § 155 Nr. 9; 

f) in Artikel II § 5 Nr. 1 der § 68 Abs. 1." 

Artikel 3 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§1 

unverändert 

§2 

unverändert 

§ 2a 

§ 595 Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung in 
der Fassung dieses Gesetzes gilt mit Wirkung vom 
1. Januar 1978 auch für Arbeitsunfälle, die vor dem 
1. Juli 1977 eingetreten sind. 

§2b 

§ 32 Abs. 3 Satz 4 des Schornsteinfegergesetzes in 
der Fassung dieses Gesetzes gilt mit Wirkung vom 
1. Januar 1978 auch für Versorgungsfälle, die vor 
dem 1. Juli 1977 eingetreten sind. 

§3 

unverändert 

§4 

Es treten in Kraft: 

mit Wirkung vom 
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Entwurf 

1. Januar 1977 

Artikel 2 
§ 1 Nr. 32, 34, 39, 
§ 2 Nr. 31, 33, 

am 1. Januar 1978 

Artikel 1 
§§ 15 und 16 Nr. 1, 

Artikel 2 
§ 1 Nr. 20 Buchstabe a, Nr. 21 Buchstabe a, 
Nr. 35 Buchstabe a, Nr. 38, 

§ 2 Nr. 19 Buchstabe a, Nr. 20 Buchstabe a, 
Nr. 34 Buchstabe a, Nr. 37, 

§ 3 Nr. 17 Buchstabe a, Nr. 18, 26 Buchstaben b 
und c, 

§ 4 Nr. 2 Buchstabe a, 
§ 5 Nr. 2 Buchstabe a, 
§ 6 Nr. 1 Buchstabe a, 

am 1. Februar 1978 

Artikel 1 
§ 16 Nr. 2, 

Artikel 2 
§ 1 Nr. 23 Buchstabe a, 
§ 2 Nr. 22 Buchstabe a, 
§ 3 Nr. 20 Buchstabe a, 

am 1. Januar 1979 

Artikel 2 
§ 1 Nr. 1 bis 5, Nr. 6 Buchstabe c, Nr. 7, 8 9 
Buchstabe a, Nr. 11 bis 14, Nr. 15 Buchsta-
ben b, c/bb und e, Nr. 16 Buchstaben c und d, 
Nr. 17 Buchstaben a, b und d, Nr. 18, 19, 25, 
35 Buchstaben b und c, Nr. 41, 

§ 2 Nr. 1 bis 4, Nr. 5 Buchstabe c, Nr. 6, 7, 8 
Buchstabe a, Nr. 10 bis 13, Nr. 14 Buchsta-
ben b, c/bb und e, Nr. 15 Buchstaben c und d, 
Nr. 16 Buchstaben a, b und d, Nr. 17, 18, 24, 
34 Buchstaben b und c, Nr. 38, 

§ 3 Nr. 1 bis 3, Nr. 4 Buchstabe c, Nr. 5, 6, 7 
Buchstabe a, Nr. 9 bis 12, Nr. 13 Buchsta-
ben b, c/bb und e, Nr. 15 Buchstaben a und b, 
Nr. 16, 21, 26 Buchstaben d und e, 

§ 7 Nr. 2 und 3, 
§ 13 Buchstabe a, 

am 1. Januar 1980 

Artikel 2 
§ 1 Nr. 42, 
§ 2 Nr. 39, 
§ 3 Nr. 27, 

die übrigen Vorschriften am 1. Juli 1977. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

1. Januar 1977 

Artikel 2 
§ 1 Nr. 32, 34, 39, 
§ 2 Nr. 31, 33, 

am 1. Januar 1978 

Artikel 1 

§§ 15 und 16 Nr. 1, 

Artikel 2 

§ 1 Nr. 17 Buchstabe a, b und d, Nr. 20 Buch-
stabe a, Nr. 21 Buchstabe a Doppelbuchstabe 
bb, Nr. 27 b, 35 Buchstabe a, Nr. 38, 40 a, 

§ 2 Nr. 16 Buchstabe a, b und d, Nr. 19 Buch-
stabe a, Nr. 20 Buchstabe a Doppelbuchstabe 
bb, Nr. 26 b, 34 Buchstabe a, Nr. 37, 37 a, 

§ 3 Nr. 15 Buchstabe a, b und d, Nr. 17 Buch-
stabe a, Nr. 18 Buchstabe b, Nr. 22 b, 26 Buch-
stabe b, 

§ 4 Nr. 2 Buchstabe a, Nr. 4 a, 
§ 5 Nr. 2 Buchstabe a, Nr. 4 a, 
§ 6 Nr. i Buchstabe a, Nr. 2 b, 

am 1. Februar 1978 

Artikel 1 

§ 16 Nr. 2, 

Artikel 2 

§ 1 Nr. 23 Buchstabe a, 
§ 2 Nr. 22 Buchstabe a, 
§ 3 Nr. 20 Buchstabe a, 

am 1. Januar 1979 

Artikel 2 

§ 1 Nr. 1, 2, 5, 6 Buchstabe c, Nr. 7, 8, 9 Buch-
stabe a, Nr. 11 bis 14, Nr. 15 Buchstabe b, c 
Doppelbuchstabe bb und Buchstabe f, Nr. 18, 
25, 35 Buchstaben b und c, 

§ 2 Nr. 1, 4, 5 Buchstabe c, Nr. 6, 7, 8 Buch-
stabe a, Nr. 10 bis 13, Nr. 14 Buchstabe b, c 
Doppelbuchstabe bb und Buchstabe f, Nr. 17, 
24, 34 Buchstaben b und c, 

§ 3 Nr. 1, 3, 4 Buchstabe c, Nr. 5, 6, 7 Buch-
stabe a, Nr. 9 bis 12, Nr. 13 Buchstabe b, c 
Doppelbuchstabe bb und Buchstabe f, Nr. 16, 
21, 26 Buchstaben d und e, 

§ 7 Nr. 2 und 3, 

§ 13 Buchstabe a, 

am 1. Januar 1980 

Artikel 2 

§ 1 Nr. 19 a, 42, 
§ 2 Nr. 18 a, 39, 
§ 3 Nr. 16 a, 27, 

die übrigen Vorschriften am 1. Juli 1977. 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/337  

Bericht der Abgeordneten Franke, Glombig und Schmidt (Kempten)  

A. Allgemeiner Teil 

I. Zum Beratungsverfahren 

Der von der Bundesregierung eingebrachte 

— Entwurf eines Gesetzes zur Zwanzigsten Renten-
anpassung und zur Verbesserung der Finanz-
grundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung 
(20. Rentenanpassungsgesetz) 
— Drucksache 8/165 — 

ist in der 18. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
17. März 1977 in Verbindung mit 

— dem von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Dämpfung der Aus-
gabenentwicklung und zur Strukturverbesserung 
in der gesetzlichen Krankenversicherung (Kran-
kenversicherungs-Kostendämpfungsgesetz 	— 
KVKG) 
— Drucksache 8/166 - 

- dem Bericht der Bundesregierung über die ge-
setzlichen Rentenversicherungen, insbesondere 
über deren Finanzlage in den künftigen 15 Ka-
lenderjahren gemäß §§ 1273 und 579 der Reichs-
versicherungsordnung, § 50 des Angestelltenver-
sicherungsgesetzes und § 71 des Reichsknapp-
schaftsgesetzes (Rentenanpassungsbericht 1977) 
— Drucksache 8/119 — 

- dem Cutachten des Sozialbeirats zu den Vor-
ausberechnungen der Bundesregierung über die 
Entwicklung der Finanzlage der gesetzlichen 
Rentenversicherungen von 1976 bis 1990 sowie 
Empfehlung des Sozialbeirats zur Anpassung 
der Geldleistungen der gesetzlichen Unfallver-
sicherung 

— Drucksache 8/132 — 

- dem von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Neunten Gesetzes über die An-
passung der Leistungen des Bundesversorgungs-
gesetzes (Neuntes Anpassungsgesetz — KOV —

9. AnpG-KOV) 
— Drucksache 8/167 — 

in  erster Beratung behandelt worden. 

In dieser Sitzung hat der Bundestag den Entwurf 
eines Zwanzigsten Rentenanpassungsgesetzes — 
Drucksache 8/165 — dem Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung zur federführenden Beratung, dem 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit und 
dem Ausschuß für Wirtschaft zur Mitberatung und 
dem Haushaltsausschuß zur Mitberatung und gemäß 
§ 96 der Geschäftsordnung überwiesen; dieser wird 
dem Bundestag einen gesonderten Bericht vorlegen. 
Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 

Forsten hat den Gesetzentwurf gutachtlich bera-
ten. Der Rentenanpassungsbericht 1977 — Druck-
sache 8/119 — und das Gutachten des Sozialbeirats 
hierzu — Drucksache 8/132 — sind dem Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung federführend und 
dem Ausschuß für Wirtschaft sowie dem Haushalts-
ausschuß zur Mitberatung überwiesen worden. Zum 
Entwurf eines Neunten Anpassungsgesetzes-KOV 
wird auf den gesonderten Bericht — Drucksache 
8/339 — verwiesen. 

Der mitberatende Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit hat den Entwurf eines Zwanzigsten 
Rentenanpassungsgesetzes am 20. und 21. April 1977 
beraten und die von der Bundesregierung vorge-
schlagenen Regelungen zur Zwanzigsten Rentenan-
passung und zur Verbesserung der Finanzgrundla-
gen der gesetzlichen Rentenversicherung mit Mehr-
heit unterstützt. Auf die dem federführenden Aus-
schuß vorgelegte Stellungnahme wird im einzelnen 
bei den Themenkreisen des Allgemeinen Teils bzw. 
bei der Erläuterung der einzelnen Vorschriften hin-
gewiesen. Die von den Mitgliedern der CDU/CSU-
Fraktion im Ausschuß für Jugend, Familie und Ge-
sundheit vorgetragenen und im Gegensatz zum Vo-
tum dieses Ausschusses stehenden Stellungnahmen 
und Vorschläge decken sich mit denen, die im feder-
führenden Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
von den Ausschußmitgliedern der CDU/CSU abge-
geben worden sind; sie werden im Bericht erläutert. 

Der mitberatende Ausschuß für Wirtschaft hat am 
20. April 1977 dem Entwurf eines Zwanzigsten Ren-
tenanpassungsgesetzes einstimmig die Zustimmung 
gegeben, jedoch um Prüfung gebeten, ob die Mög-
lichkeit zur freiwilligen Aufstockung von Pflichtbei-
trägen zur Rentenversicherung bereits mit dem 
Zwanzigsten Rentenanpassungsgesetz eingeräumt 
werden sollte. Der federführende Ausschuß ist mit 
Mehrheit dieser Anregung gefolgt und hat die Strei-
chung dieser Vorschriften im 20. Rentenanpassungs-
gesetz beschlossen. Den Rentenanpassungsbericht 
1977 hat der Ausschuß für Wirtschaft mit Mehrheit 
zustimmend zur Kenntnis genommen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat am 23. März und 20. April 1977 die für 
den Agrarbereich relevanten Vorschriften des Ent-
wurfs eines Zwanzigsten Rentenanpassungsgesetzes 
gutachtlich beraten und zur Kenntnis genommen. Die 
Mitglieder der CDU/CSU-Fraktion in diesem Aus-
schuß haben erklärt, ihre Mitwirkung an der Bera-
tung bedeute nicht, daß sie den Entwurf in seiner 
Gesamtheit oder in Teilen billigten oder ablehnten. 

Der federführende Ausschuß für Arbeit und Sozial-
ordnung hat die ihm überwiesenen Vorlagen in 
mehreren Sitzungen im Gesamtzusammenhang und 
gesondert beraten. In drei öffentlichen Informations-
sitzungen vom 23. bis 25. März 1977 hat der Aus- 
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Schuß für Arbeit und Sozialordnung unter Beteili-
gung der mitberatenden Ausschüsse Sachverständige 
zu den eingangs genannten Vorlagen gehört. Von 
den insgesamt 49 geladenen Institutionen und Orga-
nisationen mit 75 Sachverständigen sind zu den Be-
reichen der Renten- und Krankenversicherung sowie 
Kriegsopferversorgung unter anderen der Sozialbei-
rat, die Deutsche Bundesbank, die Träger der Ren-
tenversicherung, die Spitzenverbände der Kranken-
kassen, die Bundesanstalt für Arbeit, die Sozialpart-
ner, die Vertreter der Kriegsopferverbände und an-
derer öffentlicher und privater Versicherungs- und 
Versorgungseinrichtungen gehört worden. Die 
Sachverständigenanhörung konzentrierte sich dabei 
auf die im Zusammenhang mit den Rentenanpassun-
gen in der Rentenversicherung und Kriegsopferver-
sorgung, den Maßnahmen zur Verbesserung der 
Finanzgrundlagen in der Rentenversicherung und 
den Änderungen zur finanziellen Absicherung der 
Krankenversicherung der Rentner stehenden Fra-
gen. 

Die Aussagen und schriftlichen Stellungnahmen der 
Sachverständigen sind bei den Ausschußberatungen 
mit verwertet worden. Insoweit wird auf die Proto-
kolle der öffentlichen Informationssitzungen (Num-
mern 5, 6 und 7 des Ausschusses für Arbeit und So-
zialordnung) verwiesen, die allen Mitgliedern des 
Deutschen Bundestages zur Kenntnisnahme zuge-
leitet worden sind. Den beteiligten Ausschüssen la-
gen außerdem zahlreiche Eingaben und Stellung-
nahmen als Beratungsmaterial vor. 

Die Fraktionen der Koalition und der Opposition 
legten zu den Schlußberatungen im Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung zahlreiche Änderungsan-
träge vor. Die vorbehaltlich der Stellungnahme des 
mitberatenden Haushaltsausschusses gefaßten Aus-
schußbeschlüsse sind mit unterschiedlichen Stimm-
verhältnissen zustande gekommen. Die Rentenanpas-
sung nach Artikel 1 des Entwurfs eines Zwanzigsten 
Rentenanpassungsgesetzes ist mit Ausnahme der 
Änderungen in § 3 Abs. i und in § 4 Abs. 1 in bezug 
auf die Regelung für den beitragsunabhängigen Ren-
tenteil in Vollwaisenrenten vom Ausschuß einstim-
mig gebilligt worden. Den übrigen Vorschriften des 
20. Rentenanpassungsgesetzes ist teils einstimmig, 
teils gegen die Stimmen und teils bei Stimmenthal-
tungen der Mitglieder der CDU/CSU-Fraktion die 
Zustimmung gegeben worden. Die von der Fraktion 
der CDU/CSU vorgelegten Änderungsanträge haben 
nicht die Zustimmung der Ausschußmehrheit ge-
funden. Bei der Abstimmung über den Entwurf eines 
Zwanzigsten Rentenanpassungsgesetzes im ganzen, 
dem die Ausschußmitglieder der Fraktionen der SPD 
und FDP einschließlich der Änderungen zugestimmt 
haben, hat sich die Fraktion der CDU/CSU in bezug 
auf die Artikel 2 und 3 nicht an der Abstimmung be-
teiligt mit der Begründung, daß die von ihr einge-
brachten Änderungsanträge abgelehnt worden seien 
und das 20. Rentenanpassungsgesetz mit den be-
schlossenen Änderungen schwerwiegende Eingriffe 
in das bewährte Rentensystem beinhalte. 

Den Rentenanpassungsbericht 1977 und das Gutach-
ten des Sozialbeirats hierzu hat der Ausschuß ein-
stimmig zur Kenntnis genommen. 

II. Ziel und Schwerpunkte des Gesetzentwurfs 

Die mit der Rentenreform 1957 eingeführte dyna-
mische Rentenversicherung kann in einer wachsen-
den Wirtschaft nur aus dem laufenden Einkommen 
der Erwerbstätigen finanziert werden. Der Genera-
tionenvertrag, wonach die jeweils aktive Genera-
tion mit ihren finanziellen Beiträgen die Leistun-
gen für die Rentner sichert, ist das Fundament der 
Rentenversicherung. Einmütig ist der Ausschuß der 
Auffassung, daß sich dieses System grundsätzlich 
bewährt hat und nicht geändert werden sollte. Der 
Generationenvertrag kann aber auch für die Zukunft 
nur dadurch gefestigt bleiben, daß das Verhältnis 
zwischen Beitragsbelastung und Rentenleistungen 
ausgewogen ist. 

Die Finanzierung der Rentenversicherung wird im 
mittel- und längerfristigen Zeitraum entscheidend 
von der wirtschaftlichen und demographischen Ent-
wicklung bestimmt. Kurzfristige und vorübergehen-
de Schwankungen werden durch Rücklagen der Ren-
tenversicherungsträger ausgeglichen. Der Konjunk-
turverlauf der letzten Jahre hat tiefgreifende Aus-
wirkungen auf die Entwicklung der Finanzlage der 
gesetzlichen Rentenversicherung gehabt. Einerseits 
hat die Arbeitsmarktsituation zu einer Verminde-
rung der Beitragseinnahmen geführt. Andererseits 
hat sich die Ausgabenbelastung der Rentenversiche-
rung bedingt durch die überdurchschnittlich hohen 
Anpassungssätze der letzten Anpassungsgesetze in-
folge der Lohnsteigerungsraten der Jahre 1969 bis 
1974 verstärkt, aber auch durch den Altersaufbau 
der Bevölkerung, durch den die Relation zwischen 
der Zahl der Beitragszahler und der Zahl der Rent-
ner ungünstiger geworden ist, ferner durch die 
wachsenden Ausgaben für die Krankenversicherung 
der Rentner. Diese Entwicklung hat zur Folge ge-
habt, daß seit dem Jahre 1976 die Ausgaben der 
Rentenversicherung deren Einnahmen übersteigen. 

Im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung bestand 
Übereinstimmung darüber, daß der Ausgleich zwi-
schen Einnahmen und Ausgaben in der Rentenver-
sicherung durch unverzügliche gesetzliche Maßnah-
men auf Dauer wiederhergestellt und im Wege einer 
langfristigen Konsolidierung das Leistungssystem 
der gesetzlichen Rentenversicherung einschließlich 
künftiger Rentenanpassungen sichergestellt werden 
muß. Hinsichtlich der zur Erreichung dieses Zieles 
zu treffenden Maßnahmen bestanden jedoch unter-
schiedliche Auffassungen zwischen den Mitgliedern 
der Fraktionen der SPD und FDP und denen der 
CDU/CSU-Fraktion, auf die in den einzelnen Ab-
schnitten des Berichts näher eingegangen wird. 

Folgende Schwerpunkte des Regierungsentwurfs 
sind vom Ausschuß nicht oder nur unwesentlich ver-
ändert worden: 

— die Anpassung der Renten der gesetzlichen 
Rentenversicherung um 9,9 v. H. zum 1. Juli 1977 
sowie der Geldleistungen aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung um 7,4 v. H. und der Alters-
gelder in der Altershilfe für Landwirte um 
9,9 v. H., jeweils ab 1. Januar 1978; 
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— die Verschiebung des Anpassungstermins in der 
Rentenversicherung auf den 1. Januar, beginnend 
mit dem Jahre 1979; 

— die Heranführung der allgemeinen Bemessungs

-

grundlage an die aktuelle Lohnentwicklung; 

— die Begrenzung der Ausgaben der Rentenver

-

sicherung für die Krankenversicherung der Rent

-

ner; 	

- die Einführung der Beitragspflicht der Bundesan

-

stalt für Arbeit für Leistungsempfänger nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz; 

— die Übertragung der beruflichen Rehabilitation 
auf die Arbeitsverwaltung; 	

- die Festschreibung der Kinderzuschüsse; 

— die Änderung von Finanzierungsvorschriften mit 
dem Ziel einer verbesserten Liquidität. 

Die weiteren im Ausschuß auf Antrag der Fraktio-
nen der SPD und FDP über den Regierungsentwurf 
hinaus beschlossenen, auch strukturellen Änderun-
gen zielen nicht primär auf zusätzliche Einsparun-
gen ab, sondern auf die Verstärkung des Grundsat-
zes der Beitragsgerechtigkeit und den Abbau von 
Privilegien in der Rentenversicherung. 

Die Anträge der Fraktion der CDU/CSU, besonders 
zur Neuregelung der Finanzierung der Rentnerkran-
kenversicherung, zur beruflichen Rehabilitation und 
zum Kinderzuschuß sind von der Ausschußmehrheit 
abgelehnt worden. 

B. Zum Entwurf eines 
Zwanzigsten Rentenanpassungsgesetzes 
und zum Rentenanpassungsbericht 1977 

I. Anpassung der Renten 

1. Zwanzigste Rentenanpassung 

Entsprechend dem geltenden Recht hat der Ausschuß 
auf der Grundlage des Artikels 1 des Gesetzentwurfs 
einstimmig beschlossen, 

— die Renten aus der Rentenversicherung der Ar-
beiter und der Angestellten sowie aus der knapp-
schaftlichen Rentenversicherung entsprechend 
der Veränderung der allgemeinen Bemessungs-
grundlage zum 1. Juli 1977 um 9,9 v. H., 

— die Altersgelder aus der Altershilfe für Land-
wirte entsprechend dem Ausmaß der Anpas-
sungsregelung in der Rentenversicherung zum 
1. Januar 1978 um 9,9 v. H.; dies hat Auswirkun-
gen auf die Landabgabenrenten, und 

— die vom Jahresarbeitsverdienst abhängigen Geld-
leistungen aus der gesetzlichen Unfallversiche-
rung sowie die Pflegegelder entsprechend der 
Entwicklung der durchschnittlichen Bruttolohn- 
und -gehaltssumme von 1975 auf 1976 zum 1. Ja-
nuar 1978 um 7,4 v. H. 

anzupassen. 

Abweichend vom Regierungsentwurf ist der An

-

passungssatz in der Unfallversicherung aufgrund 

neueren statistischen Materials von 7,3 v. H. auf 7,4 
v. H. erhöht worden. 

Mit dieser Rentenanpassung wird das an dem durch-
schnittlichen Nettoverdienst eines vergleichbaren 
Arbeitnehmers gemessene Rentenniveau den bisher 
höchsten Stand erreichen. 

2. Verschiebung des Anpassungstermins in der 
Rentenversicherung auf den 1. Januar jeden Jah-
res ab 1979 

Übereinstimmung bestand im Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung darüber, daß die mit der Renten-
reform 1972 erfolgte Vorziehung des Rentenanpas-
sungstermins auf den 1. Juli zu erheblichen Mehrbe-
lastungen der Rentenversicherung geführt hat. Die 
angespannte Finanzlage der Rentenversicherung 
zwingt deshalb dazu, die Entscheidung der Renten-
reform 1972 wieder rückgängig zu machen und den 
Anpassungstermin, beginnend mit der 21. Rentenan-
passung am 1. Januar 1979, wieder auf den 1. Januar 
jeden Jahres zu verlegen. 

Die Ausschußmehrheit war der Meinung, daß diese 
Maßnahme einen wesentlichen Beitrag zur Konsoli-
dierung der Finanzgrundlagen der gesetzlichen Ren-
tenversicherung darstellt. 

3. Teilaktualisierung der allgemeinen Bemessungs-
grundlage (verkürzte Bruttodynamik) 

Im Zusammenhang mit den unter Ziffer 2. und II. 2. 
dargestellten Problemen hat der Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung auch die nach dem Regierungs-
entwurf vorgesehene Neuregelung der Fortschrei-
bung der allgemeinen Bemessungsgrundlage erör-
tert, wonach Entgelte zugrunde gelegt werden sollen, 
die um ein Jahr aktueller sind als bisher. Nach dem 
geltenden Recht folgen die Zugangsrenten der aktu-
ellen Lohnentwicklung mit einer durchschnittlich 
dreijährigen Verzögerung. Diese Verzögerung be-
trägt bei den Bestandsrenten zur Zeit durchschnitt-
lich dreieinhalb Jahre und würde sich aufgrund der 
Verschiebung der Rentenanpassung vom 1. Juli 1978 
auf den 1. Januar 1979 auf durchschnittlich vier Jahre 
vergrößern. Dieser Abstand zwischen Lohnentwick-
lung und Rentenanpassung wird aufgrund der Neu-
bestimmung der allgemeinen Bemessungsgrundlage 
dadurch verringert, daß sich Veränderungen bei den 
Löhnen und Gehältern für die Rentner ein Jahr 
schneller auswirken. 

Die Ausschußmitglieder der CDU/CSU-Fraktion ha-
ben diese Teilaktualisierung der allgemeinen Be-
messungsgrundlage abgelehnt, auch unter Hinweis 
auf die Stellungnahme des Bundesrates. Ebenso 
wie die von der Bundesregierung im Rentenanpas-
sungsbericht 1977 erwogene vorübergehende Netto-
anpassung für die Jahre 1979 und 1980 bedeute die 
Teilaktualisierung der allgemeinen Bemessungs-
grundlage einen Eingriff in das System. Die aus der 
Teilaktualisierung sich ergebende Ausklammerung 
des Jahres 1974 mit einer besonders hohen Lohn-
steigerungsrate habe zur Folge, daß die Feststellung 
der Renten für Neurentner im Jahre 1978 und die 
Anpassung der Renten für Altrentner ab 1979 gerin-
ger ausfallen werden. Diese negativen Auswirkun- 
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gen für die Renteneinkommensbezieher würden bis 
in die weitere Zukunft hineinwirken. 

Als Äquivalent, auch für die Teilaktualisierung, 
sollten die Anträge der CDU/CSU-Fraktion zur 
Krankenversicherung der Rentner dienen (vgl. Ziffer 
III. 1). Die CDU/CSU hat in diesem Zusammenhang 
auch auf die Bedenken der kommunalen Spitzenver-
bände hinsichtlich der Auswirkungen auf die Träger 
der Sozialhilfe hingewiesen. 

Demgegenüber machten die Ausschußmitglieder der 
Fraktionen der SPD und FDP geltend, daß die wirt-
schaftliche Situation durchaus zu einer Entwicklung 
führen könne, nach der sich die neue Art der Fort-
schreibung der allgemeinen Bemessungsgrundlage 
zum Vorteil der Rentner auswirke. 

Die Ausschußmitglieder der Koalitionsfraktionen ha-
ben der Auffassung widersprochen, daß die Teilak-
tualisierung einen Eingriff in die Rentenformel be-
deute. Vielmehr werde man mit der vorgesehenen 
Fortschreibung der allgemeinen Bemessungsgrund-
lage im Hinblick auf das eingangs Gesagte den Vor-
stellungen des Gesetzgebers bei der Rentenreform 
1957 gerecht, nach denen für die Anpassung der Ren-
ten die Veränderungsraten bei den Löhnen und Ge-
hältern in dem Dreijahres-Zeitraum maßgebend sein 
sollten, den der Gesetzgeber des Jahres 1957 ge-
wollt hatte. Außerdem trage die Regelung zu einer 
besseren Angleichung der Steigerungsraten an die 
der Arbeitsentgelte bei. 

Auch der mitberatende Ausschuß für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit hat in seiner Stellungnahme 
die Meinung vertreten, daß die von der Bundes-
regierung vorgeschlagene Änderung der allgemei-
nen Bemessungsgrundlage die Rentenformel, insbe-
sondere die Bruttolohnbezogenheit der Renten, nicht 
angetastet, vielmehr einen Schritt zur Harmonisie-
rung der Einkommen der Erwerbstätigen und Rent-
ner bedeute (vgl. Abschnitt C Nr. 9). 

II. Rentenanpassungsbericht 1977 und Gutachten 
des Sozialbeirats 

1. Allgemeines 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Bericht 
über die gesetzlichen Rentenversicherungen, ins-
besondere über deren Finanzlage in den künftigen 
15 Kalenderjahren, und das Gutachten des Sozial-
beirats hierzu sind vom Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung im Zusammenhang mit dem Entwurf 
eines 20. Rentenanpassungsgesetzes erörtert wor-
den. 

Die Bundesregierung hat — wie erstmals im letzt-
jährigen Bericht — die Ergebnisse der Voraus-
berechnungen über die finanzielle Entwicklung der 
Rentenversicherung, die das Kernstück des Renten-
anpassungsberichts 1977 bilden, in 15 Modellvarian-
ten dargelegt. Ergänzt werden die 15 Modellrech-
nungen durch eine Berechnung, deren Annahmen 
über die Entwicklung der Beschäftigung und der 
Entgelte den derzeitigen Annahmen der Bundes-
regierung über die künftige Wirtschaftsentwicklung 
entsprechen. Auf deren Grundlage hat die Bundes

-

regierung ihre Maßnahmen zur Konsolidierung der 
Rentenfinanzen vorgeschlagen. Die Fraktion der 
CDU/CSU befürchtet, daß sich vor allem die Arbeits-
marktlage schlechter als angenommen entwickeln 
wird und dann die Maßnahmen zur Konsolidie-
rung der Rentenfinanzen nicht ausreichen werden. 
Die Koalitionsfraktionen und die Bundesregie-
rung sind der Auffassung, daß die finanzielle Ent-
wicklung der Rentenversicherung bisher keinen An-
laß gebe, ein schlechteres finanzielles Ergebnis als 
vorausberechnet zu erwarten. 

Das Gutachten des Sozialbeirats wurde von der 
Fraktion der CDU/CSU dahin gehend interpretiert, 
daß der Sozialbeirat die von der Bundesregierung 
im Entwurf eines 20. Rentenanpassungsgesetzes zur 
Konsolidierung der Rentenversicherung vorgeschla-
genen Maßnahmen nicht für ausreichend hält, das 
finanzielle Gleichgewicht auch langfristig wieder 
herzustellen. Die Bundesregierung und die Koali-
tionsfraktionen vertraten demgegenüber die Ansicht, 
daß die vorgeschlagenen Maßnahmen nach dem ge-
genwärtigen Erkenntnisstand ausreichen, um die 
Leistungsfähigkeit der Versicherungsträger auf 
Dauer zu sichern. 

Der Ausschuß hat einstimmig beschlossen, dem Ple-
num vorzuschlagen, Bericht und Gutachten des So-
zialbeirats zur Kenntnis zu nehmen. 

2. Eventuelle Orientierung der Rentenanpassungen 
1979 und 1980 zumindest auf der Grundlage der 
Entwicklung der verfügbaren Arbeitnehmerein-
kommen (sog. Nettoanpassung) 

Die Frage einer Nettoanpassung in den Jahren 1979 
und 1980, die die Bundesregierung im Rentenanpas-
sungsbericht 1977 einem Teil ihrer Berechnungen 
über die Finanzlage der Rentenversicherung, und 
zwar bei einer Entgeltentwicklung unter 8 v. H., zu-
grunde gelegt hat, ist im Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung im Zusammenhang mit der beabsich-
tigten Verlegung des Rentenanpassungstermins auf 
den 1. Januar sehr eingehend diskutiert worden. Die 
Mitglieder der CDU/CSU-Fraktion haben sich dabei 
die Stellungnahme des Bundesrates zu Artikel 2 § 1 
Nr. 23 (§ 1272 RVO) zu eigen gemacht und als Ent-
schließungsantrag übernommen, der jedoch in der 
Schlußberatung von der Ausschußmehrheit abge-
lehnt wurde. 

In der Aussprache haben die CDU/CSU-Mitglieder 
die Befürchtung geäußert, daß die Überlegungen 
der Bundesregierung nicht einen auf die Jahre 
1979/80 begrenzten, sondern einen Einstieg in die 
sogenannte Nettoanpassung auf Dauer bedeuten 
könnten. Sie haben deshalb mit Nachdruck die Auf-
fassung vertreten, daß die mit der Rentenreform von 
1957 gelegten Fundamente des Systems der sozialen 
Sicherheit, besonders das Prinzip der bruttolohn-
bezogenen dynamischen Rente, nicht angetastet 
werden dürften. Eine auch nur zeitweise Abkehr 
vom bisherigen Anpassungsmodus auf der Basis der 
Bruttolohnentwicklung würde Verzerrungen im Ren-
tenniveau zwischen Bestands- und Zugangsrenten 
zur Folge haben, die Rentner verunsichern und ihr 
Vertrauen in die Rentenversicherung erschüttern. 
Sie haben sich insoweit den auch vom Sozialbeirat 
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vorgebrachten Bedenken angeschlossen und die 
von der Bundesregierung für die Jahre 1979 und 
1980 je nach Finanzlage der Rentenversicherungen 
in Aussicht genommene Nettoanpassung als Ein-
griff in das System abgelehnt. 

Die Fraktion der CDU/CSU hat statt dessen im Aus-
schuß beantragt, die zu erwartende Finanzlücke der 
Rentenversicherung durch eine Beteiligung der 
Rentner an den Leistungen der gesetzlichen Renten-
versicherung zur Krankenversicherung der Rentner 
mit einem Beitrag von 2,6 v. H. der jeweiligen 
Rente für 1979 und von 4 v. H. ab 1980 zu schließen. 
Diese systemgerechtere Lösung trage zur Entlastung 
der aktiven Beitragszahler bei und stelle damit 
einen Solidarbeitrag der Rentner zum Generatio-
nenvertrag dar (vgl. Ziffer III. 1). 

Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der SPD 
und FDP sowie die Vertreter der Bundesregierung 
haben im Ausschuß dagegen geltend gemacht, daß 
nicht die Absicht bestehe, vom Prinzip der Brutto-
lohnbezogenheit der Rente abzugehen. Nur wenn 
die Finanzlage der Rentenversicherungen es erfor-
dere, sei für 1979 und gegebenenfalls auch für 1980 
eine Rentenanpassung vorgesehen, die unterhalb 
der Bruttolohnanpassung liege, aber mindestens die 
Höhe einer Nettoanpassung erreichen müsse. Eine 
in dieser Weise geminderte Rentenanpassung werde 
aber erst dann erforderlich, wenn die Steigerung 
der Löhne und Gehälter unter einer Marge von 
8 v. H. bleibe. Im Gegensatz zum Jahre 1958, in dem 
überhaupt keine Rentenanpassung vorgenommen 
worden sei, würden für 1979 und 1980 zumindest 
geminderte Anpassungen garantiert. Eine solche 
Regelung lasse die Vorschrift des § 1272 der Reichs-
versicherungsordnung zu; vom System werde da-
mit nicht abgegangen. Ob eine geminderte Renten-
anpassung überhaupt erforderlich werde, könne 
heute eindeutig noch nicht festgestellt werden, da 
sie von der weiteren wirtschaftlichen Entwicklung 
abhängig ist. Eine eventuelle Regelung für die Jahre 
1979 und 1980 sei deshalb nicht im Rahmen dieses 
Gesetzentwurfs zu treffen, sondern gegebenenfalls 
im 21. oder 22. Rentenanpassungsgesetz. 

Die nach der Konzeption der CDU/CSU-Fraktion 
vorgesehene Wiedereinführung eines Krankenver-
sicherungsbeitrags der Rentner solle einen finanziel-
len Ausgleich für eine noch nicht zur Entscheidung 
anstehende eventuell nettolohnbezogene Renten-
anpassung darstellen. Eines solchen Ausgleichs be-
dürfe es aber zur Zeit noch nicht. Mit der Einfüh-
rung eines Rentnerkrankenversicherungsbeitrages 
würde somit eine Verschlechterung der sozialen 
Lage der Rentner vorprogrammiert, ohne daß hier-
für im Hinblick auf eine nettolohnbezogene Anpas-
sung eine Notwendigkeit bestünde. Die Koalition 
hat deshalb diese Konzeption der CDU/CSU-Frak-
tion abgelehnt. 

III. Maßnahmen zur Verbesserung der Finanzgrund-
lagen der Rentenversicherung 

Aus den Ausschußberatungen ist die Behandlung 
folgender, der Einnahmenverbesserung und Ausga-
benbegrenzung in der Rentenversicherung dienen-
der Maßnahmen hervorzuheben: 

1. Beiträge zur Krankenversicherung der Rentner 

In den Beratungen des Ausschusses für Arbeit und 
Sozialordnung ist die nach dem Regierungsentwurf 
vorgeschlagene Begrenzung des Zuschusses der Ren-
tenversicherung zur Krankenversicherung der Rent-
ner und in Anlehnung daran die Festlegung des in-
dividuellen Beitragszuschusses für die freiwillig 
oder privat krankenversicherten Rentner Gegen-
stand eingehender Erörterung auch im Zusammen-
hang mit der Teilaktualisierung der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage und der eventuellen Netto-
anpassung der Renten gewesen. 

Nach dem Regierungsentwurf sollen die Ausga-
ben der Rentenversicherung der Arbeiter und An-
gestellten für die Krankenversicherung der Rentner 
mit Wirkung vom 1. Juli 1977 an auf den Betrag 
begrenzt werden, der ursprünglich im Finanzände-
rungsgesetz 1967 festgesetzt worden war und der 
in etwa dem heutigen Durchschnittsbeitrag in der 
gesetzlichen Krankenversicherung entspricht. Dies 
bedeutet eine Zurückführung der für diesen Zweck 
geleisteten Ausgaben der Rentenversicherung von 
zuletzt rd. 17 v. H. auf 11 v. H. der Rentenausgaben, 
die mit Wirkung vom 1. Juli 1977 erfolgen soll. Auf 
die Erstattung der bisherigen Überzahlungen wird 
verzichtet. 

Im Zusammenhang damit steht die Regelung des 
Regierungsentwurfs, nach der die freiwillig oder 
privat krankenversicherten Rentner, beginnend mit 
dem 1. Juli 1977, einen individuellen Beitragszu-
schuß in Höhe von 11 v. H. ihrer Rente, jedoch 
nicht mehr als ihre tatsächlichen Aufwendungen, 
erhalten sollen. Durch eine Übergangsregelung soll 
sichergestellt werden, daß Rentnern, die bereits 
einen Beitragszuschuß erhalten, dieser beim Nach-
weis entsprechender Aufwendungen mindestens in 
Höhe von 100 DM weiter gezahlt wird. 

Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der SPD 
und FDP haben die Begrenzung des Zuschusses der 
Rentenversicherung auf 11 v. H. der Rentenausga-
ben im Hinblick auf die Finanzlage der Rentenver-
sicherung, die „Überzahlungen" an die Krankenver-
sicherung nicht mehr zulasse, nachdrücklich unter-
stützt. Die Regelung sei im Interesse einer langfri-
stigen Konsolidierung der Rentenversicherung er-
forderlich und stelle einen Solidarbeitrag der Ren-
tenversicherung für ihre krankenversicherten Rent-
ner dar, der ungefähr dem Beitragssatz entspreche, 
den die Krankenversicherung auch von den übrigen 
Versicherten erhalte. Die Neugestaltung des Bei-
tragszuschusses für freiwillig oder privat kranken

-

versicherte Rentner entspreche einem Gebot der 
Beitragsgerechtigkeit und sei im Hinblick auf die 
ihnen gewährten Renten und ihre früheren Beitrags-
leistungen angemessen. Denn der bisherige Beitrags-
zuschuß stehe oft in einem groben Mißverhältnis 
zur Höhe der Renten und damit zu den früheren 
Beitragsleistungen. 

Die Fraktion der CDU/CSU hat dagegen im Aus-
schuß für Arbeit und Sozialordnung eine andere 
Konzeption zur Abstimmung gestellt. Der von ihr 
vorgelegte Antrag sah eine Dynamisierung der Lei-
stungen der gesetzlichen Rentenversicherung zur 
Krankenversicherung der Rentner (KVdR), eine Be- 
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teiligung der Rentner an den Aufwendungen der 
Rentenversicherung für die KVdR sowie Kranken-
versicherungsbeiträge für die sonstigen Altersein-
künfte mit Lohnersatzfunktion vor. Nach dieser 
Konzeption sollten die KVdR-Leistungen der Ren-
tenversicherung nicht, wie im Regierungsentwurf 
— nach ihrer Meinung systemwidrig — vorgesehen, 
auf 11 v. H. der Rentenausgaben festgesetzt werden. 
Vielmehr sollte die Krankenversicherung für die bei 
ihr pflichtversicherten Rentner den Beitragssatz er-
halten, den auch die aktiv Versicherten zu zahlen 
haben. Die Beitragszuschüsse für die freiwillig oder 
privat krankenversicherten Rentner sollten jeweils 
nach dem durchschnittlichen Beitragssatz des vor-
ausgegangenen Kalenderhalbjahres bemessen wer-
den. Als Beteiligung der Rentner an den KVdR-Lei-
stungen der Rentenversicherung hatte die CDU/CSU-
Fraktion für 1979 einen Beitrag von 2,6 v. H. und 
ab 1980 einen solchen von 4 v. H. der jeweiligen 
Rente vorgesehen. Diese Rentnerbeteiligung sollte 
bei dem Rentenversicherungsträger verbleiben, von 
dem die Krankenversicherung den vollen Beitrag 
auf die Renten erhält. Schließlich sollten die Kran-
kenversicherungsbeiträge für die sonstigen Alters-
einkünfte mit Lohnersatzfunktion unmittelbar der 
Krankenversicherung zufließen. Für diese Regelung 
wurden zwei Alternativen vorgelegt. Beiden Alter-
nativen lag der Vorschlag des Bundesrates mit zu-
grunde, wonach die Unfallversicherung der Kran-
kenversicherung die Aufwendungen für Arbeits-
unfälle und Berufskrankheiten vom ersten statt bis-
her vom zwanzigsten Tag an erstatten soll; der von 
Unfallrenten zu erhebende Beitrag von 4 v. H. sollte 
voll vom Rentner getragen werden. 

Als Sozialkomponente hatte der CDU/CSU-Antrag 
vorgesehen, daß Rentnerbeteiligung und Kranken-
versicherungsbeitrag des Rentners entfallen, wenn 
die Renten und sonstigen Alterseinkünfte zusammen 
60 v. H. der „Eckrente", d. h. der Rente eines 
Durchschnittsverdieners mit 40 Versicherungsjah-
ren, unterschreiten und der Rentner mindestens 
25 anrechnungsfähige Versicherungsjahre zurück-
gelegt hat. Diese Freigrenze werde 1979 voraus-
sichtlich 656 DM betragen. Rentnerbeteiligung und 
Krankenversicherungsbeitrag des Rentners sollten 
nur bis zur Beitragsbemessungsgrenze in der ge-
setzlichen Krankenversicherung erhoben werden. 
Damit würden rd. zwei Millionen Rentner von dem 
Krankenversicherungsbeitrag der Rentner nicht be-
troffen. 

Die Mehreinnahmen bzw. Minderbelastungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung im Zeitraum bis 
1980 sind von der CDU/CSU-Fraktion für die beiden 
Alternativen mit 14,9 Milliarden DM bzw. 9,95 Mil-
liarden DM berechnet worden. 

Die Ausschußmitglieder der Koalitionsfraktionen 
haben diesen Antrag der CDU/CSU-Fraktion, der 
nach den Aussagen der Antragsteller auch als 
Äquivalent für eine mögliche Nettoanpassung die-
nen soll, u. a. mit den unter Ziffer I. 2. und 3. dar-
gelegten Begründungen abgelehnt. Sie haben noch-
mals betont, daß eine eventuelle nettolohnbezogene 
Rentenanpassung für die Jahre 1979 und 1980 noch 
nicht zur Entscheidung anstehe und mit dem CDU/ 
CSU-Antrag jetzt schon eine höhere Belastung und 

damit Verschlechterung der sozialen Lage der Rent-
ner vorprogrammiert werde, ohne daß hierfür eine 
Notwendigkeit bestünde. 

Im einzelnen wiesen die Ausschußmitglieder der 
SPD-Fraktion darauf hin, daß eine Dynamisierung 
der KVdR-Leistungen der gesetzlichen Rentenver-
sicherung entsprechend dem CDU/CSU-Antrag zur 
Folge habe, daß die Rentenversicherung weiterhin 
von der Kostenentwicklung in der Krankenversiche-
rung abhängig bleibe. Wie die Entwicklung gezeigt 
habe, sei diese Unabhängigkeit der Rentenversiche-
rung jedoch unerläßlich. Außerdem würde die nach 
der CDU/CSU-Konzeption vorgesehene Beteiligung 
der Rentner an den Aufwendungen der gesetzlichen 
Rentenversicherung für die KVdR zu einer Absen-
kung des Rentenniveaus und einer überproportio-
nalen Belastung der Rentner führen und damit die 
Ausgewogenheit der Konsolidierungsmaßnahmen 
nach dem Regierungsentwurf empfindlich beein-
trächtigen. Trotz der vorgesehenen „Sozialkompo-
nente" seien unsoziale Auswirkungen eines solchen 
Rentnerbeitrags zu befürchten. Der Vorschlag, auch 
Krankenversicherungsbeiträge für sonstige Alters-
einkünfte mit Lohnersatzfunktionen einzuführen, sei 
verwaltungsmäßig nicht durchführbar, besonders im 
Hinblick auf die Feststellung der Höhe solcher Ein-
künfte. 

Darüber hinaus sollten im Hinblick besonders auf 
die Probleme, die im Zusammenhang mit der Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
12. März 1975 über die Gleichbehandlung von Män-
nern und Frauen bei der Witwen- und Witwerrente 
zur Lösung anstehen, keine grundlegenden Ein-
schnitte in das Rentenrecht vorgenommen werden. 
Die Regelung nach dem Regierungsentwurf stehe in 
einem ausgewogenen Zusammenhang mit den übri-
gen nach diesem Gesetzentwurf zu treffenden Maß-
nahmen und sollte nicht geändert werden. 

Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der SPD und 
FDP vertraten außerdem die Meinung, daß der Vor-
schlag der CDU/CSU-Fraktion im Unterschied zu 
einer eventuellen vorübergehenden Abweichung 
von der Bruttoanpassung eine dauerhafte Senkung 
des Rentenniveaus bedeutet; er sei finanziell für die 
Konsolidierung der Rentenversicherung nicht ausrei-
chend. 

Die Ausschußmitglieder der CDU/CSU-Fraktion ha-
ben in ihrer Erwiderung unterstrichen, daß ihr An-
trag im Gegensatz zu einer Nettoanpassung system-
gerecht sei und eine Weiterentwicklung des Renten-
rechts auch im Hinblick auf die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts nicht verbaue. Die CDU/ 
CSU-Konzeption mit einem individuellen, an der 
Belastbarkeit orientierten Sanierungsbeitrag zur 
Krankenversicherung schone die Rentner mit klei-
nen Einkommen. Dadurch, daß nicht nur die Rente, 
sondern die gesamten Alterseinkünfte mit Lohn-
ersatzfunktion als Bezugsgröße der Belastbarkeit für 
den Krankenversicherungsbeitrag zugrunde gelegt 
werden sollen, werde ein sozialpolitisch weiterfüh-
render Schritt in der sozialen Sicherung getan, der 
nicht gegen soziale Grundsätze verstoße. 

Der Ausschuß hat mit der Mehrheit der Stimmen 
der Mitglieder der Fraktionen der SPD und FDP die 
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Konzeption der CDU/CSU-Fraktion zur Neuregelung 
der Finanzierung der Rentnerkrankenversicherung 
abgelehnt und die Regelung nach dem Regierungs-
entwurf mit einer redaktionellen Änderung ange-
nommen. Er hat darüber hinaus mit Mehrheit be-
schlossen, dem Bundestag eine Entschließung zur 
Annahme zu empfehlen, wonach die Bundesregie-
rung ersucht wird, im Abstand von drei Jahren in 
dem jeweiligen Rentenanpassungsbericht zur Frage 
der Notwendigkeit einer Anpassung der im Gesetz 
bestimmten Höhe der Zahlungen der gesetzlichen 
Rentenversicherung für die Krankenversicherung 
der Rentner, an den durchschnittlichen Beitragssatz 
der gesetzlichen Krankenversicherung Stellung zu 
nehmen (vgl. Abschnitt C 16). 

Der Ausschuß hat bei seinen Beratungen auch die 
Stellungnahme des beteiligten Ausschusses für Ju-
gend, Familie und Gesundheit gewürdigt. 

2. Beiträge der Bundesanstalt für Arbeit an die 
Rentenversicherungen für Bezieher von Leistun-
gen aufgrund des Arbeitsförderungsgesetzes 

Nach dem geltenden Recht werden in der Rentenver-
sicherung Zeiten der Arbeitslosigkeit in der Regel 
als sogenannte Ausfallzeiten bei der Berechnung der 
Rente leistungssteigernd berücksichtigt, ohne daß 
die Rentenversicherung dafür Beiträge erhält. In 
Zeiten hoher Arbeitslosigkeit führt diese Regelung 
zu erheblichen Beitragsausfällen bei der Rentenver-
sicherung, deren Finanzlage dadurch stark konjunk-
turabhängig ist. 

Einstimmig ist der Ausschuß für Arbeit und Sozial-
ordnung der Neuregelung nach dem Regierungsent-
wurf gefolgt, wonach die Bundesanstalt für Arbeit 
für Bezieher von Arbeitslosengeld, Arbeitslosen-
hilfe und Unterhaltsgeld ab 1. Januar 1979 den vol-
len Rentenversicherungsbeitrag entsprechend dem 
bisherigen Bruttoarbeitsentgelt zahlen wird; für Be-
zieher von Schlechtwettergeld wurde eine Regelung 
getroffen, die derjenigen für Bezieher von Kurzar-
beitergeld nachgebildet ist. Für den einzelnen Ver-
sicherten bedeutet dies, daß künftig statt Ausfall-
zeiten Beitragszeiten angerechnet werden. Für Ar-
beitslose, die keine Leistungen von der Bundesan-
stalt für Arbeit erhalten, bleibt es bei der bisherigen 
Ausfallzeitenregelung. 

Es bestand im Ausschuß Übereinstimmung darüber, 
daß mit der Beitragspflicht der Bundesanstalt für 
Arbeit für ihre Leistungsempfänger die sozialen Ri-
siken auf die Institutionen der sozialen Sicherung 
funktionsgerechter verteilt werden. Die Regelung 
trage auch zu einer Stabilisierung der sozialen Si-
cherung bei, weil die Finanzlage der gesetzlichen 
Rentenversicherung von der jeweiligen konjunktu-
rellen Entwicklung unabhängiger gemacht werde 
und sich die Schwankungen in der Beschäftigung 
nicht mehr so stark wie bisher auf die Beitragsein-
nahmen der Rentenversicherung auswirkten. Ande-
rerseits ist die sich aus der Neuregelung ergebende 
erhebliche finanzielle Mehrbelastung der Bundes-
anstalt für Arbeit nicht verkannt worden. Trotz die

-

der  zusätzlichen, jedoch erst ab 1979 zu überneh-
menden Leistungen wird nach Auffassung der Bun- 

desregierung angesichts der nach derzeitigem Er-
kenntnisstand zu erwartenden Einnahmen- und Aus-
gabenentwicklung der Bundesanstalt für Arbeit eine 
Beitragssatzerhöhung nicht erforderlich sein. 

Die Fraktion der CDU/CSU hat im Ausschuß einen 
Entschließungsantrag vorgelegt, mit dem die Bun-
desregierung ersucht werden sollte, spätestens mit 
dem Entwurf eines 21. Rentenanpassungsgesetzes 
eine gesetzliche Regelung vorzulegen, wonach der 
Bundesanstalt für Arbeit die Beitragspflicht auch für 
solche arbeitslose Arbeitnehmer übertragen werden 
sollte, die von der Versicherungspflicht in der ge-
setzlichen Rentenversicherung befreit sind und die 
Lebensversicherung gewählt haben oder die Mit-
glied einer öffentlich-rechtlichen Versicherungs-
oder Versorgungseinrichtung sind. Dieser Antrag ist 
von der Ausschußmehrheit abgelehnt worden, weil 
die Schwierigkeit der Abgrenzung des in Frage kom-
menden Personenkreises und die Vielschichtigkeit 
der mit einer solchen Regelung verbundenen Proble-
me eine Lösung kaum möglich machen (vgl. Ab-
schnitt C 21). 

3. Übertragung der beruflichen Rehabilitation von 
der Rentenversicherung auf die Bundesanstalt 
für Arbeit 

Nach dem. geltenden Recht führen die Rentenver-
sicherungsträger neben medizinischen Rehabilita-
tionsmaßnahmen auch berufsfördernde Maßnahmen 
zur Rehabilitation durch, wie berufliche Umschulung 
oder andere Hilfen zur Erhaltung oder Erlangung 
eines Arbeitsplatzes ;  dabei ist die Bundesanstalt für 
Arbeit zu beteiligen. Nach den mit den Stimmen der 
Fraktionen der SPD und FDP beschlossenen Regelun-
gen des Regierungsentwurfs soll die Zuständigkeit 
der Träger der gesetzlichen Rentenversicherung für 
die berufliche Rehabilitation ab 1. Januar 1979 auf 
die Bundesanstalt für Arbeit übertragen werden. 

Im Ausschuß haben sich die Mitglieder der CDU/ 
CSU-Fraktion unter Bezugnahme auf die Stellung-
nahmen des Bundesrates und eines großen Teils der 
Sachverständigen, besonders auch der Sozialpartner, 
gegen eine Übertragung der beruflichen Rehabilita-
tion auf die Bundesanstalt für Arbeit ausgesprochen. 
Sie haben vor allem geltend gemacht, daß damit das 
bisher bewährte Prinzip der Einheit von medizini-
scher, beruflicher und sozialer Rehabilitation in einer 
Hand und damit der Grundsatz „Rehabilitation vor 
Rente" durch eine Aufspaltung der Zuständigkeiten 
aufgegeben werde. Die sich daraus ergebenden viel-
schichtigen Nachteile seien erheblich. Außerdem 
werde der mit dieser Maßnahme angestrebte finan-
zielle Effekt nicht in dem erwarteten Ausmaß er-
zielt, weil durch unzureichende Rehabilitation Be-
rufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten früher gezahlt 
werden müßten. Zusammen mit den Beitragszahlun-
gen der Bundesanstalt für ihre Leistungsempfänger 
an die Rentenversicherung könnten sich Mehrbela-
stungen für die Bundesanstalt ergeben, die doch 
noch zu einer Beitragserhöhung zur Arbeitslosen-
versicherung zwingen würden. Auch im vorrangigen 
Interesse des zu rehabilitierenden Behinderten soll-
te man es deshalb bei der bisherigen Regelung be

-

lassen. 
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Dagegen wurde geltend gemacht, daß es gerade im 
Interesse der Behinderten liege, wenn die Einleitung 
und Durchführung des beruflichen Rehabilitations-
verfahrens nur durch eine Stelle wahrgenommen 
werden. Ziel dieses beruflichen Rehabilitationsver-
fahrens sei die Wiedereingliederung in den Arbeits-
prozeß, die aber eine originäre Aufgabe der Bundes-
anstalt für Arbeit sei; insoweit sei die gegenwärtige 
Regelung nicht funktionsgerecht. Außerdem habe die 
bisherige Doppelgleisigkeit des Rehabilitationsver-
fahrens in der Praxis zu Schwierigkeiten geführt, die 
aufgrund der Neuregelung durch eine Beschleuni-
gung und Vereinfachung des Verfahrens sowie eine 
ortsnähere Betreuung ausgeräumt werden könnten. 
Auch die Zusammenarbeit zwischen der Bundesan-
stalt für Arbeit und der Rentenversicherung wegen 
der Auswirkungen auf die Berufs- und Erwerbsun-
fähigkeit werde gewährleistet. Neben diesen sach-
lichen Erwägungen sind vor allem für die FDP auch 
die finanziellen Auswirkungen für die Übertragung 
der beruflichen Rehabilitation auf die Bundesanstalt 
für Arbeit maßgebend gewesen; denn es ergäben 
sich hieraus erhebliche Minderausgaben für die Ren-
tenversicherungsträger. Eine Ablehnung durch die 
Opposition mache deshalb finanzielle Deckungsvor-
schläge erforderlich. 

Die Vertreter der Bundesregierung haben erklärt, 
daß nach derzeitigem Erkenntnisstand die Mehrbe-
lastung der Bundesanstalt aufgrund der Beitrags-
zahlungen an die Rentenversicherung für ihre Lei-
stungsempfänger und der Übernahme der berufli-
chen Rehabilitation zu keiner Beitragserhöhung füh-
ren werde. 

Der mitberatende Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit hat in seiner Stellungnahme ebenfalls 
darauf hingewiesen, daß die zu erwartenden Ein-
sparungen zur langfristigen finanziellen Konsolidie-
rung der gesetzlichen Rentenversicherung notwen-
dig seien. Er war im übrigen der Meinung, daß 
durch die Übertragung der beruflichen Rehabilita-
tion auf die Bundesanstalt für Arbeit der Grundsatz 
„Rehabilitation vor Rente" nicht in Frage gestellt 
werden dürfe. Dies ist nach Auffassung der Koali-
tionsfraktionen gewährleistet (vgl. Abschnitt C 
Nr. 3). 

4. Rücklage und Finanzausgleich — Schwankungs-
reserve und Liquiditätsausgleich 

Die hierzu nach dem Regierungsentwurf vorgeschla-
genen Änderungen sind ebenfalls in der Sachver-
ständigenanhörung und in den Ausschußberatungen 
sehr eingehend erörtert worden. Im Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung bestand im Grundsatz 
Einvernehmen in bezug auf die Vorschriften über 
die liquide Anlage der Rücklage, über den Liquidi-
tätsausgleich zwischen der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Angestellten zur Sicherung einer 
ausreichenden Liquidität sowie über das Liquiditäts-
ausgleichsverfahren innerhalb der Arbeiterrentenver-
sicherung und der hierzu von den Fraktionen der 
SPD und FDP zur Klarstellung vorgelegten Ände-
rungsanträge. Diese Vorschriften wurden einstimmig 
vom Ausschuß beschlossen. 

Die mit der Änderung des § 1383 Abs. 2 RVO beab-
sichtigte Herabsetzung der Höhe der Mindestrück-
lage von drei Monatsausgaben auf eine Monatsaus-
gabe ist jedoch von den Mitgliedern der CDU/CSU-
Fraktion im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
abgelehnt worden. Sie haben sich dabei auf die von 
den Sachverständigen vorgetragenen Argumente, 
vor allem die des Sozialbeirats, berufen und sich der 
Auffassung angeschlossen, daß eine Rücklage von 
mindestens einer Monatsausgabe nicht ausreiche, 
um die sich aus der konjunkturellen Entwicklung 
ergebenden kurzfristigen Einnahme- und Ausgabe-
schwankungen aufzufangen. Dadurch würde die Ren-
tenversicherung auch im Hinblick auf die Unsicher-
heiten bei den Vorausberechnungen zur Lage der 
Rentenfinanzen in bezug auf die ihnen zugrunde-
liegenden Annahmen mit zu großen Risiken belastet. 

Die Vertreter der Bundesregierung haben vorgetra-
gen, daß bis 1980 — abgesehen von einigen Schwan-
kungen, die sich zwischen 1,9 und 2,1 Monatsrück-
lagen bewegten — auch nach den bisherigen Erfah-
rungen im Durchschnitt eine Zweimonatsmarge nicht 
unterschritten werde. Die neuen Anlagevorschriften 
stellten sicher, daß die Rücklage in Zukunft ihre Auf-
gabe als kurzfristige Schwankungsreserve voll er-
füllen könne, zumal durch die Einführung der Bei-
tragspflicht der Bundesanstalt für Arbeit die Ren-
tenversicherung konjunkturunabhängiger werde. Zu-
gleich werde eine gleichmäßige Liquidität aller Ver-
sicherungsträger gewährleistet. Es sei zwar ver-
ständlich, daß sich die Rentenversicherungsträger für 
ein höheres Rücklagenpolster ausgesprochen hätten. 
Es sei jedoch zu bedenken, ob man um einer höhe-
ren Rücklage willen den Preis einer noch stärkeren 
Belastung der Beitragszahler und Rentner in Kauf 
nehmen wolle. Die vorgeschlagene Konzeption trage 
jedenfalls zur Ausgewogenheit bei. 

Die Ausschußmitglieder der Koalitionsfraktionen ha-
ben sich dieser Argumentation angeschlossen und 
der von der Bundesregierung vorgeschlagenen Her-
absetzung der Mindestrücklage auf eine Monatsaus-
gabe die Zustimmung gegeben, wobei sie davon aus-
gehen, daß eine Wiederaufstockung auf Dreimonats

-

ausgaben wünschenswert ist (vgl. Abschnitt C 20). 

5. Festschreibung des Kinderzuschusses und Aus-
wirkungen auf die Waisenrente 

Nach dem geltenden Recht erhöhen sich die Renten 
der Versicherten und Waisen um einen Kinderzu-
schuß, dessen Höhe beitragsunabhängig und in An-
lehnung an die Veränderung der allgemeinen Be-
messungsgrundlage dynamisiert ist. Der Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung hat mit der Mehrheit 
der Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der SPD 
und FDP beschlossen, dem Vorschlag nach dem Re-
gierungsentwurf zu folgen und den Kinderzuschuß 
auf den Betrag festzuschreiben, der sich aus der all-
gemeinen Bemessungsgrundlage des Jahres 1976 er-
gibt, nämlich auf 152,90 DM monatlich in der Renten-
versicherung der Arbeiter und der Angestellten und 
auf 154,50 DM in der knappschaftlichen Rentenver-
sicherung. 
Der mitberatende Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit hat mit Mehrheit dieser Änderung zu- 
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gestimmt, weil mit der Festschreibung des Kinder-
zuschusses vermieden wird, daß sich die Schere zwi-
schen Beziehern von Kindergeld und Rentnern mit 
Kinderzuschüssen noch vergrößert, und weil die aus 
dieser Regelung zu erwartenden Einsparungen Be-
standteil des Konsolidierungsprogramms sind. Er 
hat jedoch gebeten, die Auswirkungen dieser Rege-
lung auf die Vollwaisenrente noch einmal zu über-
prüfen. 

Die Fraktion der CDU/CSU hat die Empfehlung des 
Bundesrates übernommen und im Ausschuß für Ar-
beit und Sozialordnung beantragt, die im Zusam-
menhang mit der Festschreibung des Kinderzuschus-
ses stehenden Vorschriften ersatzlos zu streichen. 
Ihre Ausschußmitglieder haben darauf hingewiesen, 
daß eine Festschreibung im Widerspruch zur Regie-
rungserklärung stehe und sowohl familienpolitisch 
wie sozialpolitisch nicht zu vertreten sei. Eine Bei-
behaltung der Dynamisierung des Kinderzuschusses 
sei besonders mit Rücksicht auf die geringeren Ein-
künfte von Frührentnern wegen Berufs- oder Er-
werbsunfähigkeit zu rechtfertigen. Als Ausgleich für 
die sich aus der Beibehaltung der Dynamisierung 
ergebenden verminderten Einsparungen hat die CDU/ 
CSU den Antrag gestellt, daß der Bund den Trägern 
der Rentenversicherung der Arbeiter und der An-
gestellten die Ausgaben an Kinderzuschüssen für die 
Zeit vom 1. Juli 1977 bis zum 31. Dezember 1980 in 
Höhe von 3,5 Milliarden DM erstattet. Die Begrün-
dung hierfür ergebe sich daraus, daß der Bund so-
wohl beim Bundeskindergeldgesetz als auch beim 
Bundesausbildungsförderungsgesetz erhebliche Mit-
tel dadurch einspare, weil an Rentenempfänger mit 
Anspruch auf Kinderzuschuß kein Kindergeld gezahlt 
werde und keine oder geminderte BAföG-Leistungen 
zu erbringen seien, soweit wegen Ausbildung ein 
Kinderzuschuß oder eine Waisenrente auch über das 
18. Lebensjahr hinaus gezahlt werde. 

Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der SPD und 
FDP haben die Anträge der Fraktion der CDU/CSU 
abgelehnt. Sie haben ebenso wie die Vertreter der 
Bundesregierung darauf hingewiesen, daß bereits 
bei der Kindergeldreform 1975 die Fragen diskutiert 
worden sei, ob die Dynamisierung der Kinderzu-
schüsse in der Rentenversicherung und der Kinder-
zulagen in der Unfallversicherung weiterhin vertre-
bar sei und nicht zum Ziel der Vereinheitlichung der 
Familienlastenausgleichsleistungen entgegenstehe. 
Die damalige Ausklammerung dieser dem Kinder-
geld vergleichbaren Leistungen der Sozialversiche-
rung aus der Kindergeldreform habe zunehmend 
Probleme aufgeworfen, weil durch die Dynamisie-
rung der Abstand zum allgemeinen Kindergeld im-
mer größer werde. Bei Versicherten, die nur wenig 
Beiträge in die Rentenversicherung gezahlt hätten 
und demzufolge nur eine niedrige Rente erhielten, 
stehe die Höhe des Kinderzuschusses vielfach in 
einem groben Mißverhältnis zum eigenen Solidar-
beitrag. Um eine ungerechtfertigte Belastung der 
Solidargemeinschaft zu vermeiden, solle deshalb 
im Rahmen der Neuregelung künftig nur noch der-
jenige Kinderzuschüsse erhalten, der ausreichende 
Beiträge geleistet habe. Die von der CDU/CSU als 
Ausgleich beantragte Erstattung der Ausgaben für 

Kinderzuschüsse durch den Bund habe praktisch 
eine Erhöhung der Bundeszuschüsse zur Folge und 
sei in Anbetracht der Haushaltslage unrealistisch. 
Im übrigen sei zu bedenken, daß der festgeschrie-
bene Kinderzuschuß von über 150 DM auch künf-
tig über den Leistungen liegen werde, die nach dem 
Bundeskindergeld in Höhe von 50 DM für das 
erste, von 70 DM für das zweite und in Höhe von 
120 DM für das dritte und jedes weitere Kind ge-
zahlt würden. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung ist der 
Anregung des Ausschusses für Jugend, Familie und 
Gesundheit gefolgt und hat auf Antrag der Frak-
tionen der SPD und FDP beschlossen, daß die Voll-
waisenrenten wie bisher dynamisiert bleiben, wenn 
zu der Versichertenrente, aus der die Vollwaisen-
rente abgeleitet ist, ein Kinderzuschuß zu gewähren 
wäre. Die Ausschußmitglieder der CDU/CSU-Frak-
tion haben dieser Regelung nicht zustimmen können, 
weil nach ihren Vorstellungen der Kinderzuschuß 
grundsätzlich dynamisiert bleiben solle (vgl. Ab-
schnitt C Nr. 12 und 13). 

IV. Maßnahmen zur Erreichung größerer Beitrags-
gerechtigkeit in der Rentenversicherung 

Mit dem Gesetzentwurf wird auch das von allen 
Fraktionen unterstützte Ziel verfolgt, mehr Beitrags-
gerechtigkeit in der Rentenversicherung zu errei-
chen. Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
hat die hierzu im Regierungsentwurf enthaltenen 
Vorschriften im wesentlichen übernommen, zum Teil 
aber auch geändert und ergänzt. 

1. Aufstockung von Pflichtbeiträgen 

Im Regierungsentwurf war vorgesehen, im Anschluß 
an die Rentenreform 1972 auch Pflichtversicherten in 
der gesetzlichen Rentenversicherung die Möglichkeit 
zu geben, zusätzlich Beiträge bis zur Beitragsbemes-
sungsgrenze zu entrichten und ihnen damit einen 
Entscheidungsspielraum für die Gestaltung ihrer 
sozialen Sicherung einzuräumen. Die freie Wahl der 
Höhe der Beiträge und damit eine Verbesserung der 
dynamischen Rentenansprüche durch zusätzliche Bei-
tragsleistungen steht bisher nur den freiwillig Ver-
sicherten zu. Diese Ungerechtigkeit sollte nach den 
Vorschlägen der Bundesregierung beseitigt und 
besonders auch teilzeitbeschäftigten Frauen sowie 
Arbeitnehmern mit stark schwankenden Erwerbs-
einkommen das gleiche Recht wie den Selbständigen 
bei der Öffnung der Rentenversicherung 1972 einge-
räumt werden. 

Die Fraktionen der SPD und FDP haben im Aus-
schuß für Arbeit und Sozialordnung beantragt, die 
die Aufstockung von Pflichtbeiträgen betreffenden 
Vorschriften des Gesetzentwurfs zu streichen. Die 
Ausschußmitglieder der Koalitionsfraktionen haben 
jedoch betont, daß damit das Vorhaben, den Pflicht-
versicherten das Recht zur freiwilligen Aufstockung 
ihrer Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung einzu-
räumen, nicht aufgegeben, sondern vorerst zurück-
gestellt und im Zusammenhang mit dem 21. Renten-
anpassungsgesetz erneut beraten werden solle. Auch 
im Hinblick auf die Darlegungen der Sachverständi- 
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gen bedürften die langfristige finanzielle Problema-
tik einer Aufstockung und die Fragen der Gleichbe-
handlung durch Abbau ungerechtfertigter Privilegien 
sowie der Kostenneutralität im Zusammenhang mit 
der freiwilligen Versicherung noch eingehender Prü-
fung. Denn die vielfachen Änderungen im Rahmen 
der Fortentwicklung des Rechts der gesetzlichen 
Rentenversicherung hätten insbesondere bei Rechts-
änderungen für bestimmte Personengruppen teilwei-
se zu Regelungen geführt, die im Hinblick auf die 
Belange der Gesamtheit der Versicherten aus heu-
tiger Sicht als unbefriedigend angesehen werden 
müßten und mit dem Grundsatz der Beitragsgerech-
tigkeit nicht zu vereinbaren seien. Die Koalitions-
fraktionen halten Maßnahmen zur Verstärkung der 
Kontinuität bei der freiwilligen Versicherung für 
notwendig. 

Die Ausschußmitglieder der CDU/CSU-Fraktion ha-
ben den Antrag auf Streichung der die Aufstockung 
betreffenden Vorschriften des Regierungsentwurfs 
abgelehnt. Unter Hinweis auf einen entsprechen-
den Gesetzentwurf der CDU/CSU-Fraktion in der 
7. Wahlperiode haben sie betont, daß die freiwillige 
Aufstockungsmöglichkeit von Pflichtbeiträgen für 
Arbeiter und Angestellte aus Gründen der sozialen 
Symmetrie nunmehr geboten sei und in diesem Zu-
sammenhang auch das Problem der Kontinuität der 
Beitragszahlung freiwillig Versicherter einer Lösung 
zugeführt werden müsse. Auch in bezug auf die Ver-
wirklichung des Gleichbehandlungsgrundsatzes in 
diesen Fragen sei es bedauerlich, daß die Koalition 
von dem Angebot der CDU/CSU keinen Gebrauch 
gemacht habe, eine Regelung im Rahmen dieses Ge-
setzentwurfs zu treffen. Eine Vertagung bis zum 
21. Rentenapassungsgesetz berge die Gefahr in sich, 
die soziale Unsymmetrie in diesem Bereich festzu-
schreiben. 

Auf Antrag der Fraktionen der SPD und FDP hat 
der Ausschuß gegen die Stimmen der CDU/CSU 
dem Bundestag eine Entschließung zur Annahme 
empfohlen, wonach die Bundesregierung ersucht 
werden soll, das Recht der gesetzlichen Rentenver-
sicherung sowohl hinsichtlich der Versicherungsbe-
rechtigung als auch hinsichtlich der Leistungsgewäh-
rung mit dem Ziel zu überprüfen, mehr Beitragsge-
rechtigkeit zu verwirklichen, dein Deutschen Bun-
destag darüber möglichst bald zu berichten und ge-
gebenenfalls Vorschläge zu Rechtsänderungen im 
Entwurf eines 21. Rentenanpassungsgesetzes zu ma-
chen. Dies solle insbesondere hinsichtlich der Bei-
tragsgestaltung von Pflichtversicherten (Aufstok-
kung) und der Abhängigkeit der Anpassung der Lei-
stungen aus freiwilligen Beiträgen von einer regel-
mäßigen Beitragsentrichtung gelten. Hierbei soll 
auch allen Problemen, die sich aus diskontinuierli-
cher Erwerbstätigkeit ergeben, verstärkte Aufmerk-
samkeit gewidmet werden (vgl. Abschnitt C Nr. 6). 

2. Abbau von Privilegien im Rentenversicherungs-
recht 

Von den hierzu vom Ausschuß für Arbeit und So-
zialordnung im Interesse größerer Beitragsgerech-
tigkeit gefaßten Beschlüssen sind folgende besonders 
hervorzuheben: 

a) Einschränkung der Doppelversorgung von Be-
amten und ihnen gleichgestellten Personen 

Übereinstimmend hält es der Ausschuß sozial-
politisch nicht für gerechtfertigt, daß Personen, 
die bereits Versorgung beziehen, sich neue An-
sprüche in der gesetzlichen Rentenversicherung 
aufbauen und dort in den Genuß der beitragsun-
abhängigen Leistungen sowie von Ersatz- und 
Ausfallzeiten kommen können. 

Der Ausschuß hat deshalb beschlossen, daß Be-
amte und ihnen gleichgestellte Personen, deren 
Pension mindestens 65 v. H. der ruhegehaltfä-
higen Dienstbezüge erreicht, keine Rentenversi-
cherungsbeiträge mehr entrichten und damit zu-
sätzliche Versorgungsansprüche nicht mehr er-
werben können. Durch diese Regelung werden 
Pensionäre mit den Beziehern von Altersrenten 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung gleich-
gestellt. Soweit pensionierte Beamte eine ver-
sicherungspflichtige Beschäftigung ausüben, hat 
der Arbeitgeber für sie ebenso wie für Alters-
rentner einen Rentenversicherungsbeitrag zu 
zahlen. 

Der Ausschuß ist bei seiner mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen getroffenen Entschei-
dung davon ausgegangen, daß eine Pensionshöhe 
von 65 v. H. in 25 Dienstjahren erreicht werden 
kann und eine ausreichende Altersversorgung 
darstellt, so daß insofern ein weiterer Ausbau 
der Alterssicherung zu Lasten der Versicherten-
gemeinschaft nicht mehr vertretbar ist. Die Aus-
schußmitglieder der CDU/CSU-Fraktion haben 
sich bei der Abstimmung der Stimme enthalten, 
weil ihnen die Auswirkungen dieser Bestimmung 
besonders auf das Beamtenrecht nicht ausrei-
chend geklärt erschien; sie haben sich eine 
Überprüfung bis zur Verabschiedung des Gesetz-
entwurfs im Bundestag vorbehalten. 

Nach geltendem Recht können außerdem Beamte 
und ihnen gleichgestellte Personen Ersatzzeiten 
— z. B. Reichsarbeitsdienst, Wehr- und Kriegs-
dienst, Kriegsgefangenschaft —, Ausfallzeiten — 
insbesondere Fach- und Hochschulzeiten — sowie 
Zurechnungszeiten sowohl bei der Versorgung 
als auch in der Rentenversicherung aufgrund 
ihrer früheren Beitragszahlung angerechnet er-
halten. Der Ausschuß hat einstimmig beschlossen, 
diese Doppelanrechnung in den Fällen, in denen 
sie zu Überversorgungen führen kann, d. h. bei 
Beamten, bei denen das Beamtenverhältnis vor 
1966 begründet worden ist, zu beseitigen und 
Ersatz-, Ausfall- und Zurechnungszeiten bei der 
Berechnung der Rente in der Rentenversicherung 
nicht mehr anzurechnen, wenn diese Zeiten be-
reits bei der Versorgung nach beamtenrecht-
lichen Vorschriften oder Grundsätzen berücksich-
tigt sind (vgl. Abschnitt C Nr. 5 und 11). 

b) Gerechte Bewertung von Ausbildungszeiten 

Nach geltendem Recht werden der Bewertung 
von Ausbildungszeiten Entgelte zugrunde gelegt, 
die nach Abschluß der Ausbildung verdient wer-
den oder verdient werden könnten. Die Bewer-
tung erfolgt somit nicht nach einem Entgelt, das 
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normalerweise in der betreffenden Zeit verdient 
werden könnte, wenn statt der Ausbildung eine 
versicherungspflichtige Beschäftigung ausgeübt 
würde. Die dadurch bedingte Besserstellung ins-
besondere der Absolventen von Fach- und Hoch-
schulen gegenüber den Versicherten, die wäh-
rend ihrer Berufsausbildung versicherungspflich-
tig sind, soll entsprechend einem Antrag der 
Koalitionsfraktionen auf einvernehmlichen Be-
schluß des Ausschusses dadurch vermieden wer-
den, daß Ausbildungszeiten bei der Rentenbe-
rechnung nur noch mit höchstens 100 v. H., d. h. 
mit dem Durchschnittseinkommen aller Versicher-
ten bewertet werden (vgl. Abschnitt C Nr. 10). 

c) Wegfall der Nachentrichtungsfrist für freiwillige 
Beiträge 

Pflichtversicherte, insbesondere abhängig Be-
schäftigte, die im wesentlichen die Finanzierung 
der gesetzlichen Rentenversicherung tragen, ha-
ben ihre Beiträge ohne zeitliche Verzögerung zu 
entrichten. Dem freiwillig Versicherten steht hier-
für bisher eine Frist von bis zu drei Jahren zur 
Verfügung. 

Auf Antrag der Fraktionen der SPD und FDP 
hat der Ausschuß gegen die Stimmen der CDU/ 
CSU-Fraktion in Abweichung vom Regierungs-
entwurf beschlossen, diese Nachentrichtungsfrist 
vom 1. Januar 1980 an aus Gründen der Gleich-
behandlung von Pflichtversicherten und freiwillig 
Versicherten zu beseitigen; freiwillige Beiträge 
müssen somit künftig bis zum Ende des Kalen-
derjahres entrichtet werden, für das sie gelten 
sollen. Die Ausschußmitglieder der CDU/CSU-
Fraktion haben zu bedenken gegeben, daß diese 
Regelung, durch persönliche Verhältnisse be-
dingt, zu Zahlungsschwierigkeiten bei einzelnen 
Versicherten führen könne (vgl. Abschnitt C 
Nr. 25) . 

3. Anspruchsvoraussetzungen für den Kinderzuschuß 

Zu den Maßnahmen des Gesetzentwurfs zur Errei-
chung größerer Beitragsgerechtigkeit in der gesetz-
lichen Rentenversicherung gehören auch die Rege-
lungen, die künftig die Gewährung des Kinderzu-
schusses zu den Versichertenrenten von einer konti-
nuierlichen Beitragsentrichtung abhängig machen. 
Diese Voraussetzung wird dann als erfüllt ange-
sehen, wenn die Zeit vom Eintritt in die Versiche-
rung bis zum Versicherungsfall wenigstens zur Hälf-
te mit Beiträgen belegt ist, wobei freiwillige Bei-
träge mitberücksichtigt werden. Der Ausschuß hat 
diese Regelung einstimmig gebilligt. 

Hinsichtlich der Auswirkungen dieser Regelung auf 
die Waisenrenten hat der Ausschuß auf Antrag der 
Fraktionen der SPD und FDP den Regierungsent-
wurf dahin geändert, daß zu den Vollwaisenrenten, 
wenn die Halbbelegung nicht erfüllt ist, als bei-
tragsunabhängiger Bestandteil der volle (künftig 
nicht dynamische) Kinderzuschuß gewährt werden 
soll. Bei der Halbwaisenrente hat der Ausschuß dem 
Vorschlag im Regierungsentwurf seine Zustimmung 
gegeben, daß hierzu bei nicht erfüllter Halbbelegung 
als beitragsunabhängiger Bestandteil künftig der 
halbe Kinderzuschuß gewährt wird. 

4. Anspruchsvoraussetzungen für die medizinische 
Rehabilitation 

Auf Antrag der Fraktionen der SPD und FDP hat der 
Ausschuß bei einer Stimmenthaltung beschlossen, 
die Anspruchsvoraussetzungen für die medizinische 
Rehabilitation aus gesundheitspolitischen Gründen 
gegenüber dem Regierungsentwurf zu lockern. 
Das im Regierungsentwurf für freiwillig Ver-
sicherte vorgesehene Erfordernis der sogenannten 
Halbdeckung, d. h. daß die Hälfte der Zeit zwischen 
der ersten Beitragszahlung und der Stellung des An-
trags auf Heilverfahren mit Rentenversicherungsbei-
trägen belegt sein muß, entfällt. Nach dem Ausschuß-
beschluß sollen Heilbehandlungsmaßnahmen auch 
von freiwillig oder latent Versicherten in Anspruch 
genommen werden können, wenn sie entweder eine 
Versicherungszeit von 180 Kalendermonaten oder 
bei Vorliegen bzw. Gefahr von Berufs- oder Er-
werbsunfähigkeit eine solche von 60 Kalendermona-
ten zurückgelegt haben. 

Beamte, Richter und Soldaten sowie Personen, die 
Anspruch auf Versorgung nach beamtenrechtlichen 
Vorschriften oder Grundsätzen haben, sollen von der 
Teilnahme an Rehabilitationsmaßnahmen der Ren-
tenversicherungsträger ausgeschlossen werden, weil 
sie einen Beihilfeanspruch gegen ihren öffentlich-
rechtlichen Dienstherrn haben. Es ist deshalb nicht 
gerechtfertigt, die Versichertengemeinschaft mit 
Aufwendungen für Rehabilitationsmaßnahmen an 
diesen Personenkreis zu belasten. 

Die Ausschußmitglieder der CDU/CSU-Fraktion hat-
ten zu bedenken gegeben, daß die nach dem Regie-
rungsentwurf vorgesehene Einschränkung des reha-
bilitationsberechtigten Personenkreises zu unzumut-
baren Härten insbesondere für ehemals versicherte 
Frauen und Hausfrauen führen könnte und des-
halb eine Streichung dieser Vorschrift beantragt, die 
jedoch von der Ausschußmehrheit abgelehnt wurde. 
Die vorgetragenen Bedenken konnten auch aufgrund 
der beschlossenen gemilderten Ausschußfassung 
nicht voll ausgeräumt werden. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
seine Entscheidung auch unter Berücksichtigung der 
Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses für 
Jugend, Familie und Gesundheit getroffen (vgl. Ab-
schnitt C Nr. 7). 

5. Erhöhung des Mindestbeitrags 

Der Ausschuß ist einstimmig dem Vorschlag im Re-
gierungsentwurf gefolgt, den Mindestbeitrag für die 
freiwillige Versicherung stufenweise anzuheben und 
ab 1980 an die Einkommensgrenze für geringfügige 
Tätigkeiten im Sinne des § 8 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch anzubinden. Der Ausschuß hat sich 
dabei im wesentlichen auf die Begründung im Re-
gierungsentwurf bezogen. 

Die Ausschußmitglieder aller Fraktionen haben nicht 
verkannt, daß mit dieser Regelung auf einen Teil 
der freiwillig Versicherten künftig eine stärkere 
Belastung zukommen kann, wenn eine Wartezeit, 
insbesondere diejenige für ein Altersruhegeld, mög-
lichst schnell mit niedrigen freiwilligen Beiträgen 
erfüllt werden soll. Diese Belastung ist im Verhält- 
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nis jedoch nicht stärker als die Belastung, die die 
freiwillig Versicherten unmittelbar nach 1957 ge-
tragen haben, wenn sie bei ihren damaligen Einkom-
mensverhältnissen Mindestbeiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung gezahlt haben. 

6. Versicherungsfreiheit von Nebenbeschäftigungen 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat sich 
auch mit den Problemen befaßt, die sich aus der in 
jüngster Zeit zu beobachtenden starken Zunahme 
von versicherungsfreien Nebenbeschäftigungen er-
geben. Er hat dabei vor allem die Auswirkungen be-
handelt, die sich teils negativ teils positiv für die 
Beschäftigten und die Betriebe aus Nebenbeschäfti-
gungen besonders im Reinigungsgewerbe sowie im 
Zeitungs- und Zeitschriftenvertrieb ergeben kön-
nen. Der Ausschuß war übereinstimmend der Auf-
fassung, daß die sehr unterschiedlichen Folgewir-
kungen einer versicherungsfreien Nebenbeschäfti-
gung in bezug auf die Alterssicherung und auf be-
triebswirtschaftliche Aspekte einer eingehenden 
Überprüfung bedürfen. 

Der Ausschuß hat deshalb aufgrund eines gemeinsa-
men Antrags aller Fraktionen einstimmig beschlos-
sen, dem Bundestag eine Entschließung zur An-
nahme zu empfehlen, mit der die Bundesregierung 
ersucht werden soll zu prüfen, ob und in welcher 
Weise der Zunahme von versicherungsfreien Neben-
beschäftigungen entgegengewirkt werden kann, die 
unter Einsparung von Sozialversicherungsbeiträgen 
ausgeübt werden. Die Bundesregierung soll ferner 
gebeten werden, gegebenenfalls Vorschläge unter 
ausgewogener Berücksichtigung der Belange von 
Beschäftigten und Arbeitgebern, insbesondere auch 
im Interesse der eigenständigen Alterssicherung der 
Frauen, spätestens im Entwurf des 21. Rentenanpas-
sungsgesetzes mit dem Ziel zu machen, die Chan-
cengleichheit für Arbeitssuchende und die Wettbe-
werbsgleichheit für Arbeitgeber auf diesem Teilge-
biet des Arbeitsmarktes zu verbessern. 

C. Einzelbegründungen 
zum 20. Rentenanpassungsgesetz 

Zu Artikel 1 — Rentenanpassung 

1. Anpassung der Waisenrenten in der gesetzli-
lichen Rentenversicherung 

Zu §§3 und 4 

Die Änderungen in den §§ 3 und 4 sind eine 
Folge der vom Ausschuß mit Mehrheit be-
schlossenen Änderung der Berechnung der 
Vollwaisenrente in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung. Vgl. hierzu im einzelnen unter Num-
mer 13. 

2. Anpassungssatz in der gesetzlichen Unfallver-
sicherung 

Zu § 10 Abs. 1 und 2, § 15 

In § 10 Abs. 1 und 2 wurde durch einstimmigen 
Beschluß des Ausschusses jeweils die Zahl 

„1,073" durch die Zahl „1,074" ersetzt. In § 15 
wurde die Zahl „1155" durch die Zahl „1156" 
ersetzt. Diese Änderungen beruhen auf neuen 
Berechnungen des Statistischen Bundesamtes 
über die Höhe der durchschnittlichen Brutto-
lohn- und -gehaltssumme für das Jahr 1976. 

Zu Artikel 2 — Regelungen zur Verbesserung der 
Finanzgrundlagen der gesetzlichen 
Rentenversicherung und sonstige 
Regelungen 

3. Berufliche Rehabilitation 

Zu § 1 Nr. 1 und anderen Vorschriften 

Ein Antrag der Fraktion der CDU/CSU, § 1 Nr. 1 
und die weiteren Regelungen, die die Übertra-
gung der beruflichen Rehabilitation auf die 
Bundesanstalt für Arbeit betreffen, zu streichen, 
wurde mit den Stimmen der Fraktionen der SPD 
und FDP abgelehnt. Wegen der Begründung der 
unterschiedlichen Auffassungen wird auf den 
allgemeinen Teil dieses Berichts verwiesen. 

4. Rente an Waisen in Ausbildung mit eigenem 
Einkommen 

Zu § 1 Nr. 1 a und 20 a, § 2 Nr. 19 a, § 3 Nr. 17 a, 
§ 4 Nr. 2 a, § 5 Nr. 2 a, § 6 Nr. 1 Buchstabe c, 
§ 8 Nr. 1 Buchstabe b, § 8 a, § 10 Nr. 3 Buch-
stabe b Doppelbuchstabe bb, Artikel 3 §§ 2 a 
und 2 b 

Auf Antrag der Fraktionen der SPD und FDP 
wurden mit Mehrheit in den Gesetzentwurf ein-
schränkende Regelungen für die Gewährung 
von Waisenrente in der gesetzlichen Unfall-
versicherung und in der gesetzlichen Renten-
versicherung sowie für die Gewährung von 
Waisengeld in der Altershilfe für Landwirte 
und in der Schornsteinfegerversorgung an über 
18 Jahre alte Waisen in Ausbildung eingeführt. 
Waisen, die aus dem Ausbildungsverhältnis 
Bruttobezüge von wenigstens 1 000 DM im Mo-
nat oder vergleichbare Bezüge erhalten, haben 
künftig keinen Anspruch auf Waisenrente mehr. 
Damit wird der Grundgedanke für die im Haus-
haltsstrukturgesetz getroffenen Regelungen für 
Familienlastenausgleichsleistungen (Kindergeld, 
Kinderzulage, Kinderzuschüsse usw.) auf Wai-
senrenten und Waisengelder erstreckt; vgl. 
im einzelnen § 595 Abs. 2 und § 1267 Abs. 2 
RVO, § 44 Abs. 2 AVG, § 67 Abs. 2 RKG, § 3 a 
Abs. 2 Satz 2 GAL, § 32 Abs. 3 Satz 4 des 
Schornsteinfegergesetzes, jeweils in der Fas-
sung des Ausschußantrags. 

Die Regelungen sollen zum 1. Juli 1977 in Kraft 
treten; bei Waisen, die bereits Rente erhalten, 
soll die Regelung vom 1. Januar 1978 an wirk-
sam werden. Dies ergibt sich aus Artikel 2 
§ 20 Abs. 2 ArVNG, Artikel 2 § 19 Abs. 2 
AnVNG, Artikel 2 § 12 Abs. 5 KnVNG, Arti-
kel 2 § 6 b des Gesetzes zur Neuregelung der 
Altershilfe für Landwirte sowie aus Artikel 3 
§§ 2 a und 2 b dieses Gesetzentwurfs, jeweils in 
der Fassung des Ausschußantrags. 
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Ein Antrag der Fraktion der CDU/CSU, die 
Einkommensgrenzen, von denen ab keine Wai-
senrente mehr zu gewähren ist, in einem Pro-
zentsatz der Beitragsbemessungsgrenze der ge-
setzlichen Rentenversicherung auszudrücken 
und damit dynamisch auszugestalten, wurde 
unter Hinweis auf die Höhe der Einkommens-
grenzen mit Mehrheit abgelehnt. 

Mit Stimmenmehrheit wurde eine Entschließung 
angenommen, durch die die Bundesregierung 
ersucht wird, im Abstand von drei Jahren zu 
der Frage Stellung zu nehmen, ob die Einkom-
mensgrenzen bei den Renten an Waisen in Aus-
bildung der Entwicklung der allgemeinen Ein-
kommensverhältnisse angepaßt werden sollen. 

Ein Antrag der Fraktion der CDU/CSU, die Bun-
desregierung zu ersuchen, die durch das Haus-
haltsstrukturgesetz eingeführten Einkommens-
grenzen für Familienlastenausgleichsleistungen 
an über 18 Jahre alte Kinder in Ausbildung zu 
überprüfen, wurde von der Mehrheit des Aus-
schusses mit der Begründung abgelehnt, daß 
das Schwergewicht dieses Antrages auf dem 
Gebiet des Kindergeldrechts liege. Aus diesem 
Grunde sollte der Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU im Zusammenhang mit der parlamen-
tarischen Behandlung des Entwurfs des Steuer-
änderungsgesetzes 1977 gestellt werden. 

5. Versicherungsfreiheit der Beamtenpensionäre 

Zu § 1 Nr. 2 a und 2 b, Nr. 35 a, § 2 Nr. 1 a und 
1 b, Nr. 34 a, § 3 Nr. 1 a und 1 b, Nr. 13 Buch- 
stabe c 1., § 4 Nr. 1 a, § 5 Nr. 1 a und § 6 Nr. 01 

Auf Antrag der Fraktionen der SPD und FDP 
hat der Ausschuß bei Stimmenthaltung der 
CDU/CSU Regelungen eingeführt, durch die 
Pensionäre mit einer ausreichenden Versorgung 
künftig in der gesetzlichen Rentenversicherung 
versicherungsfrei sind. Nach Auffassung der 
Mehrheit des Ausschusses ist es sozialpolitisch 
nicht gerechtfertigt, daß Versorgungsempfän-
ger hinsichtlich der Versicherungspflicht anders 
behandelt werden als Altersruhegeldempfänger 
der gesetzlichen Rentenversicherung. Die be-
schlossene Regelung zielt darauf ab, Doppel-
versorgungen zu vermeiden. Insbesondere soll 
ausgeschlossen werden, daß Versorgungsemp-
fänger in der gesetzlichen Rentenversicherung 
in den Genuß von beitragsunabhängigen Lei-
stungen und Ersatz- und Ausfallzeiten kommen 
können ;  vgl. im einzelnen § 1229 Abs. 1 Nr. 6, 
§ 1230 RVO, § 6 Abs. 1 Nr. 7, § 7 AVG, § 30 
Abs. 1 Nr. 6, § 32 RKG, jeweils in der Fassung 
des Ausschußantrags. 

6. Aufstockung von Pflichtbeiträgen 

Zu § 1 Nr. 3, 4 und 16 Buchstaben c und d, 
Nr. 17 Buchstaben a, b und d, Nr. 19 und 41, § 2 
Nr. 2, 3 und 15 Buchstaben c und d, Nr. 16 
Buchstaben a, b und d, Nr. 18 und 38, § 3 Nr. 2 
und 15 

Auf Antrag der Fraktionen der SPD und FDP 
hat der Ausschuß mit Mehrheit beschlossen, die 

im Gesetzentwurf enthaltenen Regelungen über 
die Aufstockung von Pflichtbeiträgen zu strei-
chen. Nach Auffassung der Mehrheit des Aus-
schusses sollen die damit zusammenhängenden 
sozialpolitischen und finanziellen Fragen noch 
einmal umfassend geprüft werden. Ein entspre-
chendes Ersuchen an die Bundesregierung ist 
in einer Entschließung enthalten, die von der 
Mehrheit des Ausschusses angenommen worden 
ist. Vgl. hierzu auch den allgemeinen Teil die-
ses Berichts. 

7. Medizinische Rehabilitation 

Zu § 1 Nr. 6, 15 Buchstabe a, § 2 Nr. 5, 14 Buch-
stabe a, § 3 Nr. 4, 13 Buchstabe a 

Auf Antrag der Fraktionen der SPD und FDP, 
der einstimmig angenommen wurde, unterschei-
det die geänderte Fassung entsprechend der 
Stellungnahme des Bundesrates gegenüber dem 
Regierungsentwurf stärker zwischen medizini-
schen Maßnahmen zur Rehabilitation der Ren-
tenversicherungsträger im Sinne von § 1236 
RVO und den Kuren der Krankenversicherungs-
träger. Gleichzeitig wurde verdeutlicht, daß bei 
der Bewilligung einer Rehabilitationsmaßnahme 
gleichartige stationäre Maßnahmen desselben 
Trägers oder ähnliche Maßnahmen, insbeson-
dere die Kuren anderer Leistungsträger, wie 
z. B. die der Kriegsopferversorgung oder der 
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung, 
berücksichtigt werden sollen. Dabei ist es un-
erheblich, ob sie voll finanziert oder ganz oder 
teilweise bezuschußt werden, wie z. B. aufgrund 
von Beihilfevorschriften. 

Ein Antrag der Fraktion der CDU/CSU, bei me-
dizinischen Maßnahmen zur Rehabilitation we-
gen allgemeiner Erkrankungen den rehabilita-
tionsberechtigten Personenkreis, soweit es sich 
nicht um Pflichtversicherte handelt, unverändert 
zu lassen, wurde vom Ausschuß mit Mehrheit 
abgelehnt. 

Auf Antrag der Fraktionen der SPD und FDP 
hat der Ausschuß einvernehmlich beschlossen, 
von der im Regierungsentwurf vorgesehenen 
Halbbelegung als versicherungsrechtlicher Vor-
aussetzung für die Teilnahme an medizinischen 
Rehabilitationsmaßnahmen abzusehen und statt 
dessen für freiwillig und latent Versicherte eine 
Versicherungszeit von 180 Kalendermonaten zu 
verlangen. Gleichzeitig wurde durch eine An-
derung der Nummer 2 des § 1236 Abs. 1 a RVO 
sichergestellt, daß für den genannten Personen-
kreis eine Versicherungszeit von 60 Kalender-
monaten ausreichend ist, wenn zu befürchten ist, 
daß in absehbarer Zeit Berufs- oder Erwerbs-
unfähigkeit eintreten kann. Die Änderung des 
§ 1244 a RVO stellt sicher, daß diese Einschrän-
kungen für Tbc-Kranke nicht gelten. 

Von den Rehabilitationsmaßnahmen der Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherung ausge-
schlossen wurden durch eine Ergänzung des 
§ 1236 Abs. i a RVO Beamte und Versorgungs-
empfänger sowie ihnen gleichgestellte Perso- 
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nen. Eine Ausnahme besteht insoweit nach 
§ 1244 a Abs. 7 RVO nur bei Tbc-Erkrankungen 
für die in der gesetzlichen Rentenversicherung 
pflichtversicherten Versorgungsempfänger und 
ihre nichtversicherten Angehörigen. Der Aus-
schuß ging bei der Regelung davon aus, daß es 
nicht gerechtfertigt sei, mit den Rehabilitations-
aufwendungen dieses Personenkreises, der bei-
hilfeberechtigt ist, die Versichertengemeinschaft 
der gesetzlichen Rentenversicherung zu belasten. 
Der Ausschuß war sich dabei bewußt, daß wegen 
dieser Neuregelung die Beihilfevorschriften ge-
ändert werden müssen. 

8. Hinzuverdienst bei vorzeitigem Altersruhegeld 

Zu § 1 Nr. 15 a, § 2 Nr. 14 a, § 3 Nr. 13 a, § 4 
Nr. 1 b, § 5 Nr. 1 b Buchstabe b und § 6 Nr. 02 

Auf Antrag der Fraktionen der SPD und FDP 
hat der Ausschuß mit Mehrheit Regelungen be-
schlossen, durch die die Grenzen für den zuläs-
sigen Hinzuverdienst bei Beziehern von vor-
zeitigem Altersruhegeld auf den derzeitigen 
Stand festgeschrieben werden. Außerdem wird 
der zeitliche Rahmen für kurzfristige Beschäfti-
gungen eingeschränkt. 

Dadurch soll vermieden werden, daß ein höhe-
res Gesamteinkommen erzielt werden kann, als 
es vor dem Rentenbezug vorhanden war. Außer-
dem soll damit der derzeitigen Arbeitsmarkt-
situation Rechnung getragen werden; vgl. § 1248 
Abs. 4 RVO, § 25 Abs. 4 AVG und § 48 Abs. 4 
RKG, jeweils in der Fassung des Ausschußan-
trags. 

Auf Antrag der Fraktionen der SPD und FDP 
hat der Ausschuß außerdem mit Mehrheit eine 
Entschließung angenommen, durch die die Bun-
desregierung ersucht wird, entsprechende Fol-
gerungen für Bezieher von beamtenrechtlichen 
Versorgungsbezügen oder anderen Versor-
gungsleistungen aus einer Beschäftigung im 
öffentlichen Dienst zu ziehen und Vorschläge für 
diesbezügliche Rechtsänderungen vorzulegen. 

9. Allgemeine Bemessungsgrundlage 

Zu § 1 Nr. 16 Buchstabe a, Nr. 35 Buchstabe a, 
§ 2 Nr. 15 Buchstabe a, Nr. 34 Buchstabe a, § 3 
Nr. 14 Buchstabe a, Nr. 26 Buchstaben b und c. 

Ein Antrag der Fraktion der CDU/CSU, die im 
Gesetzentwurf enthaltenen Vorschriften über 
die allgemeine Bemessungsgrundlage zu strei-
chen, wurde von der Ausschußmehrheit aus den 
Gründen des Regierungsentwurfs und der Ge-
genäußerung der Bundesregierung zu der Stel-
lungnahme des Bundesrates abgelehnt. Das-
selbe gilt für den Antrag der Fraktion der CDU/ 
CSU, es hinsichtlich der Beitragsbemessungs-
grenze beim geltenden Recht zu belassen. 

10. Bewertung der Ausbildungszeiten 

Zu § 1 Nr. 17, § 2 Nr. 16, § 3 Nr. 15 

Auf Antrag der Fraktionen der SPD und FDP 
hat der Ausschuß bei einer Stimmenthaltung 

beschlossen, beitragslose Ausbildungszeiten bei 
der Rentenberechnung künftig höchstens mit 
dem Durchschnittsentgelt aller Versicherten zu 
bewerten; vgl. § 1255 a RVO, § 32 a AVG und 
§ 54 a RKG, jeweils in der Fassung des Aus-
schußantrags. Durch diese Regelung wird eine 
Besserstellung insbesondere der Absolventen 
von Fach- und Hochschulen gegenüber den Ver-
sicherten, die während ihrer Berufsausbildung 
in der Rentenversicherung versicherungspflich-
tig sind, vermieden. 

11. Doppelanrechnung von beitragslosen Zeiten in 
der gesetzlichen Rentenversicherung und in der 
Beamtenversorgung 

Zu § 1 Nr. 19 a, § 2 Nr. 18 a, § 3 Nr. 16 a 

Auf Antrag der Fraktionen der SPD und FDP 
hat der Ausschuß einstimmig in den Gesetzent-
wurf Regelungen eingefügt, die eine Doppel-
anrechnung von Ersatz- und Ausfallzeiten sowie 
der Zurechnungszeit in der gesetzlichen Renten-
versicherung und in der Beamtenversorgung 
künftig vermeiden. Wegen der notwendig lan-
gen Vorbereitungszeit der Verwaltung soll die 
Regelung erst zum 1. Januar 1980 in Kraft tre-
ten; vgl. im einzelnen § 1260 c RVO, § 37 c AVG 
und § 58 c RKG, jeweils in der Fassung des 
Ausschußantrags. 

12. Kinderzuschuß in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung 

Zu § 1 Nr. 20 b und anderen den Kinderzuschuß 
betreffenden Vorschriften des Gesetzentwurfs 

Die Fraktion der CDU/CSU hat beantragt, die 
Vorschriften des Gesetzentwurfs, die die Fest-
schreibung des Kinderzuschusses zu den Ver-
sichertenrenten und den Waisenrenten vorse-
hen, zu streichen. Sie hat den Antrag mit der 
durchschnittlichen Einkommensituation der 
Rentner und familienpolitisch begründet. Der 
Antrag wurde von der Mehrheit des Ausschus-
ses im wesentlichen aus den Gründen des Re-
gierungsentwurfs abgelehnt. 

13. Berechnung der Vollwaisenrente in der gesetz-
lichen Rentenversicherung 

Zu § 1 Nr. 21 Buchstabe a, Nr. 22, § 2 Nr. 20 
Buchstabe a, Nr. 21, § 3 Nr. 18 und 19, § 4 Nr. 3, 
§ 5 Nr. 3, § 6 Nr. 2 Buchstabe b und Nr. 2 a 

Auf Antrag der Fraktionen der SPD und FDP 
hat der Ausschuß mit Mehrheit die im Gesetz-
entwurf enthaltenen Regelungen für Waisenren-
ten in der Weise geändert, daß bei Vollwaisen-
renten an die Stelle des festgeschriebenen Kin-
derzuschusses der Betrag in Höhe von einem 
Zehntel der allgemeinen Bemessungsgrundlage 
tritt, wenn der Versicherte die Voraussetzungen 
der sog. Halbbelegung mit Pflicht- und freiwilli-
gen Beiträgen erfüllt hat. Insoweit bleibt es bei 
dem bisher dynamischen beitragsunabhängigen 
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Leistungsteil. In den anderen Fällen erhöht sich 
die Vollwaisenrente um den auf dem jetzigen 
Stand festgeschriebenen Kinderzuschuß ; vgl. 
§ 1269 Abs. 1 Sätze 3 und 4 RVO, § 46 Abs. 1 
Sätze 3 und 4 AVG, § 69 Abs. 6 Sätze 3 und 4 
RKG, jeweils in der Fassung des Ausschußan-
trags. Die unterschiedliche Behandlung der Voll-
waisen gegenüber den Halbwaisen wird damit 
begründet, daß Vollwaisenrente den gesamten 
Unterhalt der Waisen sicherstellen soll, wäh-
rend die Halbwaisenrente nur einen Teil des 
Familieneinkommens darstellt. 

Mit diesem Beschluß hat der Ausschuß einer 
Anregung des Bundesrates teilweise entspro-
chen. Die Regelung, daß bei Nichterfüllung be-
stimmter beitragsmäßiger Voraussetzungen sich 
die Vollwaisenrente um den festgeschriebenen 
Kinderzuschuß erhöht, trägt dem Gedanken der 
Beitragsgerechtigkeit Rechnung. 

Die Änderungen in § 1270 Abs. 1 und § 1279 
Abs. 4 RVO und in den entsprechenden Vor-
schriften der anderen Rentengesetze sowie in 
den Übergangsvorschriften (Artikel 2 §§ 21 a 
und 21 b ArVNG, Artikel 2 §§ 20 a und 20 b 
AnVNG und Artikel 2 §§ 15 und 15 a KnVNG) 
sind redaktionelle Folgeänderungen. 

14. Zeitrente wegen Berufs- und Erwerbsunfähigkeit 

Zu § 1 Nr. 24 a, § 2 Nr. 23 a, § 3 Nr. 20 a 

Auf Antrag der Fraktionen der SPD und FDP 
hat der Ausschuß einstimmig die Vorschriften 
über die Gewährung von Rente wegen Berufs-
oder Erwerbsunfähigkeit auf Zeit dahin geän-
dert, daß Zeitrenten insbesondere auch dann 
gewährt werden können, wenn die Berufs- oder 
Erwerbsunfähigkeit nicht ausschließlich auf dem 
Gesundheitszustand des Versicherten, sondern 
auch auf der Situation des Arbeitsmarkts beruht. 
Dies kann nach der neueren Rechtsprechung des 
Bundessozialgerichts in einem verstärkten Maße 
der Fall sein. In diesen Fällen kann in Zukunft 
die Gewährung der Zeitrente beliebig oft wie-
derholt werden, jedoch nicht über die Vollen-
dung des 60. Lebensjahres hinaus; vgl. im ein-
zelnen § 1276 RVO, § 53 AVG, § 72 RKG, je-
weils in der Fassung des Ausschußantrags. 
Außerdem wird die Frist der Zeitrente von 
zwei auf drei Jahre erweitert, um den tatsäch-
lichen Gegebenheiten mehr Rechnung zu tra-
gen. 

In diesem Zusammenhang hat auf Antrag der 
Fraktionen der SPD und FDP der Ausschuß ein-
stimmig eine Entschließung angenommen, durch 
die die Bundesregierung ersucht wird, die Aus-
wirkungen der Rechtsprechung des Bundes-
sozialgerichts zur Berufs- und Erwerbsunfähig-
keit sorgfältig zu beobachten, über das Ergebnis 
im nächsten Rentenanpassungsbericht zu be-
richten und ggf. — unbeschadet von weiterge-
henden Überlegungen über die Voraussetzun-
gen für die Rente wegen Berufs- und Erwerbs-
unfähigkeit — Vorschläge zu Rechtsänderungen 

zu machen, durch die unangemessene Auswir-
kungen vermieden werden. 

15. Ruhen der Rente beim Zusammentreffen mit 
Arbeitsentgelt 

Zu § 1 Nr. 24 c, § 2 Nr. 23 c, § 3 Nr. 20 c 

Auf Antrag der Fraktionen der SPD und FDP 
hat der Ausschuß bei Stimmenthaltung der 
CDU/CSU Regelungen eingeführt (§ 1284 RVO, 
§ 61 AVG, § 81 RKG), nach denen die Rente 
wegen Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit nach 
Ablauf von zwei Monaten nach Rentenbeginn 
ruht, wenn sie mit Arbeitsentgelt zusammen-
trifft, das im Wege der Lohn- oder Gehaltsfort-
zahlung oder für Zeiten nach Beendigung der Be-
schäftigung gezahlt wird. Dadurch soll vermie-
den werden, daß für Zeiten, in denen der Ver-
sicherte tatsächlich keine Arbeitsleistung er-
bringt, Rente wegen Berufs- und Erwerbsunfä-
higkeit und Arbeitsentgelt nebeneinander ge-
zahlt werden. 

16. Krankenversicherung der Rentner 

Zu § 1 Nr. 27, § 2 Nr. 26 

Auf Antrag der Fraktionen der SPD und FDP 
hat der Ausschuß mit Mehrheit die Vorschriften 
im Regierungsentwurf über die Gewährung des 
Beitragszuschusses an freiwillig oder privat 
krankenversicherte Rentner (§ 1304 e RVO, 
§ 83 e AVG) redaktionell ergänzt, um zu vermei-
den, daß Personen, die bereits einen Zuschuß 
nach § 94 Abs. 4 KVLG erhalten, zusätzlich 
einen Zuschuß nach § 1304 e RVO bzw. § 83 e 
AVG erhalten. 

Die Fraktion der CDU/CSU hat einen Ände-
rungsantrag vorgelegt, nach dem sich die Höhe 
der Leistungen der gesetzlichen Rentenversiche-
rung für die Krankenversicherung der Rentner 
und die Höhe des Beitragszuschusses der gesetz-
lichen Rentenversicherung an freiwillig oder pri-
vat krankenversicherte Rentner nach dem je-
weiligen durchschnittlichen Beitragssatz bei den 
Krankenkassen und Ersatzkassen richten sollen. 
Dieser Antrag war Bestandteil der vom Regie-
rungsentwurf grundsätzlich abweichenden Kon-
zeption der CDU/CSU-Fraktion zur Finanzierung 
der Krankenversicherung der Rentner. Der An-
trag wurde von der Ausschußmehrheit abge-
lehnt. Wegen der Begründung der unterschied-
lichen Auffassungen wird auf den allgemeinen 
Teil dieses Berichts verwiesen. 

Auf Antrag der Fraktionen der SPD und FDP 
wurde jedoch mit Mehrheit eine Entschließung 
angenommen, durch die die Bundesregierung er-
sucht werden soll, im Abstand von drei Jahren 
in dem jeweiligen Rentenanpassungsbericht zur 
Frage der Notwendigkeit einer Anpassung der 
im Gesetz bestimmten Höhe der Zahlungen der 
gesetzlichen Rentenversicherung für die Kran-
kenversicherung der Rentner an den durch-
schnittlichen Beitragssatz der gesetzlichen Kran-
kenversicherung Stellung zu nehmen. 
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Abgelehnt wurde ein Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU, von 1979 an einen Beitrag der Rent-
ner für die Aufwendungen der gesetzlichen Ren-
tenversicherung für die Krankenversicherung 
der Rentner einzuführen. Wegen der Begrün-
dung dieses Antrags und seiner Ablehnung wird 
auf den allgemeinen Teil dieses Berichts ver-
wiesen. 

17. Wohnungsbauförderung durch die gesetzliche 
Rentenversicherung 

Zu § 1 Nr. 27 a, § 2 Nr. 26 a, § 3 Nr. 22 a und 26 a 

Auf im wesentlichen übereinstimmende Anträ-
ge der Fraktionen der SPD und FDP sowie der 
CDU/CSU hat der Ausschuß in den Gesetzent-
wurf einstimmig Regelungen eingefügt, durch 
die die Vorschriften, die die Grundlage der För-
derung des Wohnungsbaus durch die Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherung bilden, gestri-
chen werden; vgl. § 1306 Abs. 1 RVO, § 85 
Abs. 1 AVG, § 97 Abs. 2 und § 131 Abs. 3 RKG, 
jeweils in der Fassung des Ausschußantrags. 

Abgesehen davon, daß auf Grund der finanziel-
len Situation ohnehin keine Mittel zur Förde-
rung des Wohnungsbaues mehr aufgewendet 
werden können, war der Ausschuß der Auffas-
sung, daß die Förderung des Wohnungsbaus aus 
heutiger Sicht nicht mehr zu den eigentlichen 
Aufgaben der gesetzlichen Rentenversicherung 
gehört. 

Der Beschluß des Ausschusses entspricht einer 
Anregung des Bundesrates. 

18. Unterbringungskosten in Heimen 

Zu § 1 Nr. 27 b, § 2 Nr. 26 b, § 3 Nr. 22 b, § 4 
Nr. 4 a, § 5 Nr. 4 a, § 6 Nr. 2 b 

Auf im wesentlichen übereinstimmende An-
träge der Fraktionen der SPD und FDP sowie 
der CDU/CSU wurden vom Ausschuß einstim-
mig in den Gesetzentwurf Regelungen einge-
fügt, durch die in den Rentengesetzen die Vor-
schriften, die die Übernahme der Unterbrin-
gungskosten in Heimen oder ähnlichen Anstal-
ten regeln (§ 1307 RVO, § 86 AVG, § 98 RKG), 
gestrichen werden. Auch die Heimunterbringung 
von Rentenberechtigten gehört nach Auffassung 
des Ausschusses nicht mehr zu den eigentlichen 
Aufgaben der Rentenversicherung. 

Der Beschluß des Ausschusses entspricht einer 
Anregung des Bundesrates. 

Nach dem Beschluß des Ausschusses sollen die 
genannten Vorschriften am 31. Dezember 1977 
außer Kraft treten. Um das Vertrauen derjeni-
gen Rentner, die bisher individuelle Leistun-
gen der Rentenversicherungsträger erhalten ha-
ben, zu schützen, hat der Ausschuß eine Über-
gangsregelung beschlossen, nach der die Ren-
tenversicherungsträger auch über den 1. Januar 
1978 hinaus in der Lage sind, für solche Leistun-
gen weitere Mittel aufzuwenden, für die sie 

dies vor dem 1. Juli 1977 bereits getan haben. 
Dies ist in Artikel 2 § 28 b ArVNG Artikel 2 
§ 27 b AnVNG, Artikel 2 § 20 a KnVNG, jeweils 
in der Fassung des Ausschußantrags, geregelt. 

19. Rentenzahlung ins Ausland 

Zu § 1 Nr. 28, 29 und 30, § 2 Nr. 27, 28 und 29, 
§ 3 Nr. 23, 24 und 25, § 4 Nr. 6, § 5 Nr. 6 und 
§ 6 Nr. 3, § 9 

Ein Antrag der Fraktion der CDU/CSU, es bei 
der Rentenzahlung ins Ausland beim geltenden 
Recht zu belassen, wurde vom Ausschuß mit 
Mehrheit im wesentlichen aus den Gründen des 
Regierungsentwurfs abgelehnt. 

Dagegen wurde der Antrag der Fraktionen der 
SPD und FDP, durch eine Änderung der §§ 18 
bis 20 WGSVG für die Verfolgten des National-
sozialismus den bisherigen Rechtszustand un-
verändert aufrechtzuerhalten, mit Mehrheit an-
genommen. Dafür war insbesondere maßgebend, 
daß es sich bei den Leistungen an Verfolgte um 
solche mit Entschädigungscharakter handelt und 
dieser Entschädigungsgedanke auch heute noch 
aktuell ist. Der Ausschuß ging bei seiner Ent-
scheidung davon aus, daß die bis Oktober 1976 
geübte Praxis der Ermessensausübung durch 
die Versicherungsträger rückwirkend wieder-
hergestellt wird, so daß die Ermessensleistung 
einer Pflichtleistung grundsätzlich gleichsteht. 

20. Finanzierungsvorschriften 

Zu § 1 Nr. 32, § 2 Nr. 31 

Der Ausschuß hat aus den Gründen des Regie-
rungsentwurfs die Änderung des § 1383 a RVO, 
§ 110 a AVG in der von den Fraktionen der 
SPD und FDP vorgeschlagenen Fassung einstim-
mig gebilligt. Gegenüber dem Regierungsent-
wurf enthält der Vorschlag der Fraktionen der 
SPD und FDP im wesentlichen nur redaktionelle 
Klarstellungen, die eine einwandfreie Durch-
führung des vorgesehenen Liquiditätsausgleichs 
gewährleisten. Sachlich ist die im Regierungs-
entwurf vorgeschlagene Regelung jedoch inso-
weit erweitert worden, als Grundstücke und Be-
teiligungen der Versicherungsträger zur Sicher-
stellung der eigenen Liquidität nicht veräußert 
werden müssen; vgl. § 1383 a Abs. 3 letzter 
Satz RVO, § 110 a Abs. 3 letzter Satz AVG, je-
weils in der Fassung des Ausschußantrags. 

Zu § 1 Nr. 33, § 2 Nr. 32 

Der Ausschuß stimmte aus den Gründen des Re-
gierungsentwurfs zu Buchstaben a und c den 
Vorschlägen der Bundesregierung zu. Zu Buch-
stabe b nahm der Ausschuß einen Änderungs-
antrag der Fraktionen der SPD und FDP an, der 
gegenüber dem Regierungsentwurf jedoch ledig-
lich eine redaktionelle Klarstellung enthält; — 
vgl. § 1383b Abs. 2 Satz 3 RVO, § 110b Abs. 2 
Satz 3 AVG, jeweils in der Fassung des Aus-
schußantrags. 
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21. Beiträge der Bundesanstalt für Arbeit für von 
der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung befreite Personen 

Zu § 1 Nr. 35, § 2 Nr. 34, § 3 Nr. 26 

Ein Antrag der Fraktion der CDU/CSU, die Bun-
desanstalt für Arbeit zu verpflichten, für Ar-
beitslose, die sich wegen ihrer auf Gesetz oder 
Satzung beruhenden Zugehörigkeit zu einer be-
rufsständischen Versicherungs- oder Versor-
gungseinrichtung nach § 7 Abs. 2 AVG von der 
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Renten-
versicherung haben befreien lassen, Beiträge an 
die Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung 
abzuführen, wurde von der Mehrheit abgelehnt, 
weil eine solche Regelung über die Zielsetzung 
des Regierungsentwurfs, bei Arbeitslosigkeit 
grundsätzlich nur Ausfallzeiten durch Beitrags-
zeiten zu ersetzen, hinausgehen würde. 

Aus denselben Gründen wurde von der Mehr-
heit des Ausschusses auch ein Entschließungs-
antrag der Fraktion der CDU/CSU abgelehnt. 
Durch diese Entschließung sollte die Bundes-
regierung ersucht werden, spätestens im Ent-
wurf des 21. RAG Regelungen vorzulegen, durch 
die die Bundesanstalt für Arbeit verpflichtet 
wird, für Personen, die sich nach § 7 Abs. 2 
AVG oder Artikel 2 § 1 AnVNG (befreiende 
Lebensversicherung) von der Versicherungs-
pflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung 
haben befreien lassen, im Falle der Arbeits-
losigkeit Beiträge an die für diese Personen je-
weils zuständigen Versicherungs- oder Versor-
gungseinrichtungen zu zahlen. 

22. Bundeszuschuß zur gesetzlichen Rentenversiche-
rung 

Zu § 1 Nr. 38, § 2 Nr. 37 

Der Ausschuß stimmte bei der Enthaltung der 
CDU/CSU der Neufestsetzung des Bundeszu-
schusses zu der gesetzlichen Rentenversicherung 
unter Bezugnahme auf die Gründe des Regie-
rungsentwurfs zu. Ein Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU, den Trägern der Rentenversicherung 
der Arbeiter und der Angestellten für die Aus-
gaben an Kinderzuschüssen im Zeitraum vom 
1. Juli 1977 bis 31. Dezember 1980 insgesamt 
3,5 Mrd. DM zu erstatten, wurde von der Mehr-
heit des Ausschusses abgelehnt. Hierfür war die 
finanzielle Situation des Bundes ausschlagge-
bend. 

23. Bauausgabendringlichkeitsverordnung 

Zu § 1 Nr. 39 

Der Ausschuß stimmte aus den Gründen des Re-
gierungsentwurfs der Änderung des § 1390 RVO 
in der Fassung des Antrags der Fraktionen der 
SPD und FDP zu; bei dieser Fassung handelt es 
sich nur um eine redaktionelle Berichtigung. 

24. Beitragsentrichtung durch Pflichtversicherte auf 
Antrag 

Zu § i Nr. 40 a, § 2 Nr. 37 a 

Die Fraktionen der SPD und FDP haben bean-
tragt, die für Pflichtversicherte auf Antrag 
(Selbständige) bestehende Möglichkeit, Beiträ-
ge erst am Ende eines Kalenderjahres zu ent-
richten, zu streichen. Damit soll eine einheit-
liche Fälligkeitsregelung für alle Pflichtversi-
cherten, wie sie auch vom Bundesrat angeregt 
worden ist, hergestellt werden. Der Antrag 
wurde gegen die Stimmen der Fraktion der 
CDU/CSU angenommen, die Schwierigkeiten bei 
der Ermittlung des Arbeitseinkommens be-
fürchtet. Vgl. § 1405 a Abs. 1 RVO, § 127 a 
Abs. 1 AVG, jeweils in der Fassung des Aus-
schußantrags. 

25. Wirksamkeit von freiwilligen Beiträgen 

Zu § 1 Nr. 42, § 2 Nr. 39, § 3 Nr. 27 

Auf Antrag der Fraktionen der SPD und FDP 
hat der Ausschuß mit Mehrheit die im Regie-
rungsentwurf enthaltenen Vorschriften über die 
Fristen, innerhalb derer freiwillige Beiträge 
entrichtet werden müssen, geändert. Nach dem 
Regierungsentwurf wurde die bisherige Frist 
von zwei Jahren um ein Jahr gekürzt. Die 
Mehrheit des Ausschusses war der Ansicht, daß 
insoweit eine volle Angleichung der Rechts-
stellung der freiwillig Versicherten an diejenige 
der Pflichtversicherten erforderlich sei. § 1418 
Abs. 1 RVO, § 140 Abs. 1 AVG und § 133 Abs. 1 
RKG, jeweils in der Fassung des Ausschuß-
antrags, bestimmt jetzt, daß freiwillige Beiträge 
vom 1. Januar 1980 ab in dem Jahr entrichtet 
werden müssen, für das sie gelten sollen. 

Die Fraktion der CDU/CSU hat dem Antrag der 
Fraktionen der SPD und FDP vor allem mit 
dem Hinweis auf die schwankenden Einkom-
men eines Teils der freiwillig Versicherten 
nicht zugestimmt. 

26. Durchführung des Versorgungsausgleichs in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung 

Zu § 3 Nr. 22 

Auf Antrag der Fraktionen der SPD und FDP hat 
der Ausschuß in Buchstabe a bei einer Stimm-
enthaltung eine Regelung beschlossen, durch 
die erreicht wird, daß sich in der knappschaftli-
chen Rentenversicherung eine Minderung oder 
Erhöhung von Rentenanwartschaften aufgrund 
eines durchgeführten Versorgungsausgleichs 
auch auf die Höhe einer Bergmannsrente mit 
dem ihr zugrundeliegenden Steigerungssatz von 
0,8 v. H. für jedes anrechnungsfähige Versiche-
rungsjahr auswirkt. Vgl. § 96 a Abs. 4 Satz 1 
RKG in der Fassung des Ausschußantrags. Diese 
Regelung war im Ersten Eherechtsreformgesetz 
versehentlich unterblieben. 

Die Regelung in Buchstabe b entspricht der bis-
herigen Fassung des Regierungsentwurfs. 
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27. Waisengeld in der Altershilfe für Landwirte 

Zu § 8 Nr. 1 

Die von der Ausschußmehrheit auf Antrag der 
Fraktionen der SPD und FDP beschlossene Än-
derung zum Waisengeld in der Altershilfe für 
Landwirte enthält in bezug auf § 3 a Abs. 1 GAL 
keine Änderung gegenüber dem Regierungs-
entwurf. Zur Änderung des § 3 a Abs. 2 GAL 
wird auf die Begründung zu Nummer 4 hinge-
wiesen. 

28. Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge 

Zu § 14 

Durch das Sozialgesetzbuch — Gemeinsame 
Vorschriften für die Sozialversicherung — soll-
te mit Wirkung vom 1. Juli 1977 an die Fällig-
keit für die Beiträge zur Sozialversicherung 
einheitlich auf den 15. des auf die Erzielung des 
Arbeitsentgelts folgenden Monats festgelegt 
werden. Da in weiten Bereichen die Zahlung der 

Beiträge heute früher erfolgt, könnten sich 
durch die Verschiebung des Fälligkeitstermins 
im Jahre 1977 gewisse Liquiditätsschwierigkei-
ten ergeben. Deshalb hat der Ausschuß auf An-
trag der Fraktionen der SPD und FDP bei 
Stimmenthaltung der CDU/CSU beschlossen, das 
Inkrafttreten der neuen Fälligkeitsregelung für 
eine Übergangszeit bis zum 1. Januar 1979 hin-
auszuschieben. Das bedeutet, daß bis dahin die 
bisherigen Fälligkeitsvorschriften bestehenblei-
ben. 

D. Finanzielle Auswirkungen 

Die finanziellen Auswirkungen der Rentenanpas-
sung und der im Gesetzentwurf enthaltenen Rege-
lungen zur Verbesserung der Finanzgrundlagen der 
gesetzlichen Rentenversicherung sowie der anderen 
vom Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung gefaß-
ten Beschlüsse sind im einzelnen in Abschnitt „D. 
Kosten" des diesem Gesetzentwurfs vorangestellten 
Vorblatts dargestellt, auf das verwiesen wird. 

Bonn, den 3. Mai 1977 

Franke 

Berichterstatter 

Glombig Schmidt (Kempten) 


